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Vorwort

Im Rahmen der Zshlung der Bevélkerung, Gebiude, Wohnungen, nichtlandwirtschaftlichen Arbeits-
stdtten und landwirtschaftlichen Kleinbetricbe im Jahre 1950 wurde eine Bestandsaufnahme der in der
Bundesrepublik vorhandenen Gebéude und Wohnungen vorgenommen. Die letzte Zihlung dieser Art
hatte, vorwiegend beschrinkt auf die Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern, im Jahre 1927 im
Deutschen Reich stattgefunden. Nach den Zerstorungen an Wohnraum und dem Bevélkerungszustrom aus
den deutschen Ustgebieten infolge des Krieges und der Nachkriegsinanahmen war in der Bundesrepublik
Deutschland eine auBerordentliche Wohnungsnot entstanden, die dringend der Abhilfe bedurfte. Die
Regierung hat es deshalb nach Konstituierung des Bundes als eine ihrer vordringlichsten Aufgaben
bezeichnet, dem Wohnungsmangel entgegenzuarbeiten. Aufgabe der Gebdude- und Wohnungszidhlung
vom 13. 9. 1950 solite es in diesem Rahmen sein, den noch vorhandenen Wohnungsbestand neu auf-
zunehmen und die Wohnverhiltnisse der Haushaltungen in der Bundesrepublik Deutschland zu erfassen.

Die Ergebnisse dieser Statistik sind in den Bénden 38, Heft 2, und 39 bis 42 enthalten. Der Versffent-
lichung der Ergebnisse sind jeweils kurze Erklirungen der den Zahlen zugrunde liegenden Begriffe und der
bei der Statistik angewandten organisatorischen Regelungen vorangestells. Der hiermit vorgelegte
Band 38, Heft 1, der Statistikyder Bundesrepublik Deutschland hat die Aufgabe, die bei dor Wohnungs-
zéhlung 1950 angewandten Verfahren ausfihrlich darzulegen und zu begriinden. Dies erscheint einmal
notwendig, um die Ergebnisse der Zdhlung richtig beurteilen zu kénnen ; sodann ist die Beschreibung der
Methoden der Wohnungszahlung 1950 notwendig, um die Regelungen festzuhalten, die bei spéteren
Zshlungen den Ausgangspunkt von Vergleichen bilden werden.

Da den Benutzern der wohnungsstatistischen Zahlen zunichst vor allem die LErgebnisse der Erhebung

zuginglich gemacht werden muflten, wurde die Verdffentlichung dieses Heftes bis jetzt zuriickgestellt.

Wiesbaden, im Februar 1956

Dr. Gerhard Fiirst

Prisident des Statistischen Bundesamtes






A. Allgemeines zur Statistik der Gebdude- und Wohnungszihlung

Geschichtlicher Riickblick

Die Zusammenballung der Bevolkerung in den Stadten
gegen Ende des vorigen Jahrhunderts brachte in steigendem
MafBle wohnungspolitische Probleme mit sich, zu deren sta-
tistischer Erfassung vor allem die Statistischen Amter der
Kommunen ihren Beitrag lieferten. Es waren insbesondere
die GrofBstidte, die als erste darangingen, Wohnungszih-
lungen in ihren Bereichen durchzufuhren, und dadurch wert-
volle Erfahrungen und Anregungen zur Fortbildung woh-
nungsstatistischer Methoden sammelten. Damit wurden die
GroBstiadte zum Schrittmacher der spateren allgemeinen
Wohnungszdhlungen, deren Aufgabe es ist, Feststellungen
uber die Wohnverhiltnisse zu treffen. Eine der ersten stéadti-
schen Erhebungen dieser Art diirfte wohldie der Stadt Frank-
furt im Jahre 1854 gewesen seinl!). Die Zahlungen wurden
meist in Verbindung mit den Volkszahlungen durchgefiihrt
und waren lediglich auf die ortlichen Verhiiltnisse und In-
teressen abgestellt. Die regionalen Besonderheiten und die
verschiedenen Erhebungszwecke hatten unterschiedliche Me-
thoden und Begriffsbestimmungen zur Folge, die —neben den
ungleichen Erhebungszeitpunkten — einer Vergleichbarkeit
der Ergebnisse im Wege standen. Die Moglichkeit, sich ein
Bild iiber die Wohnverhéltnisse in groflen zusammenhédngen-
den Gebieten zu machen, wurde dadurch stark beeintrichtigt.

Auch die Regierungen einzelner deutscher Bundesstaaten
schenkten bereits fruhzeitig der Wohnungsstatistik erhdhte
Beachtung. Hierzu gehoérten vor allemn Baden, Wurttemberg
und Sachsen, die wiederholt Wohnungszéhlungen durchfuhr-
ten. Die dlteste, ein ganzes Staatsgebiet umfassende Zahlung
fand anldaBlich der Volkszahlung vom 3. 12. 1864 in Baden
statt. Durch Zusatzfragen auf der Zahlungsliste der Volkszéh-
lung wurden alle Gebdaude und die in den Wohnhéausern be-
findlichen Wohnriume, gewerblich genutzten Rawme und
Kiichen gezdhlt?). Von diesem Zeitpunkt an hat Baden in
Verbindung mit den periodisch stattfindenden Volkszahlun-
gen laufend weitere Erhebungen durchgefuhrt, wobeider Um-
fang der zu erhebenden Tatbestiande gegenuber der ersten
Zahlung von Fall zu Fall eingeschrankt oder ausgedehnt
wurde.

In Wurttemberg sind anlafllich der Volksziéhlung im Jahre
1895 die Wohnungen in den funf Stadten des Landes mit mehr
als 20000 Einwohnern gezahlt worden3). Die nachste Erhe-
bung im Jahre 1900 erstreckte sich bereits auf das ganze
Land und wurde 1905 und 1910 wiederholt. Bei der letzt-
genannten Zihlung wurde die GroBe der Wohnungen (Zahl
der Wohnridume, d. h. heizbare und nicht heizbare Zimmer,
Stuben, Kammern, sowie Zahl der zum Schlafen benutzten
Wohn- und anderen Rdume), die Kuchenverhiltnisse der
Haushaltungen und die Wohnrechtsverhaltnisse (Eigen-
tiimer-, Miet- oder Dienstwohnung) festgestellt.

Bei den in Sachsen durchgefiihrten Wohnungszihlungen
wurden besondere Erhebungspapiere zur Feststellung der
Wohnverhiltnisse verwendet, wie es bisher nur in den Grof-
stddten iiblich war. An der ersten Zahhing im Jahre 1904
nahmen 14 Mittel-und Kleinstadte teil*).Beider Wiederholung
der Zihlung im Anschlu an die Volkszidhlung im Jahre 1905
beteiligten sich bereits 27 Stddte. Die dritte ebenfalls in Ver-
bindung mit der Volkszdhlung durchgefuhrte Wohnungs-
zéhlung im Jahre 1910 umfalte 458 Gemeinden mit fast der
Halfte der Bevolkerung Sachsens. Die Befragung wurde mit-
tels einer Grundstiicksliste fur jedes mindestens eine Woh-
nung sufweisende Grundstick und eines Schlafraum-
verzeichnisses fur jede Wohnung mit Untermietern durchge-
fithrt. Wie eingehend dabei die Wohnverhiltnisse untersucht

1) L. Achner: ,,Wohnungsstatistik* in F. Burgdorfer: ,,Die Statistik in
Deutschland nach ihrem heutigen Stand*, 1940, Bd. 11, S. 1205. — %) Beitriige
zur Statistik der inneren Verwaltung des GroBherzogtums Baden, 1867, Heft 24,
I1. Teil. — 3) O. Kurten: ,,Wege und Ziele der staatlichen Wolinungszahlungen**
in ,,Deutsches Statistisches Zentralblatt*, 7. Jg., Febr. 1915, Nt. 2. — 4) O. Kur-
ten: ,,Wohnungszahlungen in Sachsen* in ,,Deutsches Statistisches Zentral-

wurden, ergibt sich aus der Fragestellung in den Zahl-
papieren. So wurde in der Grundstiicksliste u. a. gefragt nach
der Erbauungszeit der Hiuser, der Strafien- und Stock-
werkslage der Wohnungen, der Zahl der heizbaren und nicht
heizbaren Zimmer, Kiichen und anderen Ridume, der Zahl der
zum Schlafen benutzten Kuchen und Zubehdrriume, den
Abortverhaltnissen, der Wohnrechtsform, dem Mietpreis
und nach der Untervermietung. Das Schlafraumverzeichnis
stellte die Zahl, Art und Beschaffenheit der Schlafriume so-
wie die Art und Dichte ihrer Belegung fest, wobei auch die
Ausstattung der Schlafraume mit Betten sowie unter den
Schlafern die Zahl der Kinder unter 14 Jahren besonders er-
mittelt wurde. Durch die wdhrend des ersten Weltkrieges in
794 Gemeinden aller Groflenklassen vorgenommenen Er-
hebungen in Sachsen (am 12, 10. 1916 und am 1. 12. 1916)
wurden mehr als 952000 Wohnungen einer statistischen Er-
fassung unterworfen, d. s. etwa drei Viertel des schitzungs-
weise im Staate vorhanden gewesenen Wohnungsbestan-
des®). Ermittelt wurden u.a. die Grofle der Wohnungen,
die Wohnrechtsform und der Mietpreis.

Die erste einheitliche Wohnungszihlung im ganzen Reichs-
gebiet fand in der Zeit vom 12. 5. bis 31. 5. 1918 statt®). Sie
erstreckte sich generell auf alle Gemeinden, die nach der
Volkszahlung vom 5. 12. 1917 eine Zivilbevéilkerung von
5000 und mehr Einwohnern hatten. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen konnten jedoch die Landeszentralbehérden sol-
che Gemeinden von der Durchfithrung der Erhebung befreien,
andererseits diese aber auch auf kleinere Gemeinden aus-
dehnen, sofern letztere in Industriebezirken lagen oder Arbei-
terwohngemeinden waren. Insgesamt wurden im damaligen
Reichsgehiet 3782 Gemeinden erfa3t, in denen 55,5 vH der
Gesamtbevolkerung des Deutschen Reiches wohnten?). Ge-
zahlt wurden die Gebaude mit mindestens einer bewohnten
oder leerstehenden Wohnung und deren Bewohner. Als Zihl-
papier wurde eine Hausliste verwendet, die vom Hauseigen-
tumer oder dessen Stellvertreter fur jedes Gebédude auszu-
fullen war, in dem sich mindestens eine Wohnung befand.
AuBler Namen, Beruf und Anschrift des Hauseigentumers
waren folgende Angaben zu machen : Straflenlage (ob Vorder-
haus, Seitenflugel, Hinterhaus usw.) und Stockwerkslage der
Wohnung, Name des Wohnungsinhabers, Zahl der Wohn-
rdume, ob eine eigene Kuche vorhanden, vertraglicher
Jahresmietpreis, Art der Benutzung der Wohnung, Gesamt-
zahl sémtlicher Bewohner der Wohnung. Ferner war entspre-
chend dem Hauptzweck der Erhebung — den Wohnungsbe-
darf nach dem Kriege festzustellen — die Frage zu beant-
worten, ob in der Wohnung verheiratete oder verwitwete
Frauen lebten, die keine eigene Wohnung hatten, nach dem
Kriege aber eine eigene Wohnung beziehen wollten.

Die durch den Ausgang des Krieges und die Inflation ein-
getretene Entwicklung lieB den Uberblick iiber die Woh-
nungsverhaltnisse rasch verlorengehen, so daf die Bestands-
zahlen des Jahres 1918 nicht mehr — oder zumindest nur be-
dingt — Ausgangspunkt wohnungspolitischer MaBnahmen
sein konnten. Die Notwendigkeit, neue zahlenmaflige Unter-
lagen fur die Wohnungspolitik zu gewinnen, fithrte nach Vor-
liegen stabilerer Verhiiltnisse zu der Reichswohnungszéhlung
vom 16. 5. 1927%). Thr Erhebungsbereich war groBer als der
der ersten Reichswohnungszéhlung, denn sie wurde in sémb-
lichen” Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern, dem
groBten Teil der Gemeinden mit 2000 bis unter 5000 Ein-
wohnern und einer Reihe von besonders ausgewihlten klei-
neren Gemeinden durchgefiihrt. Von der Gesamtbevolkerung
der Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern wurden
8,2 vH erfal3t; bei den Gemeinden mit 1000 bis unter 2000
Einwohnern betrug die entsprechende Anteilziffer 31,9 vH?).

blatt*, 6. Jg., Nov. 1914, Nr. 9, 8. 281, — %) ,,Deutsches Statistisches Zentral-
blatt, 12. Jg., Jan./Febr. 1920, Nt. 1/2, S. 17.— *) RGBI. 1918, Nr, 58, 8. 363.—
) W. Gravell: ,,Die Reichswohnungszihlung im Mai 1918 in ,,Deutsches
Statistisches Zentralblatt, 12. Jg. Okt./Dez. 1920, Nr. 8/10. 8. 141. —*) RGBI.
Teil 1, 1927, S. 69. — *) L. Achner: ,, Wohnungsstatistik** in F.Burgdoérfer :
,,Die Statistik in Deutschland nach ihrem heutigen Stand*, 1940, Bd. 11, 8.1206,
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Insgesamt wurden von den rund 63500 Ciemeinden des Deut-
schen Reiches 7719 Gemeinden in die Erhebung einbezogen,
in denen 67,8 vH der bei der Volkszidhlung vom 16. 6. 1925
ermittelten Bevolkerung wohnten. Erfalt wurden alle Ge-
bdude auller unbewohnten Baracken und Wohnlauben, aus-
gezahlt jedoch nur ((ebaude mit mindestens einer bewohnten
oder leerstehenden Wohnung. Als Zihlpapiere dienten eine
Grundstucksliste und eine Wohnungskarte. Mittels der Grund-
stiickslisten wurden die Gebaude und die darin befindlichen
Wohnungen erfafit. Ausfullungspflichtic war der Crund-
stliickseigentimer oder dessen Vertreter. Die Fragen der
Grundsticksliste gliederten sich in drei Gruppen, und zwar:

1. Fragen tber den Eigentumer des Grundstuckes. Es war
anzugeben der Name, Beruf, Wohnort sowie die Staats-
angehorigkeit des Grundstiickseigentiimers und ob er das
Grundstiick vor oder nach dem 1. 7. 1918 erworben hatte;

2. Verzeichnis der auf dem Grundstiick befindlichen Gebéu-

" de. Hier wurde gefragt nach der StraBenlage des Gebaudes
(ob Vorder-, Hinter-, Seitengebdude usw.), seinem vor-
wiegenden Verwendungszweck, der Stockwerkszahl, der
Anzahl der selbstindigen Wohnungen!) und ob das Ge-
béude nach dem 1. 7. 1918 errichtet wurde;

3. Verzeichnis aller auf dem Grundstuck befindlichen selb-
standigen Wohnungen. Alle auf dem Grundstuck vor-
handenen Wohnungen waren einzeln aufzufuhren und da-
beil Angaben uber die Lage der Wohnung, den Namen des
Hauptinhabers der Wohnung sowie die Zahl der Wohn-
rdume zu machen. Bei leerstehenden Wohnungen war der
Grund des Leerstehens anzugeben.

Durch die Wohnungskarte wurde die Raumzahl der be-
wohnten Wohnungen und ihre Belegung mit Personen ermit-
telt. Ausfullungspflichtig war jeder Hauptinhaher einer selb-
standigen Wohnung. In der Wohnungskarte wurde gefragt
nach dem Namen des Hauptinhabers der Wohnung, der Zahl
der Réume, aus der die Wohnung bestand (dabei wurde unter-
schieden zwischen Wohn- und Schlafzimmern, iibrigen Wohn-
rédumen, z. B. bewohnten Mansarden, Dienstbotenkammern
usw., Kuchen, sonstigen Riaumen, z.B. Badezimmern, Dielen,
Speisekammern, Glasveranden usw.), und der Zahl der aus-
schlieflich gewerblich genutzten Rdume. Ferner waren samt-
liche Bewohner der Wohnung innerhalb der dazugehérigen
Haushaltung (Haushaltung des Hauptwohnungsinhabers,
erste, zweite usw. Untermiethaushaltung) einzeln namentlich
aufzufiihren und dabei anzugeben das Verwandtschaftsver-
hiltnis des Vorstandes der Untermiethaushaltung zum Haupt-
inhaber der Wohnung sowie Beruf, Geschlecht, Alter und Fa-
milienstand der zur Haushaltung gehérenden Personen.

Das durch die Wohpungsziihlung 1927 gewonnene Zahlen-
material gab im wesentlichen Aufschluf3 ilber den Bestand an
Gebduden mit Wohnungen, die GroBe der Gebaude, das Aus-
landseigentum an bebauten Grundstucken und an Wohn-
gebauden, den Wohnungsbestand, die leerstehenden Woh-
nungen, die GréBe der Wohnungen nach der Raumzahl, die
Wohndichte, die Wohnungen mit Untermietern, die Wohn-
dichte der Untermieter und das Verwandtschaftsverhiltnis
der Untermieter zu den Wohnungsinhabern.

Zum gleichen Zeitpunkt wie die Wohnungsziihlung, aber
unabhiingig von dieser, wurde eine Erhebung itber die Woh-
nungssuchenden in simtlichen (lemeinden des Reiches durch-
gefuhrt?). Die Feststellungen diescr Erhebung haben jedoch
nach Ansicht des Statistischen Reichsamtes kein befriedi-
gendes Ergebnis erbracht3).

Die Hauptergebnisse der Reichswohnungszihlung 1927
wurden seitdem auf Grund der Ergebnisse der Baufertig-
stellungsstatistik fortgeschrieben. Jedoch fiithrte die Fort.-
schreibung zu keinem befriedigenden Ergebnis, da Einge-
meindungen und die Unvollkommenheit der Baustatistik es
unmoéglich machten, die Zihlungsergebnisse aus dem Jahre
1927 als Ausgangspunkt einer einwandfreien Fortschreibung
zu nehmen. So wurde bereits im Jahre 1934 die Zahl der seit
1927 hinzugekommenen Wohnungen, die von der Baustati-

1) MaBgebend fir diesen Begniff war das muetrechtliche Vertragsverhaltnis

des Wohnungsinhabers zum Hauseigentumer, naheres s, .16, — 2) RGBL. Teil I,
1927, 8. 69. — *) Bd. 362 der ,,Statistik des Deutschen Reiches*, 8. 11.

stik nicht als neue Wohnungen erfait wurden, auf nahezu
200000 veranschlagt?). In Verbindung mit der Volkszihlung
vom 17. 5. 1939 wurde durch eine Zusatzbefragung in den
Haushaltungslisten die Zahl der ,,selbstéindigen Wohnungen*
erfallt. Umgerechnet auf den heutigen Gebietsstand der
Bundesrepublik, belief sich danach die Zahl der Wohnungen
auf rund 10630000. Ein Einblick in die Wohnverhaltnisse
der Bevolkerung konnte durch das anfallende Zahlenmaterial
aber nicht gewonnen werden, da die Zahl und Gré83e der zur
Verfugung stehenden Réume und die Zahl der darin wohnen-
den Personen nicht ermittelt wurden.

Die politischen und wirtschaftlichen Umwilzungen nach
Beendigung des zweiten Weltkrieges wirkten sich auch auf
demn Wohnungsmarkt aus. In dem durch Kriegszerstérungen
stark dezimierten und infolge der geringen Bautatigkeit in
den Kriegsjahren ohnehin nicht ausreichenden Wohnungs-
bestand im Bundesgebiet muBiten zunachst auch die rund
9,56 Mill. Heimatvertriebenen und sonstigen Zuwanderer un-
tergebracht werden. Die Unterbringung der Wohnungs-
suchenden setzte jedoch eine genaue Kenntnis der bestehen-
den Wohnverhaltnisse voraus. In dem Bestreben, sich zahlen-
mafige Unterlagen uber den vorhandenen Wohnraum und
seine Belegung zu beschaffen, haben dann auch sehr bald nach
Kriegsende kleinere Verwaltungsbezirke (Stidte und Landge-
meinden) die Initiative ergriffen und in ihrem Bereich Woh-
nungszéhlungen durchgefuhrt. Anlafl dazu war neben dem so-
eben angegebenen Grund Artikel ITI des durch die Alliierten
erlassenen Kontrollratsgesetzes Nr. 18%). Dieser bestimmte,
daB die zustdndigen Wohnungsbehoérden in ihrem Amtsbe-
reich eine Bestandsaufnahme des vorhandenen Wohnraumes
vorzunehmen und auf dem laufenden zu halten hatten. Ver-
standlicherweise wichen die daraufhin in Gemeinden und
verschiedenen Bundeslandern erfolgten Wohnungszahlungen
in ihren sachlichen Feststellungen und zeitlich sowie in ihren
Methoden stark voneinander ab, so daB8 ihre Ergebnisse nur
einen regional begrenzten Erkenntniswert hatten und nicht
als Grundlage fur eine einheitliche und umfassende Woh-
nungspolitik dienen konnten. Wohnungszéhlungen bzw.
Wohnungsaufnahmen durch Bewirtschaftungsstellen, die
sich iiber das ganze Staatsgebiet erstreckten, fanden in
Bayern, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein statt sowie in Hessen und Wiirttemberg-
Baden im Rahmen der Volkszihlung vom 29. 10. 46.

Die Deutsche Ministerprisidentenkonferenz vom 6. bis
8. Juni 1946 faBite in Munchen eine Resolution zur Flucht-
lingsfrage, die insbesondere einen Bevolkerungsausgleich in
ganz Deutschland betraf. Die Verteilung der Fluchtlinge
sollte auf Grund gleichartiger statistischer Unterlagen
nach der Wohnraumlage vorgenommen werden. Daraufhin
trater. am 24. und 25. Juli 1946 die Fachminister fiir das
Fluchtlingswesen zusammen und beauftragten die von ihnen
ins Leben gerufene Statistisch-Soziologische Arbeitsgruppe
damit, den Bevolkerungsausgleich vorzubereiten und die fiir
die Aufstellung des Verteilungsschlussels notwendigen Arbei-
ten, insbesondere die Sammlung von statistischen Unterlagen
hinsichtlich der Wohnraumbelegung unverzuglich in Angriff
zu nehmen. Durch die Arbeitsgruppe wurden dann im Laufe
der niichsten Jahre Besprechungen tiber die Probleme einer
einheitlichen Wohnungszahlung gefithrt. Ergebnis der Be-
sprechungen war der Plan zu einer einfachen Wohnraumszéh-
lung im Jahre 1948. Die Arbeitsgemeinschaft der Deutschen
Fluchtlingsverwaltung wandte sich im November 1947 an
den Hauptausschul} ,,Statistik* beim Léinderrat der US-
Zomne, an das Statistische Amt fur die britische Zone in Ham-
burg und an das Zentralamt fur Arbeit in der britischen Zone
mit der Bitte, die Durchfuhrung einer einheitlichen Woh-
nungszdhlung in die Wege zu leiten.

Die Schaffung eines statistischen Amtes fur das Vereinigte
Wirtschaftsgebiet brachte es mit sich, daf3 nunmehr die Vor-
bereitungen fur eine allgemeine Zihlung in den beiden Zonen
in einer Hand . vereinigt werden konnten. Die Umwandlung

9 F K:e—s_tner: ,,Probleme und Begriffe der ndchsten Reichswohnungszihlung*
in ,,Allgemelnes Statistisches Archiv‘, 1936/37, Bd. 26, S. 13. — ¥) ,,Amtsblatt
des Kontrollrats in Deutschland*, Nr. 5, vom 31. 3. 1946.
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des Statistischen Amtes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes
in das Statistische Bundesamt nach Konstituierung der Bun-
desrepublik Deutschland war dann als letzter Schritt hinsicht-
lich der Méglichkeiten zur Veremnheitlichung der Methoden
einer allgemeinen Zaéhlung im Bundesgebiet zu betrachten.

Die Bundesregierung beschlof3, am 13. 9. 1950 im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland eme Zihlung der Bevol-
kerung, der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstdtten und
der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe durchzufiihren. Bis zu
diesem Zeitpunkt war geplant, eine Wohnungszihlung ge-
trennt von anderen Zahlungen durchzufuhren. Nachdem je-
doch feststand, da3 die von der UNO gegebene Anregung,
Volkszdhlungen in verschiedenen Landern der Erde zu ver-
anstalten, auch in Deutschland im Jahre 1950 verwirk.icht
werden sollte, wurde aus verschiedenen Grunden — ins-
besondere aus Griinden der Kosten- und Arbeitsersparnis
und der gegenseitigen Kontwollmoglichkeiten der Angaben
in den Zahlpapieren der verschiedenen Zahlungsteile — die
Wohnungszahlung in Verbindung mit der Volkszidhlung
durchgefuhrt.

Umfang und Bedeutung der
Gebinde- und Wohnungszihlung 1950

Das gesamte Zahlungswerk umfafite auf dem Gebiet der
Gebédude- und Wohnungsstatistik

die Gebdude- und Wohnungszihlung vom 13. 9. 1950;

die Zahlung der von den Besatzungsméchten in Anspruch

genommenen Gebdude und Wohnungen nach dem Stande

vom 30. 9. 1950;

die Untermietennacherhebung vom 22. 6. 1951.

Im Gegensatz zu den Wohnungszahlungen im Mai 1918
und im Mai 1927 war die Zéhlung vom 13. 9. 1950 eine Total-
erhebung, d. h. sie wurde in sdmtlichen Gemeinden der Bun-
desrepublik durchgefuhrt. Dieser Umstand trug weitgehend
dazu bei, ein den Tatsachen voll entsprechendes Bild uber die
Wohnverhéltnisse im Bundesgebiet zu geben, da auch in den
kleinen Gemeinden durch die Unterbringung der Ausgebomb-
ten und Heimatvertriebenen ein Wandel in der Wohnstruk-
tur eingetreten war. Aber nicht nur der Erhebungsbereich,
sondern auch die Ziele der Zahlung waren wesentlich weiter
gesteckt als bei den friheren Erhebungen. Es wurden z. B.
nicht nur Gebdude mit Wohnungen nachgewiesen, sondern
simtliche Gebaude. Auch beschrinkte man sich nicht nur
darauf, die GroBe der Gebdude und Wohnungen zu ermitteln,
sondern auch Feststellungen uber die Bauart, das Baualter,
die Eigentumsverhaltnisse und die Kriegsschiden an nor-
malen Wohngebéuden zu treffen. Bei den Wohnungen wurde
ihre Ausstattung mit Strom, Gas, Wasser, Badezimmer und
die Art der Beheizung erfragt, sowie die Gréf3e und der Ver-
wendungszweck der Riaume, die Zahl der darin wohnenden
Parteien und Personen, die Art des Mietverhaltnisses (ob
Eigentumerwohnung, Mietwohnung, Dienst- und Werks-
wohnung, Berufs- und Geschéftsmietwohnung usw.) und die
Hohe der Wohnungsmiete. SchlieBlich wurden auch die Par-
teien und Personen gezihlt, die auflerhalb von Wohnungen
in Anstalten, Massenunterkunften und auf Schiffen wohnten,
um sémtliche Trager des Wohnungsbedarfes zu erfassen.

Die von den Alliilerten ganz beschlagnahmten Gebaude
und Wohnungen durften in diese Erhebung nicht einbezogen
werden. Um ein luckenloses Zahlenmaterial uber den Bestand
an Gebduden und Wohnungen zu haben, wurden die Objekte
indirekt auf Grund der bei den Besatzungskostendmtern
(Feststelungsbehdrden, Requisitionsémtern) vorhandenen
Aktenunterlagen mit Stichtag vom 30. 9. 1950 gezihlt. Die
Ergebnisse geben Aufschlufl uber die Zahl und GroBe der
von den Alliierten beanspruchten Geb#ude und Wohnungen.

Bereits bei den vorbereitenden Arbeiten zur Gebdaude- und
Wohnungszahlung war man zu dem Entschlufl gekommen,
nicht alle mit dem Untermietproblem zusammenhéngenden
Fragen durch die Zdhlung am 13. 9. 1950 zu kldren, weil da-
durch das an und fur sich schon sehr grofle Frageprogramm
dieser Erhebung zu umfangreich geworden wire. Zur Abrun-
dung des Bildes iiber die bestehenden Wohnverhéltnisse fand
deshalb am 22. 6. 1951 eine Untermietennacherhebung statt.

Sie unterzog den fiir die heutigen Wohnverhéltnisse so be-
deutsamen Fragenkomplex der Untermiete einer eingehen-
deren Betrachtung, indem sie insbesondere die Art der Unter-
mietverhaltmisse und die Hoéhe der dafur gezahlten Mietpreise
untersuchte. Im (Gegensatz zu den beiden anderen Erhe-
bungen, die als Primér- bzw. Sckundarstatistiken total durch-
gefuhrt wurden, erfolgte die Untermietennacherhebung aus
Grinden der Kostenersparnis auf reprasentativemm Wege?).

Das gesamte Zahlenmaterial der Gebéude- und Wohnungs-
zéhlung gibt somit Aufschlul uber
den Bestand an Gebauden aller Art, d. h. sowohl tiber die
Wohngebaude als auch die Nichtwohngebdude mit und
ohne Wohnungen, die beschlagnahmten Gebaude, den
Wohnwert der Wohngebaude, ihre Bauart, das Baualter
und die Eigentumsverhiltnisse sowie uber die von
Kriegsschiden betroffenen noch benutzbaren Normal-
wohngebiude und den CGrad der Beseitigung der Kriegs-
schaden;
den Bestand an bewohnten und leerstehenden Wohnungen
und Wohnraumen nach ithrem Wohnwert, ihrer GréSe,
Ausstattung, Nutzung sowie die Zahl der beschlagnahmten
Wohnungen und ihre Grofle;
die Wohnverhaltnisse der Gesamtbevélkerung und der
Heimatvertriebenen, d. h. die Belegung der Wohnraume
mit Personen, die Personenzahl der Wohnparteien, die Zahl
der Wohnungsinhaber und Untermeter, die Zahl der
alleinigen Wohnungsinhaber, die Kochgelegenheiten der
Wohnparteien und die Art der Mietverhéltnisse;
die Zahl der Wohnparteien und Personen, die infolge des
Mangels an Wohnraumen in Unterkunften auBerhalb ven
Wohnungen (Anstalten, Lagern) lebten;
die Hohe der Mieten.

Damit vermittelte dieses Zahlungswerk den zustdndigen
Stellen der deutschen Wohnungspolitik eine genaue Kenntnis
iber die Lage auf dem Wohnungsmarkt und schaffte dadurch
die Voraussetzung zur Einleitung umfassender Maf3inahmen
sowohl auf dem Gebiet der Bautatigkeit als auch hinsichtlich
einer zweckmiBigen Vertellung des Wohnraumes an die
Wohnungssuchenden. Daruber hinaus ergibt sich aus der
Fortschreibung des Wohnungs- und Wohnraumbestandes
vom 13. 9. 1950 uber die Bautitigkeitsstatistik und die Sta-
tistik der Besatzungswohnungen die Moglichkeit einer lau-
fenden Beobachtung des Wohnungsbestandes im Bundes-
gebiet und in den Bundeslindern.

Vergleichsmoglichkeiten der Zihlungsergebnisse mit
vorangegangenen Zihlungen

Der Méglichkeit eines Vergleichs zwischen den Ergebnissen
der Gebiude- und Wohnungszahlung 1950 und denen frithe-
rer Erhebungen sind sehr enge Grenzen gezogen. Dies ist ein-
mal durch den unterschiedlichen Zahlungsbereich bedingt
(die Zahlungen von 1918 und 1927 erstreckten sich im all-
gemeinen nur auf die Gemeinden mit mehr als 5000 bzw.
2000 Einwohnern, aber im Reichsgebiet), zum anderen her-
vorgerufen durch die Notwendigkeit, neue Zahlungsbegriffe
zu pragen, um den nach 1945 wesentlich veranderten Woh 1-
verhiltnissen gegentber der Vorkriegszeit Rechnung zu tra-
gen. Die wichtigen, fir den Aussagewert der Zdhlung mal3-
geblichen Begriffe ,,Wohnung‘‘ und ,,Haushaltung‘‘ der Woh-
nungszihlung 1927 sind nicht identisch mit den Begriffen
.»Wohnung‘ und ,,Wohnpartei‘‘ der letzten Zahlung. MaB-
gebend fur den Wohnungsbegriff bei der Erhebung im Jahre
1927 war das mietrechtliche Vertragsverhiltnis des Woh-
nungsinhabers zum Hauseigentiimer. Als eine selbstédndige
Wohnung galt damals auch ein Wohnraum oder mehrere
Wohnraume, fiir die ein selbstandiger Mietvertrag mit dem
Hauseigentiimer bestand. Bei der Zahlung 1950 hingegen
wurden bauliche und nicht mietrechtliche Tatbestande zu-
grunde gelegt?). Die Neufassung des Wohnungsbegriffes er-
gab sich zwangslaufig aus der angespannten Wohnungslage
der Nachkriegszeit, die dazu gefuhrt hatte, dafl oft in einer
,, Wohnung* mehrere Parteien wohnten, die jede fur sich

1) Niiheres s. Bd. 43 der ,,Statistik der Bundesrepublik Deutschland*,
%) Naheres s, S. 16.
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einen Mietvertrag mit dem Hauseigentiimer abgeschlossen
hatten. Bei Aufrechterhaltung des alten Wohnungsbegriffes
wiren zweifellos viele Wohnungsteile als selbstandige Woh-
nung gezahlt worden und damit ein falsches Bild tiber die
Lage auf dem Wohnungsmarkt entstanden. Auch der fruhere
Begriff ,,Haushaltung‘* konnte aus demselben (Grunde nicht
ubernommen werden. Als Haushaltung im Sinne der Erhe-
bung des Jahres 1927 galten die zu einer hauswirtschaft-
lichen Gemeinschaft vereinigten Personen einschlieBlich der
Zimmerabmieter ohne eigene Hauswirtschaft und der Schlaf-
génger (gleichgultig ob sie Bekostigung empfingen oder nicht).
Einzeln lebende Personen wurden nur dann als Haushaltung
angesprochen, wenn sie eine besondere Wohnung hatten
(Hauptmieter oder Untermieter mit eigenen Réumen) und
eine eigene Hauswirtschaft fithrten. Es liegt auf der Hand,
daB die Verwendung eines solchen Haushaltungsbegriffes bei
den bestehenden Wohnverhiltnissen zu einer falschen Be-
urteilung des tatsédchlichen Wohnungsbedarfs gefithrt hitte,
weil ein erheblicher Teil der Anwdrter auf eine Wohnung
zahlenméBig iiberhaupt nicht in Erscheinung getreten wiire.

Unter den Erhebungen der Nachkriegszeit sind lediglich
bei den Wohnungszédhlungen in Hessen und Wurttemberg-Ba-
den die begrifflichen Voraussetzungen fur den Vergleich der
Ergebnisse mit denen der jetzigen Zahlung einigermafen ge-
geben. Somit bestehen fur den zeitlichen Vergleich der Zih-
lungsergebnisse mit entsprechenden Zahlen aus fritherer Zeit
wenig Moglichkeiten. Bei Prufung der vorhandenen Zahlen
erscheint es noch am ehesten vertretbar, den zeitlichen Ver-
gleich mit den Wohnungszahlen zu fithren, die auf Grund
der entsprechenden Angaben in der Haushaltungsliste der
Volkszéhlung 1939 und unter Abstimmung mit den bis 1939
fortgeschriebenen Zahlen der Wohnungsziahlung 1927 fur das
Jahr 1939 zur Verfugung stehen. Die Umrechnung auf das
jetzige Gebiet der Linder und des Bundes mul3 dabei in An-
lehnung an die entsprechende Umrechnung der Bevélkerung
erfolgen. Zwar basieren die Wohnungszahlen des Jahres 1939
auf demselben Wohnungsbegriff, der 1927 verwendet wurde,
jedoch darf auf Crund der damaligen Wohnungslage an-
genommen werden, da8 mietrechtliche Teilungen baulich ge-
schlossener Wohnungen verhaltnismif3ig selten waren. Die
mit dem damals gewiihlten Begriff gewonnenen Wohnungs-
zahlen werden somit zum uberwiegenden Teil den 1950 auf
Grund des baulichen Wohnungsbegriffes ermittelten Woh-
nungszahlen entsprechen. Dies gilt um so mehr, als im Woh-
nungsbegriff 1950 auch die Verwendung des Kriteriums
,»Mietvertrag in allen den Fillen vorgesehen war, in denen
innerhalb eines Mehrfamilienhauses eine bauliche Gliederung
in geschlossene Wohnungen nicht gegeben, eine Trennung
nach ,,Wohnungen‘ aber notwendig war. Ein anudhernder
Vergleich erscheint somit moglich, wobei fur das Jahr 1950
nur die Normalwohnungen herangezogen werden durfen, da
es Notwohnungen in der jetzt bekannten Form 1939 kaum
gab. Der Vergleich muf sich auf die Zahl der Wohnungen be-
schranken, da fiir 1939 keine weiteren Aufschlusse iiber die
damaligen Wohnverhiltnisse vorliegen.

Gesetzliche Grundlagen der
Gebiiude- und Wohnur gszihlung 1950

Die rechtliche Grundlage fiir die Zahlung bildete das ,, Ge-
setz uber eine Zahlung der Bevolkerung, Gebaude, Woh-
nungen, nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstétten und land-
wirtschaftlichen Kleinbetriebe im Jahre 1950 (Volkszih-
lungsgesetz 1950) vom 27. 7. 1950¢‘1). Darin wurde der Stich-
tag der Zahlung (§ 1) auf den 13. 9. 1950 festgesetzt (mit die-
sem Termiin wurde AnschluB an eine von der UNO angeregte
Zihlung in fast allen Lindern der Erde erreicht) und die
Durchfuhrung der Zahlung nidher geregelt. Das Gesetz be-
stimmte u. a., daf3:

zur Vorbereitung der (lebaude- und Wohnungszihlung

eine Gebdudevorerhebung durchzufuhren war, falls die

zustandigen Stellen es fur notwendig hielten (§ 2 Abs. 1);

die durch die Zahlung gewonnenen Ergebnisse uber die

') BGBL. Nr. 32 vom 28. 7. 1950, 8. 3351f.

Zahl der Wohnungen und Wohnrédume mindestens jahr-
lich auf den neuesten Stand einheitlich fortzuschreiben sind
(§12);
die von den Besatzungsmichten ganz beschlagnahmten
Gebdude und Wohnungen am 13. 9. 1950 nicht zu zdhlen
waren, sondern deren Erfassung gesondert geregelt werden
wurde (§ 4 Abs. 2);
eine Erhebung iiber die Untermieten von Untermieter-
Haushaltungen vorzunehmen war, die auch nach dem
31. 12. 1950 durchgefuhrt werden konnte (§ 2 Abs. 2).
Die Anordnung zur Durchfuhrung der Untermietennach-
erhebung erging durch den Erlaf3 des Bundesministers des In-
nern — 1271-1, B-384 1I/51 vom 22.5.1951 und bestimmte
als Stichtag den 22. 6. 1951.Die ,,Erfassung der von den Be-
satzungsmachten in Anspruch genommenen Gebsude und
Wohnungen erfolgte auf Grund der Rechtsverordnung vom
28. 2. 19512) durch die Besatzungskostendmter nach dem
Stande vom 30. 9. 1950.

Nachstehend sind die wichtigsten Bestimmungen des
Volkszihlungsgesetzes, soweit sie die Geb#dude- und Woh-
nungszdhlung betreffen, abgedruckt:

§ 1 Am 13. September 1950 findet eine allgemeine Volkszéah-
lung, eine Zéhlung der Gebdude und Wohnungen sowie
eine Zihlung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstét-
ten und der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe unter 0,6
Hektar statt.

§ 2 (1) Zur Vorbereitung der Zahlung erfolgen Probeerhe-
bungen sowie eine Gebidudevorerhebung.
(2) Zur Ergidnzung der Ziahlung werden eine Zusatzer-
hebung bei den Strallenverkehrsbetrieben, eine Erhebung
uber die Kostenstruktur der nichtlandwirtschaftlichen
Arbeitsstéitten, eine Erhebung tiber den Viehbestand in
landwirtschaftlichen Kleinbetrieben unter 0,6 Hektar
und eine Erhebung iiber die Untermieten von Unter-
raieter-Haushaltungen vorgenommen, die auch nach dem
31. Dezember 1950 durchgefuhrt werden kénnen. Den
Zeitpunkt der erganzenden Erhebungen bestimmt der
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit den
fachlich zusténdigen Bundesministern.

§ 3 (1) Die Zahlung, die Probeerhebungen und die Gebdude-
vorerhebung erstrecken sich auf die in Anlage 1 enthal-
tenen Fragen.

(2) Die ergiénzenden Erhebungen nach § 2 Absatz 2 er-
strecken sich auf die in der Anlage 2 enthaltenen Fragen.
Die Auswahl der fur die Erhebung der Kostenstruktur
der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstéatten bestimmten
Betriebe sowie der fur die Erhebung der Untermieten be-
stimmten Untermieter-Haushaltungen erfolgt durch die
statistischen Landesamter (représentative Erhebungen).
(3) Die in Anlage 1 und 2 enthaltenen Fragen konnen in
ithrem Wortlaut gedndert sowie weiter aufgegliedert wer-
den, soweit der Inhalt der Fragestellung hierdurch nicht
beruhrt wird.

(4) Die Lander haben das Recht, zusétzliche Erhebungen
anzustellen, soweit dadurch der Zweck dieses Gesetzes
nicht gefahrdet wird.

§ 4 (1) Von der Volkszahlung sind ausgenommen:

1. Angehoérige der Besatzungsstreitkrifte, der Besat-
zungsbehorden, der beglaubigten ausléndischen
Missionen sowie der Internationalen Kontrollbe-
horde fur die Ruhr,

2. Familienangehérige der unter Ziffer 1 fallenden
Personen.

(2) Die Gebdude- und Wohnungszidhlung bezieht sich
nicht auf Gebdude und Wohnungen, die ausschlieBlich
von den unter Ziffer 1 und 2 fallenden Personen benutzt
werden; die Erfassung dieser Gebdude und Wohnungen
wird im Rahmen dieses Gesetzes von der Bundesregie-
rung durch Rechtsverordnung gesondert geregelt.

§ 5 Jeder Haushaltungsvorstand, Grundstiickseigentiimer,
Wohnungsinhaber, Inhaber einer nichtlandwirtschaft-
lichen Arbeitsstiatte oder Inhaber eines landwirtschaft-

*) BAnz. Nr, 45 vom 6. 3. 1951, 8. 1, s. a. Anlage 1.

8 —



lichen Kleinbetriebes unter 0,6 Hektar sowie jeder im
Rahmen der erginzenden Erhebungen nach § 2 Absatz 2
Befragte hat alle in den Zshlpapieren enthaltenen Fra-
gen richtig, vollstandig und bis zu dem festgesetzten
Zeitpunkt zu beantworten. Bei der Erhebung uber die
Kostenstruktur der nichtlandwirtschaftlichen Arbeits-
stdtten besteht keine Verpflichtung zur Auskunftsertei-
lung. An die Stelle einer geschaftsunfahigen oder be-
schrankt geschéftsfahigen Person tritt der gesetzliche
Vertreter. Der Befragte hat durch seine Unterschrift an
dem dafiir vorgesehenen Platz die Richtigkeit und
Vollstdndigkeit der Angaben zu bestétigen.

§ 6 (1) Die mit der Statistik fur Bundeszwoecke beauftragte
Stelle bereitet unter dem Namen Statistisches Bundes-
amt als selbstandige Bundesoberbehérde die Zahlung, die
Probeerhebungen, die Gebdudevorerhebung und die er-
ginzenden Erhebungen vor. Zur Vorbereitung gehort
auch die technische Festlegung der Zahlpapiere, des Er-
hebungsverfahrens, des Mindesttabellenprogrammes, des
Verlaufes der Aufbereitung und des Mindestverdffent-
lichungsprogramms.

(2) Die Statistischen Landeséimter fithren die Zéhlung,
die Probeerhebungen, die Gebidudevorerhebung und die
erginzenden Erhebungen vorbehaltlich der Bestimmung
des Absatzes 3 durch. Zur Durchfuhrung gehoren die Vor-
arbeiten fur die Befragung, die Bereitstellung der Zihl-
papiere, die Befragung und Aufbereitung.

(3) Das Statistische Bundesamt kann im Einvernehmen
mit der Obersten Landesbehorde des betreffenden Lan-
des die ergidnzenden Erhebungen ganz oder teilweise
selbst vornehmen. Es kann sich hierbei der Amtshilfe der
Behorden bedienen oder die Durchfithrung sonstigen
Stellen mit deren Einwilligung ubertragen.

(4) Die unmittelbare Durchfuhrung der Zdhlung ist bis
aut die Félle des § 6 Absatz 3 Satz 2 Aufgabe der Ge-
meinden.

§ 7 Die mit der Erhebung beauftragten Stellen bestellen die
Zghler, die mdéglichst ehrenamtlich bestellt sein sollen.

§12 Das Statistische Bundesamt und die Statistischen Lan-
desamter haben die durch die Volksziihlung gewonnenen
Bevolkerungszahlen der Gemeinden und die Gliederung
nach Geschlecht und Altersgruppen der Bevolkerung der
Lander sowie die durch die Wohnungszihlung gewon-
nenen Krgebnisse uber die Zahl der Wohnungen und
‘Wohnriume mindestens jahrlich auf den neuesten Stand
einheitlich fortzuschreiben.

Die Fragen nach § 3 Absatz 1 des Gesetzes

I1. Die Fragen der Gebidude- und ‘Wohnungszéhlung:

a) auf der Grundstucksliste:
Name des Grundstucks- bzw. Gebiudeeigentumers,
gef. Firma, Behérde, Korperschaft,
Berufsstellung natiirlicher Personen,
Wohnort,
Vertreter des Eigentiimers,
StraBenlage des Gebiudes,

Verwendungszweck des Gebédudes,

Art des Gebédudes,

Geschoflzahl,

Baujahr,

Kriegsschiden und ihre Beseitigung,

Lage der Wohnungen, Werkstétten, Liaden

u. a. im Gebdude und Stockwerk,

Angabe, ob Wohnung, Werkstatt, Laden usw.
(Zweckbestimmung),

Gesamtzahl der Réume
der Arbeitsstatten,
der Wohnungen,

Ausstattung der Wohnungen (Bad, Heizung, Versor-
gungsanschlusse),

Namen der Inhaber und Mieter,

Angaben uber die Mietvertrage in Wohnungen:
monatlicher Mietpreis fur Mietwohnungen, Dienst-
wohnungen, Werkswohnungen, Stiftswohnungen,

bzw. Angabe, ob Hauseigentimer- oder mietfreie
Wohnung,

Angabe, ob Altbaumiete, Neubaumiete, Miete fur neu-
gebaute Wohnungen,

MieterméifBigung infolge Kriegsschadens.

b) auf dem Wohnungsbogen:

Namen der Wohnparteien,

Mietverhdltnis,

Personenzahl der Wohnparteien,

vollausgebaute Kuchen (nach Gréflenklassen),

vollausgebaute Kochnischen,

Notkuchen,

Zimmer und Kammern (nach Grof3enklassen),

infolge Wohnraumnot zum Wohnen benutzte andere
Réume,

behelfsmiilige Kochgelegenheiten,

nur gewerblich oder landwirtschaftlich benutzte
Réaume,

leerstehende Riume,

gemeinsame Kuchenbenutzung,

Wohnungen in Keller- und Dachgeschossen.

¢) auf der Haushaltungsliste:

Eigentiimer im eigenen Haus (auch Péchter), Mieter
oder Untermieter,

fur Untermieter:

Name des Wohnungsinhabers,
fiir Haushaltungen, dienicht in einer Wohnung wohnen :
Art der Unterkunft,
Bezeichnung (Name, Firma) der Unterkunft.
Die Fragen nach § 3 Absatz 2 des Gesetzes.
IV. Die Fragen der Erhebung der Untermieten bei ausge-
wihlten Untermieter-Haushaltungen:
Hohe des monatlichen Mietbetrages und seine Aufteilung
auf reine Miete,
Mébelbenutzung,
Heizung,
Verpflegung,
Licht-, Gas- usw. -benutzung.

B. Organisation der Zihlung

Vorbereitung, Durchfiihrung und Aufbereitung
der Zihlung

Die Vorbereitung und Leitung der Gebiude- und Woh-
nungszdhlung oblag dem Statistischen Bundesamt (§ 6 des
Volkszéhlungsgesetzes), das nach Beratung mit den Statisti-
schen Landeséimtern, dem Verband der deutschen Stidte-
statistiker und anderen Organisationen und Verbidnden im
FachausschuB ,,Wohnungs- und Baustatistik** das gesamte
Zshlungsprogramm festlegte. Die Durchfuhrung der Zahlung
(Druck und Versand der Zahlpapiere, Anweisungen usw.) lag
in den Hénden der Statistischen Landesimter. Die unmittel-
bare Vornahme des Zihlgeschiftes in den einzelnen Gemein-
den erfolgte durch die Gemeindebehérden, in den groBeren
Stiadten durch die stiddtischen statistischen Amter. Ausfihr-

liche Richtlinien fur ihre Tatigkeit bekamen sie durch die
»Anweisung fiir die Gemeindebehorden®‘l), in der sie uber
alle von ihnen durchzufiihrenden Arbeiten vor, withrend und
nach der Zihlung eingehend unterrichtet wurden. Die Ge-
meindebehdrden bzw. stidtischen statistischen Amter hatten
u. a. die Aufgabe
die Zihlpapiere zu verteilen und wieder einzusammeln.
Hierzu wurden ehrenamtliche Zihler — im gesamten Bun-
desgebiet etwa 500 000 — eingesetzt, die von den Gemeinde-
behérden bestellt waren. Die Unterweisung der Zahler
erfolgte in Zihlerversammlungen durch Beauftragte der

1) Auf einen Abdruck dieser Ausfulirungen wird im Hinblick auf ihren Umfang
und die Tatsache, daB sie sich auch auf die Volks-, Berufs- und nichtlandwirt-
schaftliche Arbeitsstattenzahlung beziehen, verzichtet, zumal sie in Bd. 31 der
,.Statistik der Bundesrepublik Deutschland' versffentlicht sind.
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Statistischen Landesimter und sachkundige Beamte und
Angestellte der Gemeindebehorden. Ferner wurden die Un-
terweiser und Zahler durch die ,,Anweisung fur dic Zdhler-
schulung®‘1), ,,Anweisung fur die Zahler“ *)und das ,, Schlag-
wortverzeichnis'“l) mit ihrem Aufgabengebiet vertraut
gemacht;

die ausgefullten Zahlpapiere einer ersten Uberprufung in
bezug auf Vollzihligkeit und richtige Ausfullung zu un-
terziehen ;

die gepriiften Zihlpapiere dem zustandigen Statistischen
Landesamt einzusenden.

Zur Vorbereitung der Zahlung konnten die Gemeinden Ge-
biudevorerhebungen durchfuhren (§ 2 Absatz 1 des Volks-
zéhlungsgesetzes). Diese sollten insbesondere in stark zer-
storten oder unubersichtlichen Gemeinden bzw. Gemeinde-
bezirken mittels Gebaudelisten erfolgen. Die Gebédudelisten
dienten spater bei der Hauptzahlung den Zéhlern als Leit-
und Kontrollpapiere. Der Zweck der Gebaudevorerhebung ist
in erster Linie darin zu sehen, dal3

der Zihler einen Uberblick iiber die Zahl und Lage der von

ihm am Zahlungsstichtag aufzusuchenden Gebédude er-

hielt, wodurch die Gewahr einer schnellen und restlosen

Erfassung sémtlicher Gebaude gegeben war;

die fur die Durchfuhrung des Zihlgeschiftes unmittelbar

zustindigen Stellen sich Unterlagen verschaffen konnten,

um die Hauptzidhlung organisatorisch gut vorbereiten zu
koénnen, z. B. die Abgrenzung der Zihlbezirke vorzuneh-
men (im allgemeinen sollte ein Zahlbezirk nicht mehr als

25 Haushaltungen umfassen), den voraussichtlichen Be-

darf an Zahlpapieren (nicht nur fur die Gebdude- und

Wohnungszihling, sondern auch fur die Volkszahlung und

die nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstittenzahlung) fest-

zustellen, die Zahler anzuweisen usw.

Die Gebiudevorerhebung wurde in den Monaten Juni und
Juli 1950 durchgefuhrt, und zwar in den Liandern Bremen,
Hamburg und West-Berlin total, in den ubrigen Léndern nur
in den meisten grofleren Gemeinden.

Die Aufbereitung des Zahlungsmaterials der Gebaude- und
Wohnungszihlung erfolgte mit einer Ausnahme (fur Bremer-
haven hatte das Statistische Bundesamt die Aufbereitungs-
arbeiten ubernommen) bei den Statistischen Landesamtern.
Nach Eingang der Erhebungsunterlagen bei den Statistischen
Landesiimtern wurden die Zahlpapiere zundchst einer ein-
gehenden Nachprufung auf Richtigkeit und Vollstdndigkeit
der Angaben unterzogen. Fehlende oder falsche Eintragungen
wurden, soweit die Zahlpapiere nicht selbst geniigende An-
haltspunkte boten, durch Ruckfragen bei den Gemeinde-
behorden erginzt bzw. berichtigt. Die Aufbereitung erfolgte
in mehreren Arbeitsgingen. Dabei wurden die in den Zihl-
papieren gegebenen Antworten zu den gestellten Fragen aus-
gezeichnet (signiert), d. h. jede Angabe uber eine Erhebungs-
einheit bzw. ein Erhebungsmerkmal erhielt eine bestimmte
Schlusselnummer. Damit die Einheitlichkeit der Zahlung auch
in der Aufbereitung gewahrt blieb, hatte das Statistische Bun-
desamt im Einvernehmen mit den Statistischen Landesamtern
hierzu Arbeitsanweisungen herausgegeben. die fur alle Sta-
tistischen Landesamter bindend waren. Die Auszahlung der
festgestellten Tatbestinde erfolgte z. T. manuell, z. I'. maschi-
nell. Die Ergebnisse der Tabellen WZ 1 bis 6 und WZ 14 so-
wie die Spalten 10 bis 13 der Tabelle WZ 7 und die Spalten 9
bis 19 der Tabelle WZ 13 wurden manuell erstellt, die ub-
rigen Tabellen bzw. Spalten der Tabellen maschinell. Bei der
manuellen Aufbereitung wurden die Angaben der Zahlpapiere
auf Zihlblittchen ubertragen und diese manuell sortiert und
ausgezahlt. Bei Anwendung des maschinellen Verfabrens
wurden die Angaben auf Lochkarten tbertragen und diese
maschinell sortiert und ausgezahlt. Die anfallenden Zahlen-
ergebnisse wurden alsdann nach Uberprifung in dem vor-
geschriebenen Tabellenprogramm (s. Anlage 2) zusammenge-
faBt und eine Ausfertigung demStatistischen Bundesamtuber-
sandt, das die Landestabellen auf rechnerische Richtigkeit hin
uberpriifte und fur die Zusammenstellung, textliche Verarbei-
tung uud Veroffentlichung der Bundesergebnisse Sorge trug.

1) 8. Anmerkung 8. 9,

Die vorstehend dargestellte Aufbereitung des Materials der
Gebdude- und Wohnungszahlung 1950 war Ende des Jahres
1951 im wesentlichen abgeschlossen. Wahrend des Ablaufes
der Arbeiten ermoglichte jedoch das detaillierte Tabellen-
programm bereits eine Zusammenstellung einzelner Daten,
die die Lander in die Lage versetzten, relativ fruhzeitig Teil-
ergebnisse zu verdffentlichen und Material fur die verschie-
densten Zwecke kurzfristig zur Verfugung zu stellen. Die Zu-
sammenstellung der Ergebnisse im Statistischen Bundesamt
war abhiingig — wie bei allen Statistiken, die auf Lander-
meldungen an das Bundesamt beruhen — von der Einhal-
tung der Liefertermine der Lander gegenuber dem Statisti-
schen Bundesamt. Es liegt auf der Hand, dafl durch die ver-
spatete Meldung nur eines Kreisergebnisses die Zusammen-
stellung des Bundesergebnisses sich verzogern mufite. Solche
Fille konnten bei einem so umfassenden Zahlungswerk nicht
vermieden werden, zumal die Zusammenh#nge und gegen-
seitigen Erganzungen der einzelnen Tabellen umfangreiche
Abstimmungsarbeiten notwendig machten. Trotz dieser
Verzoégerungen ist es bereits Ende 1951 moglich gewesen,
mit der Veroffentlichung endgiiltiger Ergebnisse in zusam-
mengefaBter Form auf Bundesebene zu beginnen und bis
August 1952 die hauptsichlichsten Ergebnisse in der Zeit-
schrift ,,Wirtschaft und Statistik® sowie in der Reihe
,,Statistische Berichte* zu verédffentlichen.

Zihlpapiere

Als Zéhlpapiere der Gebaude- und Wohnungszihlung dien-
ten die Gebsudeliste (s. Anlage 3), der Wohnungsbogen (s. An-
lage 4), die Anstaltsliste (s. Anlage 5) und die Schiffsliste
(s. Anlage 6). Mit den beiden erstgenannten Zihlpapieren
wurden die Gebdude, die Wohnungen, die Riume sowle die
darin lebenden Wohnparteien und Personen erfallt. Mittels
der Anstaltsliste wurde derjenige Bevélkerungsteil ermittelt,
der entweder stindig in einer Anstalt wohnte (Insassen und
Personal) oder infolge der bestehenden Wohnraumnot voriber-
gehend dort eingewiesen war (wohnungslose Eingewiesene).
An Hand der Schiffsliste wurden die Familien und Einzel-
personen gezahlt, die auf fahrenden Schiffen lebten und an
Land keine Wohnung besaBen. Die Gebédudeliste und der
Wohnungsbogen waren Erhebungspapiere, die nur in der
Gebdude- und Wohnungszihlung zur Anwendung kamen,’
wihrend die Anstaltsliste und die Schiffsliste auch zur Er-
fassung von Tatbestinden dienten, die in der Volks- und
Berufiszahlung dargestellt wurden.

Das bereits bei der Reichswohnungszidhlung 1927 bewéhrte
Prinzip der doppelten Erhebungsquelle kam bei der Gebsude-
und Wohnungszahlung 1950 wieder zur Anwendung, da es
sich als zweckmaflig erwiesen hatte. Indem teilweise die-
selben Fragen sowohl vom Gebaudeeigentimer als auch vom
Wohnungsinhaber zu beantworten waren, wurde einmal die
vollstandige Erfassung aller Wohnungen gewihrleistet (und
zwar in der Gebaudeliste nach ihrer baulichen Einheit und im
Wohnungsbogen dariber hinaus nach der Zahl der darin
lebenden Wohnparteien und der von ihnen in Anspruch ge-
nommenen Réume); zum anderen ergab sich daraus die Mog-
lichkeit einer weitgehenden ,,selbstandigen‘‘ Kontrolle, wo-
durch Ruckfragen bei den Gemeindebehorden zur Ergénzung
fehlender oder unrichtiger Angaben auf ein Mindestmal be-
schrinkt wurden. Fiir die Trennung der Erhebungspapiere in
eine Gebiudeliste und einen Wohnungsbogen war in erster
Linie die Uberlegung maBgebend gewesen, dadurch die Aus-
kunftspflicht stets demjenigen iibertragen zu kénnen, der die
zuverliissigste Antwort erteilen konnte. Damit wurde die
Wahrscheinlichkeit, richtige Angaben zu erhalten, wesentlich
erhcht, Zweifellos weiB der Wohnungsinhaber besser Be-
scheid uber die Zahl, GroBe sowie den Verwendungszweck
der Raume und die Zahl und Personenstéirke der Wohn-
parteien in seiner Wohnung als der Hauseigentiimer, darum
hatte diese Fragen u. a. der Wohnungsinhaber im Wohnungs-
bogen zu beantworten. Andererseits war der Hauseigentiimer -
beispielsweise besser unterrichtet iiber die Art des Gebéudes,
das Baujahr, die Stockwerkszahl, eventuelle Kriegsschaden
und ihre Beseitigung sowie die Hohe der Wohnungsmiete,
deren Zusammensetzung dem Mieter oft nicht bekannt war,
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weshalb dariiber der Hauseigentiimer in der Gebsdudeliste
befragt wurde.

Gebdudeliste

Fir jedes Grundstuck, auf dem sich fur Wohnzwecke,
wirtschaftliche odor éffentliche Zwecke benutzte Gebiude be-
fanden, wie z. B. Wohngebiude, Fabrikgebaude, Scheunen,
Stélle, Geschiiftshéduser, Gasthiiuser, Anstalten, Theater,
Kirchen usw., war vom Eigentumer bzw. dessen Vertreter
eine Gebidudeliste auszufullen. Dahei war es gleichgultig, ob
diese Gebiude Wohnungen enthielten oder nicht und ob die
Gebidude am Zihlungsstichtag durch Kriegseinwirkungen be-
schidigt oder vorubergehend unbenutzt waren. Dagegen wa-
ren primitive Baulichkeiten, wie z. B. Baracken, Wohnlauben,
Nissenhiitten, Bunker. Wohnwagen und Wobhnschiffe sowie
Gebdudereste (es handelt sich dabei im wesentlichen um
durch Kriegseinwirkung zerstérte Gebaude) nur dann in die
Gebdudeliste einzutragen, wenn sie benutzt wurden. Nicht in
die Gebaudeliste aufzunehmen waren véllig zerstorte Gebau-
de, unbenutzte Gebiduderuinen, Geb#ude, die infolge Bau-
fialligkeit nicht benutzbar waren, im Bau befindliche Gebdu-
de, sofern sie uberhaupt noch nicht benutzt wurden, fliegende
Verkaufsstéinde und von den Besatzungsmiichten ganz be-
schlagnahmte Gebiude.

Die Gebidudeliste enthielt drei Gruppen von Fragen und
zZwar:
a) Angaben uber den Grundstucks- bzw. Gebiudeeigen-
tumer,
b) Verzeichnis der Gebaude des Grundstiicks,
¢) Verzeichnis der Wohnungen, Werkstéitten, Liden, Bu-
ros usw. in den einzelnen Gebauden des Grundstiicks.

Zu a) Hier war anzugeben der Name und die soziale Stel-
lung des Gebdudeeigentiimers sowie der Wohnort (bei ju-
ristischen Personen der Sitz).

Zu b) In diesemn Verzeichnis waren sidmtliche auf dem
Grundstuck befindlichen Gebaude einzeln aufzufihren und
dabei die StraBenlage des Gebaudes (Vorder-, Hinter-, Sei-
tengebéiude und dergl.), sein uberwiegender Verwendungs-
zweck (ob Wohngebaude, Fabrikgebiude, Hotel, Schule, Ga-
rage) und die Art des Gebidudes (ob Bauernhaus, Einfami-
lienhaus, Mehrfamilien- bzw. Etagenmiethaus, massives
Nichtwohngebiude, Behelfsheim von 30 und mehr qm, Be-
helfsheim wunter 30 qm, Baracke, Nissenhitte, Bunker,
Wohnlaube, Wohnwagen, Wohnschiff oder Gebiuderest) an-
zugeben. Weiterhin wurde nach der GeschoBzahl und dem
Baujahr des Gebédudes (ob vor dem 1. 7. 1918, zwischen dem
1.7.1918 und dem 1. 5. 1945 oder nach dem 1. 5. 1945) ge-
fragt und nach eventuellen Kriegsschiiden und deren Besei-
tigung (vollig wiederhergestellt, teilweise wiederhergestellt,
nicht wiederhergestellt, aber benutzt).

Zu c) Hier wurde eine Aufzahlung aller in einem Gebsdude
befindlichen Wohnungen, Werkstatten, Liden, Biiros usw.
verlangt, und zwar nach der Lage auf dem Grundstick, im
Gebdude und im Stockwerk. In jedem REinzelfall war die
Zweckbestimmung der Réumlichkeiten (ob Wohnung, Laden,
Werkstétte, Fremdenheim usw.) anzugehen und die Zahl der
Rdume, aus denen die Arbeitsstitte bzw. Wohnung bestand.
Bei Wohnungen wurde ferner gefragt, ob sie iiber ein Bade-
zimmer verfugten, mit welcher Heizungsart (Ofen-, Zentral-,
Fern-, Etagenheizung) sie ausgestattet waren und ob die
Wohnung an das Strom-, Gas- und Wassernetz angeschlossen
war. Ferner war der Name des Inhabers der Wohnung
bzw. der Arbeitsstitte einzutragen (Untermieter dagegen
waren nicht in der Gebédudeliste aufzufuhren, sondern nur im
Wohnungsbogen). Stand die Wohnung am Ziahlungsstichtag
leer, so war an Stelle des Namens des Inhabers eine ent-
sprechende Eintragung zn machen. Fiir jede Wohnung (auch
leerstehende), sofern es sich nicht um Wohnungen handelte,
in denen der Hauseigentumer wohnte oder keine Miete ge-
fordert wurde, waren die vertraglich vereinbarte letzte mo-
natliche Miete (ohne Betriige fur Mobelbenutzung, Zentral-
heizung, Warmwasserversorgung, .Schénheitsreparaturen,
Wohnraumsteuer, Baunotabgaben, Baukostenzuschiisse) so-
wie gesondert die im monatlichen Mietpreis nicht enthaltenen

geldlichen Nebenleistungen fiir Wasserverbrauch, Kanalisa-
tion, StraBenreinigung, Miillabfuhr, Treppenbeleuchtung,
Kaminreinigung und Sonstiges anzugeben. Zu jeder Miete
war ferner noch anzugeben, ob sie vor dem 1. 7. 1918, zwi-
schen dem 1. 7. 1918 und 1. 5. 1945 oder nach dem 1. 5. 1945
festgesetzt und ob sie infolge eines Kriegsschadens ermaBigt
worden war. Handelte es sich bei den Wohnungen um Eigen-
tumerwohnungen, mietfreie Wohnungen, Dienst- und Werks-
wohnungen oder Stiftswohnungen, so war dies anzugeben.

Wohnungsbogen

Fur jede in der Geb#udeliste aufgefuhrte bewohnte oder
am Zihlungsstichtag leerstehende Wohnung war ein Woh-
nungsbogen auszufullen. Ausfullungspflichtig war der Woh-
nungsinhaber, bei leerstehenden Wohnungen der Hauseigen-
tumer oder dessen Vertreter. Lebten in einer Wohnung meh-
rere Wohnparteien, so war ebenfalls nur ein Wohnungsbogen
fir die ganze Wohnung auszufiillen, und zwar vom Wohnungs-
inhaber, bei mehreren Hauptmietern von demjenigen, der am
langsten in der Wohnung wohnte. Die Ausfiillung eines Woh-
nungsbogens entfiel, wenn die Wohnung

ganz von der Besatzungsmacht beschlagnahmt war;

zweckentfremdet war, d. h. nur fiir gewerbliche Zwecke be-

nutzt wurde (z. B. Etagengeschaft, Buro, Arztpraxis)
und der Mieter nicht darin wohnte.

Far jede Wohnung war auf dem Wohnungsbogen ihre
Straflenlage (ob im Vorder-, Hinter- oder Gartenhaus, Seiten-
fliigel) und GeschoBllage (ob im Kellergescho, 1. oder 2. Stock-
werk usw.) anzugeben. Die Wohnungsinhaber von Keller-
und DachgeschoBwohnungen hatten auBerdem noch die
Frage zu beantworten, ob ihre Wohnung sich zum dauernden
Wohngebrauch eignet. Die weiteren Fragen betrafen wieder
alle Wohnungen, wobei folgende Angaben zu machen waren:
1. Raume der Wohnung;

2. Kiichenbenutzung, sofern mehrere Wohnparteien in einer

‘Wohnung lebten.

Zu 1. Samtliche Wohnparteien einer Wohnung, also auch
Einzeluntermieter, waren einzeln und namentlich auf einer
besonderen Zeile aufzufithren; dabei waren anzugeben: die
Art des bestehenden Mietverhiltnisses (d. h. ob die Wohn-
partei in der Wohnung wohnt als Hauseigentumer in eigenem
Hause, als Mieter, Untermieter oder mietfrei), die Zahl der
Personen, aus denen die Wohnpartei besteht, die Zahl und
Art der auf sie entfallenden Raume und ob in den zu Wohn-
zwecken benutzten Raumen gekocht wird.

Ihrem Verwendungszweck nach waren die Rdume in fol-
gende vier Gruppen eingeteilt:

a) vollausgebaute Kiichen sowie Xochnischen und Not-
kichen (z. B. ehemaliges Bad, Speisekammer, Madchen-
zimmer);

b) Wohn- und Schlafzimmer (einschl. der Zimmer, in denen
auch gekocht wird, und der infolge Wohnraumnot benutz-
ten anderen Rdume, wie z. B. ehemaliges Bad, Werkstatt
Usw.);

c¢) gewerblich oder landwirtschaftlich benutzte Zimmer;

d) voriibergehend leerstehende Zimmer.

Die Raume waren nach RaumgroBen auszuweisen. s wur-
de unterschieden bet den Kuchen zwischen solchen bis ein-
schlieflich 10 qm und solchen uber 10 gm. Bei den Wohn-
und Schlafzimmern wurden drei GréBenklassen gebildet, von
denen die eine alle Raume mit 10 und mehr qm umfaBte, die
zweite alle Rdume mit 6 bis unter 10 gm und die letzte alle
Réume unter 6 qm. Die ausschlieBlich gewerblich oder land-
wirtschaftlich benutzten Zimmer und die vorubergehend
leerstehenden Zimmer waren unterteilt in solche von 6 bis
unter 10 gm und von 10 und mehr qm. Fiir Kochnischen,
Notkichen und nur notdurftic benutzte andere Riume
wurde eine Klassifizierung nach der (iréBe nicht verlangt.
Bei Rdumen mit schragen Wanden sollte die Fliche unter
der Schréage nur zur Halfte gerechnet werden.

Zu 2. Bei Wohnungen mit mehreren Wohnparteien war zu
vermerken, welche Wohnparteien regelmifig in der Kiiche,
Kochnische bzw. Notkuche kochen.
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Anstaltsliste

Die Ausfullung eines Wohnungsbogens kam nur fur Woh-
nungen in Frage. AuBer den Bewohnern von Wohnungen gab
es aber auch Personen, die uberhaupt nicht in einer Wohnung
lebten, sondern in Anstalten (Heimen, Hotels usw.) oder
Massenunterkunften (Lagern). Fir diese sogenannten Be-
wohner von Unterkiinften auBerhalb von Wohnungen konnte
diese Art der Unterbringung entweder eine mehr oder we-
niger dauernde sein, wenn sie als Insassen bzw. Personal stéin-
dig dort wohnten, oder aber ihr Wohnverhiltnis war nur vor-
iibergehender Natur, weil sie lediglich infolge der herrschenden
Wohnungsnot dort eingewiesen worden waren (wohnungs-
lose Eingewiesene). Fur die Wohnungszéhlung war die letzt-
genannte Gruppe von besonderem Interesse, weil sie Trager
des dringlichen Wohnungsbedarfs war. Die Zahlung der woh-
nungslosen Eingewiesenen sowie der stindigen Insassen und
des Personals erfolgte mittels der Anstaltsliste. Dieses Zahl-
papier wurde — wie bereits erwahnt — auch in der Volks-
und Berufszéhlung verwendet. Hier werden jedoch nur die
Fragen aufgefuhrt, die in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Gebaude- und Wohnungszahlung standen.

Eine Anstaltsliste war auszufiillen fur Hotels, Gasthofe,
Fremdenheime (sofern sie mindestens uber 4 Gastbetten ver-
fugten), Massenunterkunfte (wie Flichtlings- und Arbeiter-
lager) und fur alle 6ffentlichen und privaten Einrichtungen,
die der gemeinsamen Unterkunft, Verpflegung und Betreuung
bestimmter Personenkreise zur Erfullung religioser, sozialer,
gesundheitlicher, erzieherischer oder ahnlicher Zwecke dien-
ten, wie z. B. Kloster, Altersheime, Waisenhéuser, Kranken-
hiuser, Erholungsheime, Internate, Erziehungsanstalten,
Strafanstalten usw. Ausfullungspflichtig war der Eigentumer,
Pichter, Leiter, Vorstand oder Verwalter der Anstalt. Die in
der Anstaltsliste gestellten und fur die Wohnungszahlung be-
deutsamen Fragen gliederten sich auf in:

1. Allgemeine Angaben;
2. Verzeichnis der Wohnungen und Unterkunftsraume.
Zu 1. Hier war anzugeben die Firma oder Anstaltsbezeich-

nung, der gegenwiirtige Verwendungszweck und der Name
des Eigentumers, Leiters, Vorstandes oder Verwaltérs.

Zu 2. Die hier gestellten Fragen bezogen sich auf die:

a) Anzahldervorhandenen Wohnungen innerhalb der Anstalt;

b) Anzahl und Belegung der vorhandenen iibrigen Unter-
kunftsraume, die nicht zu einer besonderen Wohnung ge-
horten.

Zu a) Befanden sich in der Anstalt Wohnungen, so waren
sie zahlenmiBig anzugeben mit dem Bemerken, ob sie bewohnt
waren oder leerstanden. Fur jede Wohnung war ein Wohnungs-
bogen nach den bereits geschilderten Richtlinien auszufullen.

Zub) Hier waren die in der Anstalt befindlichen Personen
unter A IT summarisch anzugeben, und zwar einmal das Per-
sonal und die standigen Insassen der Anstalt und zum an-
deren die wohnungslosen Eingewiesenen. Die Gesamtzahl des
Personals und der sténdigen Insassen war unter B I der An-
staltsliste einzeln und namentlich nachzuweisen, desgleichen
die wohnungslosen Eingewiesenen unter B IT (s. Anlage 5).

Schiffsliste

Im Gegensatz zu den wohnungslosen Eingewiesenen han-
delte es sich bei den Bewohnern auf fahrenden Schiffen ohne
eine Wohnung an Land um einen Personenkreis, der zum
groBten Teil keine Wohnung haben will und deshalb auch
keinen Anspruch an den Wohnungsmarkt stellt. Fur die Ge-
baude- und Wohnungszihlung war daher dieser Personen-
kreis nur von ganz geringem Interesse. Deswegen erfolgte
auch eine Nachweisung der ermittelten Zahlen nicht im Ta-
bellenprogramm der Gebdude- und Wohnungszéhlung, son-
dern lediglich in einer Sondertabelle (s. Anlage 7).

Tine Schiffsliste war fiir jedes Fahrzeug der See- oder
Kustenschiffahrt, der Hochsee- oder Kiistenfischerei und der
Binnenschiffahrt auszufullen, das eine standige Besatzung an
Bord hatte, die wihrend der Fahrt regelmaBig auf dem
Schiff ubernachtete. Ausfullungspflichtig war der Schiffs-
fithrer. Im Teil B I der Schiffsliste waren die an Bord eines
Schiffes lebenden Familien und Einzelpersonen, die keine
Wohnung an Land hatten, aufzufithren. Nicht hierunter
fielen Wohnparteien, die auf einem festverankerten, auller
Dienst gestellten Schiff wobnten. Dieses Wohnschiff wurde
mittels Gebiaudeliste erfaft?), und die Wohnparteien hatten
einen Wohnungsbogen auszufiillen.

T8, 1.

C. Zihlung der von den Besatzungsmichtenin Anspruch genommenen Gebédude und Wohnungen

Wie bereits erwahnt, erfaBte die Gebdude- und Wohnungs-
zéhlung vem 13.9. 1950 die von den Besatzungsmichten
ganz in Anspruch genommenen (beschlagnahmten) Gebéude
und Wohnungen nicht. Art und Umfang dieser Inanspruch-
nahme muBten jedoch schon allein deshalb festgestellt wer-
den, um einwandfreie Ergebnisse iiber den Gesamtbestand
der Gebgude und Wohnungen im Bundesgebiet zu erhalten.
Da ein Betreten der von den Besatzungsmachten ganz be-
schlagnahmten Gebdude und Wohnungen nicht gestattet
war, die fiir die Zahlung benétigten Daten aber aus den Ak-
ten der Besatzungskostenidmter (Feststellungsbehérden, Re-
quisitionsiimter) entnommen werden konnten, bestimmte die
Rechtsverordnung vom 28. 2. 1951 im §1 Absatz 1 (s. An-
lage 1), daB die Besatzungskostenimter die Erhebungs-
papiere auszufiillen hiitten. Die Erfassung war nach § 1 Ab-
satz 2 obiger Rechtsverordnung nach dem Stande vom 30. 9.
1950 vorzunehmen und hatte sich auf die im Zshlblatt (s. An-
lage 8) aufgefiihrten Angaben zu erstrecken.

Zahlungsbegriffe

Die Erfassung beschlagnahmter Gebdude und Wohnungen
erstreckte sich auf alle von den Besatzungsméchten
ganz oder teilweise beschlagnahmten Wohn- und Nicht-
wohngebéude;
ganz beschlagnahmten Wohnungen.

Als beschlagnahmt galten alle requirierten und konfiszier-
ten Gebiude des Altbestandes sowie Gebdude, die fir die
oder von der Besatzungsmacht neu erbaut wurden. Als teil-
beschlagnahmt zéhlten alle Gebdude, von denen nur Teile,
z. B. eine einzelne Wohnung oder einzelne Rdume, beschlag-
nahmt waren. Der Begriff des Gebdudes entsprach dem der
Wohnungszihlung. Fiir die Entscheidung, ob es sich um ein
Wohn- oder Nichtwohngebiude handelte, war der tiberwie-
gende Verwendungszweck nach dem Status vor der Beschlag-
nahme ausschlaggebend. Hatte jedoch das Besatzungskosten-
amt Kenntnis davon, daB die ursprungliche Zweckbestim-
mung des Gebdudes durch Umbau geéindert worden war (z.B.
Umbau eines Kasernenblocks zu einem Wohnhaus), so war der
neue Verwendungszweck anzugeben. Hotels, Pensionen und
dergl. sollten demnach als Nichtwohngebdude gezahlt wer-
den, wenn sie zum iiberwiegenden Teil firr diese Zwecke ver-
wendet wurden. Befanden sich jedoch in einem derartigen
Gebaude vor der Beschlagnahme zum uberwiegenden Teil
Wohnungen, dann war es als Wohngebaude zu erfassen.

Der Begriff Wohnung wurde in Ubereinstimmung mit dem
bei der Wohnungszihlung verwendeten Begriff der baulichen
Einheit definiert!). Hinsichtlich ihrer Qualitét und bau-
lichen Anlage durften die beschlagnahmten Wohnungen rest-

1) 8. 8. 16,
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los als Normalwohnungen im Sinne der Wohnungszéhlung
anzusehen sein. Als beschlagnahmt galten alle Wohnungen,
in denen sidmtliche Riaume von der Besatzungsmacht in An-
spruch genommen waren, wobei es gleichgiiltig war, ob
diese Wohnungen tatsichlich von Angehorigen der Besat-
zungsmacht bewohnt wurden oder nicht. Waren dagegen nur
einzelne Riume (Wohnungsteile) der Wohnung beschlag-
nahmt, so wurden solche Wohnungen als der deutschen Be-
volkerung zur Verfiigung stehend angesehen und bereits am
13. 9. 1950 imm Rahmen der Wohnungszéhlung gezahlt, wobei
die beschlagnahmten Réume als voritbergehend leerstehende
erfal3t wurden.

Durchfithrung und Aufbereitung der Zahlung

Die Besatzungskostenamter fullten entsprechend den
ihnen gegebenen Richtlinien fur jedes einzelne von der Be-
satzungsmacht ganz oder teilweise beschlagnahmte Gebaude
ein Ziahlblatt aus und ubersandten die Zahlbldtter den Sta-
tistischen Landesdmtern. Die Statistischen Landesdmter
nahmen daraufhin die manuelle Ausziahlung vor und teilten
die Ergebnisse dem Statistischen Bundesamt zur Zusammen-
stellung des Bundesergebnisses mit.

Veroffentlichung der Ergebnisse

Das Statistische Bundesamt hat die Ergebnisse dieser Er-
hebung in einer Gliederung nach Regierungsbezirken und
Bundesldndern verdffentlicht!). Eine Verdffentlichung fur
kleinere regionale Einheiten unterlag einer Verdffentlichungs-
beschrankung der Hohen Kommission.

In dem Tabellenprogramm der Gebéude- und Wohnungs-
zahlung vom 13. 9. 1950 (s. Anlage 2) sind die ganz beschlag-
nahmten Gebdude nicht enthalten, die teilbeschlagnahmten
Gebidude jedoch in allen Tabellen, in denen (ebdude nach-

1) ,,Statistische Berichte‘’, Arb.-Nr. VI/25/2 vom 5. 10. 1951

gewiesen werden (WZ 1 bis WZ 6). Um die Gesamtzahl der
Gebidude im Bundesgebiet angeben zu konnen, mussen des-
halb zu der in der Tabelle WZ 1 genannten Zah! der Gebaude
die der ganz beschlagnahmten Gebdude addiert werden. Die
beschlagnahmten Wohnungen erscheinen in keiner WZ-Ta-
belle. Lediglich in der Tabelle WZ 4, in der die Gebéude nach
ihrer Grofle, d. h. der Zahl der darin gelegenen Wohnungen
gegliedert wurden, sind die beschlagnahmten Wohnungen in
teilbeschlagnahmten Geb#duden berucksichtigt, um die Gro-
Bengliederung der Gebédude richtig nachweisen zu kénnen.
Um den insgesamt vorhandenen Wohnungsbestand des Bun-
desgebietes darzustellen, mussen die von den Besatzungs-
méchten in Anspruch genommenen Wohnungen dem bei der
Wohnungsziihlung 1950 ermittelten und in der Tabelle WZ 1
nachgewiesenen Wohnungsbestand hinzugezihlt werden.

In § 1 der bereits mehrmals genannten Rechtsverordnung
vom 28. 2. 1951 wurde einge laufende Fortschreibung der Er-
gebnisse der Zahlung nach dem Stande vom 30. 9. 1950
angeordnet. Diese erfolgt auf Grund der Meldungen der Be-
satzungskostenamter auf einheitlich vorgeschriebenem Zihl-
blatt (s. Anlage 9) an die Statistischen Landesémter, die nach
erfolgter Bearbeitung des Materials die Ergebnisse in einer
vorgeschriebenen Tabelle (s. Anlage11}) festhalten und dem
Statistischen Bundesamt ubersenden. Eine erste Bekannt-
gabe der fortgeschriebenen Ergebnisse erfolgte mit Stichtag
31. 12. 19512%). Weitere Veroffentlichungen erfolgten bisher
in vierteljahrlichen bzw. halbjahrlichen Abstanden. Die Fort-
schreibung der Ergebnisse dieser Zahlung ist nicht nur des-
halb von Bedeutung, weil sie laufend Aufschlufl gibt uber die
Inanspruchnahme des Wohnungsbestandes durch die ausl.
Streitkrifte, sondern auch fur die Fortschreibung des der
deutschen Bevolkerung zur Verfugung stehenden Wohnungs-
und Wohnraumbestandes benétigt wird.

?) ,,Statistische Berichte*, Arb.-Nr. V1/35/4 vom 7. 3. 1952.

D. Fortschreibung der Ergebnisse

Nach § 12 des Volkszéhlungsgesetzes miissen die ,,durch
die Wohnungszihlung gewonnenen Ergebnisse iiber die Zahl
der Wohnungen und Wohnrdume‘ mindestens jahrlich fort-
geschrieben werden. Da der fur die deutsche Bevolkerung zur
Verfiigung stehende Bestand einmal von der Bautétigkeit ab-
hingig ist, zum anderen von der Beschlagnahme und Frei-
gabe durch die Besatzungsmacht, mussen beide Faktoren
berucksichtigt werden, um der Forderung des Volkszéhlungs-
gesetzes zu entsprechen. Die Ergebnisse der Bautétigkeits-
statistik und der Statistik der beschlagnahmten Gebaude
und Wohnungen stellen ausreichende Fortschreibungsunter-
lagen zur Verfugung.

Die Bautitigkeitsstatistik erfaf8t u. a. monatlich die Zahl
der fertiggestellten Wohngebaude, die Zahl der fertiggestell-
ten Wohnungen nach der Gréfle (Raumzahl) und der fertig-
gestellten Rdume nach Art und Grofe (Kiichen und Zimmer).
Grundlage dafur bilden die von den zustdndigen Bauamtern
den Statistischen Landesédmtern fiir jedes fertiggestellte Ge-
bdude eingesandten Zihlblitter. Ferner melden die Bauim-
ter auch laufend die Abginge infolge von Abbruch,
Brand u.s.w. An Hand dieses Zahlenmaterials 1at sich der
Reinzugang errechnen und die Fortschreibung auf Grund der
Bautitigkeit durchfuhren. Schwierigkeiten ergaben sich le-
diglich bei der Erstellung der ersten Fortschreibungsmeldung.
Erfahrungsgemif3 gehen die Meldungen der Baudmter fur
fertiggestellte Gebaude bzw. Wohnungen haufig zu einem
spiteren Termin ein als die Gebdude bzw. Wohnungen
tatsdachlich fertiggestellt sind. Das bedeutet, dal zum Zeit-
punkt der Wohnungszahlung neu gebaute Gebaude und
Wohnungen mitgezahlt worden sind, fur welche die Bau-
fertigstellungsmeldung und damit der Zugangsnachweis in
der Bautitigkeitsstatistik spéter erfolgte. Bei vorbehaltloser

Ubernahme der nach dem Stichtag fiir die Wohnungszih-
lung in der Bautidtigkeitsstatistik gemeldeten Baufertig-
stellungen wiirden daher Doppelzédhlungen nicht zu vermei-
den gewesen sein. Es mullte deshalb dafur gesorgt werden,
da fur die Fortschreibung von den nach dem Zahlungs-
stichtag (13. 9. 1950) emgegangenen Fertigstellungsmel-
dungen diejenigen unberucksichtigt blieben, deren Objekte
am Stichtag bereits miterfafit waren. Dies geschah mittels
einer vom Statistischen Bundesamt gegebenen Anweisung
an die Statistischen Landesémter. Diese sollten in den
Unterlagen der Gebdude- und Wohnungszéhlung an Hand
der Strafen- und Hausnummerangabe feststellen, ob die von
den Baudmtern nach dem 13. 9. 1950 als fertiggesellt gemel-
deten Gebdude bzw. Wohnungen bereits am 13. 9. 1950
erfaflt worden waren. Dadurch wurde eine vertrauenswurdige
Fortschreibung sichergestellt. Da auch der Einflul} der Be-
schlagnahmungen auf den deutschen Bestand an Gebéduden
und Wohnungen durch die bereits im vorigen Abschnitt
erwihnte laufende Fortschreibung der Ergebnisse festge-
halten wird, wobei die Freigaben hier als Zugang, die Neu-
beschlagnahmen von Altbestandswohnungen dagegen als
Abgang vom deutschen Bestand zdhlen, ist eine Fort-
schreibung der Wohnungszahlungsergebnisse gewihrleistet.
Zum ersten Mal wurden die fortgeschriebenen Bestands-
zahlen nach Bundeslandern gegliedert mit Stichtag
31. 12. 1951 veroffentlicht3). Ein Exemplar der Fort-
schreibungstabelle ist beigefugt (s. Anlage 10). In dem-
selben Umfang und zum gleichen Zeitpunkt erfolgten die
spiteren Veroffentlichungen.

5) |, Wirtschaft und Statistik®, 4. Jg., N. F., Heft 12, Dez. 1952, S. 405f.
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E. Zihlungshegriffe der Gebiude- und Wohnungszihlung

Eine Definition und Abgrenzung der verwendeten Zih-
lungsbegriffe ist in zweifacher Hinsicht von Bedeutung, ein-
mal um zu wissen, aus welchen Objekten sich die Zahlen zu-
sammensetzen, zum andern um beurteilen zu konnen, inwie-
weit Vergleiche mit anderen Erhebungen moglch sind. Von
entscheidendem Einflul bei der Festlegung der Begniffe fur
die Gebdude- und Wohnungsziahlung waren die mit der Zah-
lung verfolgten Ziele. Es sollte sowohl eine Bestandsaufnahme
des Wohnvolumens vorgenommen als auch die Wohnraum-
versorgung der Bevolkerung dargestellt werden. Entspre-
chend dieser Zielsetzung war der Inhalt der Zahlbegriffe so zu
wihlen, da3 alle Faktoren restlos erfa8t werden konnten, die
uber den Bestand an Wohnraum und uber die Wohnverhalt-
nisse der Bevolkerung etwas aussagten. Das waren die Ge-
baude, die Wohnungen und ihre Raume sowie die darin
lebenden Wohnpartelen und derjenige Bevolkerungsteil, der
infolge der Wohnraumnot gezwungen war, in Unterkunften
auBerhalb von Wohnungen zu wohnen.

Gebdude

Gebaude stehen auf Grundstucken einzeln oder mit ande-
ren verbunden. Die Definition eines Gebdaudebegriffes durfte
an dieser Tatsache nicht vorubergehen. Man mullte nach
Merkmalen suchen, die den baulichen Gegebenheiten Rech-
nung tragen. Die auf Grund der baupolizeilichen Vorschriften
in Deutschland bei den Gebauden vorhandenen Brandmauern
wurden deshalb als Kriterium zur raumlichen Abgrenzung
eines Gebdudes mit herangezogen. In Erfullung der Zah-
lungsaufgaben, das Wohnvolumen und den Grad der Wohn-
raumversorgung festzustellen, durften auch primitive Bau-
lichkeiten (z.B. Gebaudereste, Wohnlauben, abgestellte
Waggons) nicht unberucksichtigt bleiben, sofern sie benutzt
wurden. Daher galt als Gebaude im Sinne der Erhebung:

a) jedes freistehende oder durch Brandmauer von emem an-
deren getrennte Bauwerk. Dies galt auch fur Bauernhau-
ser, in denen Wohnteil und Wirtschaftstell wohl unter
einem Dach liegen, aber durch emme Brandmauer vonemnan-
der getrennt sid und ber denen sowohl das Wohnhaus als
auch das Wirtschaftsgebaude als ein selbstandiges Gebaude
zu zahlen waren. Be1 Dopypel-, Gruppen- oder Reihenhau-
sern sowie Wohnblocks ist jedes emnzelne von dem anderen
durch eine vom Dach bis zum Keller reichende Trennungs-
wand geschiedene Bauwerk als selbstandiges Gebdude be-
trachtet worden;

b) Gebaudereste, die noch zum Wohnen oder als Werkstatt
usw. benutzt waren, sowie Gartenhauser, Kioske, Behelfs-
heime, ortsfeste Verkaufsstande, sofern sie ganz oder teil-
weise standig bewohnt oder benutzt wurden;

c) auBer Dienst gestellte Schiffe, die zu Wohn- und Wirt-
schaftszwecken benutzt wurden (wie Wohnschiffe, als
Hotel benutzte Schiffe, Restaurationsschiffe u. a.) sowie
Wohnwagen, dauernd abgestellte Waggons und dahnliche
Unterkunfte, soweit sie gewerblich oder fur Wohnzwecke
benutzt waren.

Als Gebaude wurde somit jedes alleinstehende oder durch-
gehend abgesonderte Bauwerk angesehen, das nur Wohn-
raume oder nur Nutzraume oder beides umfaf3te, sofern es am
13. 9. 1950 benutzt oder mn seinem damaligen Zustand be-
nutzbar war. Die Abgrenzung gegenuber benachbarten Ge-
bauden war entweder — bei freistenenden Gebauden — durch
einen Zwischenraum zwischen den Gebduden und — bei an-
einandergereihten Gebduden — durch das Vorhandensein
einer vom Keller bis zum Dachgeschol3 durchgehenden Tren-
nungswand (Brandmauer) gegeben.

Gebidudearten

Der Verwendungszweck der Gebédude ist sehr verschieden-
artig. Grundsatzlich lassen sich bei den Gebiuden zwel
Hauptgruppen unterscheiden, von denen die eine aus solchen
Gebauden besteht, die ausschhefllich oder mindestens zur
Halfte Wohnzwecken dienen (Wohngebaude), wihrend die
zweite Gruppe ganz oder uberwiegend zu gewerblichen, land-

wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und Verwaltungs-
zwecken verwendet wird (Nichtwohngebaude). Von den
'Nichtwohngebauden interessieren im Hinblick auf die Ziel-
setzung der Zahlung diejenigen, die neben dem ihrem jowei-
ligen Zweck angepalliten Nutzraum auch Wohnungen um-
fassen. Eine Autgliederung der Gebaude lediglich n Wohn-
und Nichtwohngebaude ware aber nicht restlos befriedigend
gewesen, weil dabe1 der unterschiedliche Gebrauchswert der
Wohngebdude nicht zum Ausdruck gekommen ware. Es war
bekannt, daB infolge der bestehenden Wohnungsnot auch
primitive Baulichkeiten zu Wohnzwecken benutzt wurden.
Diesem Tatbestand hatte man bereits ber der Festlegung des
Gebaudebegriffes Rechnung getragen, indem auch beispiels-
weise bewohnte Gebauderumen und abgestellte Waggons als
Gebaude angesprochen wurden. Um uber den Umfang dieser
zeitbedingten Notlosungen eine zahlenméiBige Vorstellung zu
bekommen, war es deshalb notwendig, ber den Wohngebiu-
den zu unterscheiden zwischen solchen, die zum dauernden
Wohnen geeignet waren und solchen, die sich nur notdurftig
zum Wohnen eigneten. Aus dieser Uberlegung heraus ergab
sich eine Einteilung der Gebaude in folgende drei Gruppen

Normalwohngebaude,

Notwohngebaude,

Nichtwohngebdude.

Die Entscheidung uber den Gebrauchswert der Gebaude
konnte man selbstverstandhich nicht dem subjektiven Er-
messen der Befragten uberlassen, sondern sie mullte nach ob-
jektiven Mafstaben getroffen werden.. Dementsprechend
wurden folgende Begritfe festgelegt

als Normalwohngebdude galten Bauernhauser, Ein-
familienhauser, Mehrfamuilien- bzw. Etagenmethauser und
Behelfsheime von 30 und mehr qm, sofern ste ausschheBlich
oder mindestens zu 50 vH und mehr Wohnzwecken dienten.
Die Wohnungen in emem Normalwohngebaude konnten so-
wohl Normal- als auch Notwohnungen semn;

als Notwohngebaude galten Behelfsheime unter 30 qmn,
Baracken, Wohniauben, Nissenhutien, Bunker, abgestellte
Waggons, Wohnwagen, Wohnschiffe und Gebdudereste, die
zu 50 vH und mehr zum Wohnen benutzt wurden. Die Woh-
nungen in einem Notwohngebaude konnten immer nur Not-
wohnungen sein;

als Nichtwohngebdude galten alle Gebdude, die aus-
schlieBlich oder uberwiegend (zu mehr als 50 vH) landwirt-
schatthichen, gewerblichen, kulturellen, sozialen oder Ver-
waltungszwecken dienten. Hierzu zahlten auch Gebaude, die
nicht massiv ausgefuhrt oder nur behelfsmalig zu gewerbs-
malfliger Benutzung erstellt oder hergerichtet wurden, wie
z. B. Baracken, Bunker, Schuppen, Gebdaudereste. Die evtl.
in emem Nichtwohngebaude betindlichen Wohnungen konn-
ten sowohl Normal- als auch Notwohnungen sein.

Die ,,uberwiegende Verwendung emes Gebdudes zu
Wohn- oder Nichtwohnzwecken sollte im allgemeinen nach
seinem Baucharakter getroffen werden. In Zweifelsfallen
war die Verwendung der Wohn- und Nutzflachen der Ge-
béiude mallgebend; sobald die nach ihrer baulichen Be-
stimmung zu Wohnzwecken bestimmten Flachen mindestens
50 vH betrugen, war das Gebaude als Wohngebaude zu
zidhlen. Die Eingruppierung nach diesen Gesichtspunkten
hatte der Grundbesitzer vorzunehmen.

Elgentumsverhiltnisse

Umfassende Untersuchungen uber die Verteilung des Ge-
béudeeigentums auf die verschiedenen Eigentumergruppen
waren bis 1950 in Deutschland micht durchgefuhrt worden.
Die Feststellungen bei der Zahlung 1950 mn dieser Richtung
erstreckten sich nur auf Normalwohngebdude. Dabei wurden
drei Hauptgruppen von Eigentumern gebildet, die sich an
die in der Bautatigkeitsstatistik ubliche Gruppierung an-
lehnten und zwar

private Eigentumer,
gememnutzige Wohnungsunternehmen,
offentliche ligentumer.
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Zudenprivaten Eigentiimern zihlten neben den natiir-
lichen Personen auch die juristischen Personen des privaten
Rechts (Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, Vereine,
Erbengemeinschaften u. &.). Infolge der Verschiedenartig-
keit dijeser Gruppe wurde hier eine weitere Unterteilung in
natiirliche Personen einerseits und juristische Personen an-
dererseits vorgenommen. Bei den natirlichen Personen er-
folgte weiterhin noch eine Klassifizierung nach Personen mit
selbsténdiger Erwerbstatigkeit, nach Beamten und Ange-
stellten. Arbeitern, Pensionédren sowie Sozialrentnern u. i.,
Berufsl sen und Personen ohne Berufsangabe. Es wurde die
Zahl der Gebaude im Eigentum dieser Personengruppen
nachgewiesen; die Zahl der Gebdudeeigentumer ist infolge
des Mehrfachbesitzes von Gebéduden natiirlich kleiner als die
Zah! der nachgewiesenen Gebaude.

Als gemeinniitzige Wohnungsunternehmen wurden
nur die Wohnungsgesellschaften angesehen, denen die Ge-
meinnitzigkeit nach dem Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetz
vom 29. 2. 1940 zugesprochen wurde. Hierzu rechneten auch
O1gane staatlicher Wohnungspolitik, wie z. B. die Heimstét-
ten GmbH. und die Treuhandstellen fur das Wohnungs- und
Kleinsiedlungswesen, sofern sie nach dem erwihnten Gesetz
ais gemeinniitzige Unternehmen anerkannt waren.

Zu den 6ffentlichen Eigentiimern gehérten die Be-
hérden und Korperschaften des 6ffentlichen Rechts. Zu die-
ser Gruppe rechneten insbesondere die Bundes- und Lénder-
ministerien mit den ihnen unterstellten Behorden, die Ge-
meinden und Gemeindeverbinde, die Deutsche Bundesbahn
und -post, die Wasserstrallen- und Seeschiffahrtsdirektionen,
die Zweckverbinde (z. B. Krankenhaus- und Schulverbin-
de), Religionsgemeinschaften, soweit sie offentlich-recht-
lichen Charakter besitzen, Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
(z. B. einige Universitdten und Forschungsinstitute), die So-
zialversicherungstréger (Berufsgenossenschaften, Angestell-
ten- und Invalidenversicherung, Ortskrankenkassen), Be-
rufsverbande (z. B. Arztekammern, Apothekerkammern,
Anwaltskammern), die 6ffentlich-rechtlichen Kreditanstalten
(Bank deutscher Lander, Landeszentralbanken, Girozen-
tralen, Kreis- und Gemeindesparkassen usw.), offentlich-
rechtliche Versicherungstrager (Brandversicherungskam-
mern, Brand- und Feuerkassen, auch offentlich-rechtliche
Lebensversicherungsanstalten usw.), offentlich-rechtliche
Genossenschaften (Wasser-, Deich-, Jagd-, Odland- usw.
-genossenschaften), in einigen Landern auch caritative Ver-
béinde (z. B. Rotes Kreuz).

Baualter

Neben der GroBle der Gebdaude und der Art ihrer Verwen-
dung ist das Alter der Gebdude von Bedeutung fiir Fest-
stellungen tiber den zukinftigen Wohnraumbedarf. Die
Gruppierung der Gebdude nach dem Baualter sollte an die
mietrechtlichen Bestimmungen angeglichen werden, wonach
sich eine Unterteilung in Gebiude, die vor dem 1. 4. 1924,
zwischen dem 1. 4. 1924 und 20. 6. 1948 und nach dem 20. 6.
1948 bezugsfertig wurden, ergeben hdtte. Aus erhebungs-
psychologischen Erwiigungen heraus wurden die Gruppen
jedoch auf solche Zeitabschnitte abgestellt, die sich stark im
Gedachtnis der meisten dlteren Personen in Deutschland ein-
geprigt hatten, ndmlich die Zeit

vor dem 1. 7. 1918,
vom 1. 7. 1918 bis 1. 5. 1945,
nach dem 1. 5. 1945,

Diese Ausweichmoglichkeit war gangbar, weil angenom-
men werden kann, daB die Zahl der in den ersten 5 Jahren
nach dem ersten Weltkrieg und den ersten 3 Jahren nach demn
zweiten Weltkrieg in Deutschland erbauten Wohngebsude
gering war.

MaB3gebend fiir die Einreihung in eine dieser Gruppen war
das Jahr der urspringlichen Errichtung des Bauwerkes. Bei
beschédigten, aber wiederhergestellten Normalwohngebéu-
den galt als Baujahr ebenfalls der Zeitpunkt der urspring-
lichen Errichtung, dagegen bei totalzerstorten, aber wieder-
aufgebauten Bauwerken das Jahr des Wiederaufbaues.

Das Baualter der einzelnen Wohnungen wurde nicht
genau ermittelt, es wird angenommen, daB es in der weit-
aus uberwiegenden Zahl der Fille mit dem Baualter der
Normalwohngebaude ubereinstimmte. Nur wenn durch
Um- und Ausbau eines Wohngebidudes neue Wohpnungen zu
einem spateren Termin als dem der urspriinglichen Erstellung
des Gebaudes geschaffen wurden, deckt sich das Baualter der
Wohnung nicht mit dem des Gebaudes. Da jedoch derartige
Sonderfalle im Verhéltnis zur groBlen Masse der Normal-
wohngebdude und darin befindlichen Wohnungen von
untergeordneter Bedeutung sind, diirfen die ermittelten
Daten auch fur die Gliederung der Wohnungen nach Alt-
bau-, Neubau- und Nachkriegswohnungen mit hinreichender
Genauigkeit Verwendung finden.

Kriegsschiiden

Im Zuge der Kriegsereignisse wurde in Deutschland ein er-
heblicher Teil der Gebdude von Kriegsschiden betroffen.
Eine generelle Feststellung der Kriegsschaden ist im Rahmen
der Geb#dude- und Wohnungszidhlung nicht durchgefuhrt
worden, da eine einwandfreie Kriegsschidenerfassung nur
durch Fachleute auf Grund értlicher Feststellungen iiber den
derzeitigen Zustand der Gebaude hatte getroffen werden kon-
nen. Aullerdem war sie nach der Zielsetzung der Zahlung
auch nicht notwendig, da vollig zerstérte Gebaude kein
Wohnvolumen darstellen und fur die Wohnraumversorgung
der Bevolkerung unerheblich sind. Daher wurden véllig zer-
storte Gebdude und nichtbenutzte Gebduderuinen bei der
Zahlung nicht erfaBt, sondern nur Wohngebaude, die von
Kriegsschidden betroffen waren, aber trotzdem noch oder
wieder bewohnt wurden. Unberucksichtigt blieben kleinere
Kriegsschaden an Normalwohngeb#duden, wie z. B. Wand-
risse, Putz-, Glas- oder Holzschiden usw.

Die von Kriegsschidden tatsichlich betroffenen Normal-
wohnungen wurden nicht ermittelt. Es wurde nur die Zahl
der bewohnten und bewohnbaren Wohnungen festgesteilt,
die in den von Kriegsschiden betroffenen oder betroffen
gewesenen Normalwohngebauden noch vorhanden waren. Bei
Verwendung der Zahlen fur die in den beschadigten Normal-
wohngebduden befindlichen Wohnungen muB deshalb beach-
tot werden, dafl es sich dabei nicht immer um Wohnungen
zu handeln braucht, die durch die Schdden an den Normal-
wohngebduden mit betroffen worden waren, wenn dies
auch fur den gréBten Teil der Wohnungen in den Geb#duden
zutreffen durfte.

Bei der Frage nach der Beseitigung eines Kriegs-

schadens wurde unterschieden zwischen:

a) vollig wiederhergestellten bzw. -aufgebauten Normalwohn-
gebauden ;

b) teilweise wiederhergestellten bzw. -aufgebauten Normal-
wohngebauden ;

c¢) nicht wiederhergestellten, aber bewohnten Normalwohn-
geb&duden.

Vollige Schadensbeseitigung wurde angenommen bei Her-
stellung des alten oder eines bauvolumenmaBig daritber hin-
ausgehenden Zustandes; teilweise Schadensbeseitigung bei
Herstellung eines bauvolumenmifig hinter dem fruheren
Normalwohngebdude zuriickbleibenden Zustandes; keine
Schadensbeseitigung, wenn an einem beschddigten Normal-
wohngebiude keinerlei Ausbesserungen vorgenommen waren.

GeschoBzahl

Fur die GroBe der Gebaude ist die Zahl der Geschosse ein
wesentliches Merkmal. Als Stockwerk wurden nur die Ge-
schosse gezihlt, deren FuBlboden iiber der Erdgleiche liegt;
Keller- und DachgeschoB3 stellten, selbst wenn sie ausgebaut
waren, kein Stockwerk im Sinne der Erhebung dar. Lagen
mehrere Stockwerke im Dach (Kniestockwerke), so wurde
nur das oberste nicht mitgezahlt., Diese Feststellung erfolgte
nur fir die Normalwohngebaude.

Wohnung

Die Wohnung als Zusammenfassung mehrerer Riume —
was sie wenigstens in der Regel ist — einerseits und als Teil
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eines ganzen Gebiudes andererseits ist eine von vornherein
festbestimmte Emheit. Diese Einheit kann zwar nachtrag-
lichen Anderungen unterworfen werden, die jedoch stets bau-
liche MaBnahmen erforderlich machen. In diesen Tatsachen
liegt begriindet, daB durch die Verwendung baulicher Tat-
bestinde die statistische Erfassung nach relativ leicht faf3-
baren und verhaltnismiBig unveranderlichen Merkmalen vor
sich gehen kann. Die Aufgabe, den Wohnungsbestand zu er-
mitteln, konnte deshalb unter Verwendung baulicher Tat-
bestande als Kriterium am ehesten gelost werden.

Bei der Festlegung der Zahlungsbegriffe war auch die Mog-
lichkeit der Verwendung mietrechtlicher Tatbestdnde erwogen
worden. In der Reichswohnungszahlung im Jahre 1918 wur-
den als Wohnung die von einer selbstandigen Haushaltung be-
wohnten Réume angesehen. Dieser von der Verwendung der
Riume hergeleitete Begriff war vielfach auch bei den stadti-
schen Zihlungen vor dem ersten Weltkrieg mafgebend
gewesen; in anderen Fallen war man dagegen von der bau-
planmaBigen Bestimmung ausgegangen. Far die Reichs-
wohnungszéhlung 1927 wurde der Begriff ,,selbsténdige
Wohnung'¢ gepragt. Magebend fur diesen Begriff war das
mietrechtliche Vertragsverhaltnis des Wohnungsinhabers
zum Hauseigentumer. Als selbstandige Wohnung waren
demgemil zu zahlen

ein Wohnraum oder eine Rethe von Wohnrdumen, fur die

ein selbstandiger Mietvertrag mit dem Hauseigentumer
bestand ; ebenso

Eigentumer-, Hausverwalter-, Dienst- und Freiwohnungen ;

in zur Zeit unbewohnten Geb#uden oder Gebaudeteilen ein

Wohnraum oder eine Reihe von Wohnraumen, fur die in der
Regel ein selbstéandiger Mietvertrag abgeschlossen wurde.

Talls es sich um mehrere Raume handelte, war es gleich-
gultig, ob die Réume zusammenhingen, nicht zusammen-
hingen oder iiber mehrere Stockwerke verteilt waren. In
den lindlichen Gemeinden waren die bisher zum landwirt-
schaftlichen Betrieb gehorenden Wohnraume der Alten-
teilsempfanger (Auszugler) mnicht als selbstandige Woh-
nung angesehen, sondern denen des Betriebsinhabers zu-
gerechnet worden.

Die Verwendung des mietrechtlichen Wohnungsbegriffes
bei der Zihlung 1927 lag nahe, weil zum damaligen Zeitpunkt
auf Grund der relativ gunstigen Wohnverhaltmsse der miet-
rechtliche Wohnungsbegriff und der bautechnische ‘Woh-
nungsbegriff sich weitgehend deckten. Man konnte davon
ausgehen, dal} fur jede bautechnisch selbstandige Wohnung
in der Regel immer nur em Mietvertrag abgeschlossen war
bzw. es sich um eme Eigentumerwohnung handelte.

Bei der Wohnungszahlung 1950 war hingegen diese Uber-
einstimmung nicht mehr gegeben, da durch den Krieg die
Wohnstruktur starken Veranderungen unterworfen gewesen
ist. Die Konsumenten der Statistik hatten jedoch mit der
Zahl der Hauptmietvertrige nichts anfangen konnen. Sie
brauchten die Zahl der selbsténdigen Wohnungen, d. h. die
Zahl der zusammengehorigen Wohn- und Nebenraume, die
mit den erforderhchen kmrichtungen zur Unterbringung
eines Haushaltes ausgestattet sind. Die Notwendigkeit zu
einer solchen Feststellung ergab sich aus der Zielsetzung der
Wohnungspolitik, jedem Haushalt wieder eme eigene Woh-
nung in obigem Sinne zu verschaffen und das aus der augen-
blicklichen Zwangslage heraus entstandene Zusammenwoh-
nen mehrerer Haushaltungen allindhlich zu beseitigen. Ein
Teil der Bevolkerung wohnte nach dem zweiten Weltkriege
wieder allein in einer Wohnungseinheit. Hier konnte sowohl
der mictrechtliche als auch der auf baulichen Tatbesténden
beruhende Wohnungsbegriff ohne Schwierigkeiten angewandt
werden. Kin erheblicher Teil der Bevolkerung mu@te aber
geine Wohnung mit anderen Wohnpartelen teilen. Es gab
Fille, in denen zwar mehrere Haushaltungen in einer bau-
lichen Wohnungsemheit wohnten, die eine Haushaltung aber
eine Vorrangstellung gegenuber den anderen Haushaltungen
hatte. Dies traf z. B. zu, wenn ein Hauseigentiimer in einer
Wohnung im eigenen Haus lebte und Untermieter in seine
Wohnung aufgenommen hatte. In diesem Falle wurde sich
der mietrechtliche Wohnungsbegriff mit dem baulichen Woh-

nungsbegriff nur decken, wenn die mit dem Hauseigentimer
die Wohnung teilenden Haushaltungen als ,,Untermieter‘
angesprochen wurden, ocbwohl sie de jure als Hauptmieter be-
zeichnet werden muBten (da sie direkt mit dem Hauseigen-
tiimer einen Mietvertrag abgeschlossen hatten). War der
Wohnungsinhaber in einem solchen Falle jedoch nicht Ge-
biudeeigentumer, sondern nur ,,Hauptmieter‘, so war die
Verwendung des mietrechtlichen und des baulichen Woh-
nungsbegriffs theoretisch ebenfalls gleich gut moglich; prak-
tisch ergaben sich hier aber schon Schwierigkeiten bei dem
mietrechtlichen Begriff insofern, als die gro3e Wohnungsnot
des Jahres 1950 und die damals noch voll wirksame Wohn-
raumbewirtschaftung in vielen Fallen zu gespannten Be-
ziehungen zwischen dem Wohnungsmhaber und dem Unter-
mieter gefuhrt hatten und deshalb zu erwarten war, daB auch
viele Untermieter fur sich das Recht in Anspruch nehmen
wollten, ihren Wohnungsteil als besondere Wohnung nachzu-
weisen. Dieses Streben der Untermieter zur Vervollstindi-
gung hatte ja auch hereits dazu gefuhrt, daB in einer baulich
selbstandigen Wohnung mehrere ,,Hauptmieter gleichbe-
rechtigt nebenemander wohnten. Bei Zugrundelegung miet-
rechtlicher Tatbestdnde wiire unter diesen Umstanden eine
groBe Zahl von Untermietverhaltnissen als solche nicht er-
kannt und die von den betreffenden Haushaltungen bewohn-
ten Wohnungsteile als Wohnungseinheiten fiir sich gezihlt
worden,so daB auch Teile einer baulich selbstindigen Woh-
nung als ,, Wohnungen‘‘ nachgewiesen worden waren. Selbst-
verstandlich ware aber eine solche Nachweisung mit den
gestellten Aufgaben der Wohnungszéhlung nicht zu ver-
einbaren gewesen. Durch die Anwendung des baulichen
Wohnungsbegriffes wurde in solchen Fillen immer nur eine
Haushaltung (bei Wohnungen mit zwei ,,Hauptmietern** in
der Regel die Haushaltung, die am lingsten in der Wohnung
wohnte) als Wohnungsinhaber, die anderen Haushaltungen
als Untermieter gezdhlt und die Zahl der ,» Wohnungen**
im fur die Verwendung der Zahlen maBgebenden Sinne
einwandfrei festgestellt. SchlieBlich gab es noch Wohnge-
biiude, die keine besondere bauliche Untergliederung nach
Wohnungen aufwiesen. In diesen Sonderféllen ist der bauliche
Wohnungsbegriff nicht anwendbar. Daher wurde fiir diese
Fille festgelegt, daB die Raume als Wohnung anzusehen
waren, die unter Vorkriegsverhédltnissen fir die Un-
terbringung einer Haushaltung bestimmt waren; dem Woh-
nungsbegriff wurden also mietrechtlicheTatbestdnde zugrunde
gelegt. Mithin erweist sich unter den derzeitigen Wohnver-
hiiltnissen ein vorwiegend an baulichen Merkmalen orientier-
ter Wohnungsbegriff als durchaus geeignet, die Zahl der
selbsténdigen Wohnungen zu erfassen. Deshalb wurde der
Wohnungsbegriff im Jahre 1950 folgendermaBen definiert:

,,Als Wohnung gilt in der Regel die Gesamtheit der Ridume,
die der baulichen Anlage nach zur Unterbringung eines
Haushaltes bestimmt ist und folgende Merkmale aufweist:
a) eine bauplanmafBig vorgesehene Kochnische oder Kuche,
b) einen eigenen Wohnungseingang unmittelbar vom Trep-

penhaus oder von einem Vorraum oder von auBen.

Hierbei ist es gleichgiiltig, ob in dieser Wohnungseinheit
gegenwirtig eine oder mehrere Haushaltungen untergebracht
sind, auch wenn fur jede dieser Haushaltungen eine eigene
Kochgelegenheit eingerichtet wurde.

Wenn aus einer groBeren Wohnung durch Umbaumaf-
nahmen mehrere selbstandige Wohnungen geschaffen wur-
den, gilt jede neue Einheit als Wohnung.*

In Einfamilien- und Bauernhdusern wurde im allgemeinen
das ganze Haus als eine Wohnung gezéhlt mit Ausnahme der
Fille, in denen durch besondere bauliche MaBnahmen eine
zweite, in sich abgeschlossene Wohnung geschaffen worden
ist. Bei Mehrfamihen- bzw. Etagenmiethausern galt als Woh-
nung die Gesamtzahl der hinter emer Flurtur hegenden Réu-
me emschheilich der dazugehorigen auch auBerhalb der Woh-
nungsabschluBtur liegenden Kinzelraume (z. B. Mansarden,
sep. Zummer). Sofern i einem Mehrfamilienhaus keine stock-
werksweise abgeschlossenen Wohnungen vorhanden waren,
wurde die Wohnung nach der Zugehorigkeit der Réume ent-
sprechend dem Mietvertrag bestunms.
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Normal- und Notwohnungen

Die Zusammendréngung der Bevolkerung auf engem Raum
als Folgeerscheinung der Kriegs- und Nachkriegsereignisse
machte die Ausnutzung auch primitiven Wohnraums not-
wendig. Zur einwandfreien Erfullung der Zihlungsaufgaben
erschien es deshalb zweckmédBig, analog zu den Wohn-
gebéduden auch bei den Wohnungen eine Gruppierung nach
ihremm Wohnwert vorzunehmen und zwar in solche Woh-
nungen, die nach der Art ihrer Ausfuhrung unter normalen
Verhiltnissen sich zum dauernden Wohngebrauch eigneten
(Normalwohnungen) und solchen, die nur notdurftig zum
Wohnen brauchbar waren (Notwohnungen). Die Zuordnung
als Normalwohnung oder Notwohnung durfte nicht dem Aus-
fullungspflichtigen uberlassen werden, da sich sonst zweifel-
los die subjektive Ansicht uber dex Wohnwert der Woh-
nungen als Fehlerquelle in der Statistik bemerkbar gemacht
hatte. Daher erfolgte die Klassifizierung nach objektiven bau-
lichen Merkmalen der jeweiligen Wohnung durch die aus-
wertenden Stellen. Zur Herbeifuhrung einer Entscheidung
hieruber im Zuge der Aufbereitung wurden die in den Zahl-
papieren gemachten Angaben uber die Art des Gebaudes so-
wie Lage, Grofle und Ausstattung der Wohnung herangezogen.

Als Normalwohnungen galten Wohnungen, die:

a) eine vollausgebaute Kuche oder Kochnische hatten (letz-
tere jedoch nur zusammen mit mindestens einem Raum
von 6 und mehr qm). Eine Ausnahme bildeten die Woh-
nungen in Hotels, Gasthidusern und Anstalten, die meist
vom Eigentiimer oder Pédchter bewohnt werden und keine
eigene Kuche zu haben brauchten, um als Normal-
wohnung angesprochen zu werden ;

b) nicht 1m Kellergeschof lagen:

¢) nicht im DachgeschoB lagen, es sei denn, daB3 der \Woh-
nungsinhaber die Wohnung als zum dauernden Wohnge-
brauch baulich hergerichtet bezeichnet hatte;

d) sich nicht in einem Notwohngebsdude befanden.

Als Notwohnungen galten Wohnungen, die:

a) uber keine vollausgebaute Kuche oder Kochnische verfug-
ten (mit Ausnahme der oben unter Normalwohnungen,
Buchstabe a) bezeichneten Wohnungen in Hotels, Gast-
hdusern und Anstalten);

b) sich in einem Notwohngebaude befanden:
¢) im Kellergeschof lagen;

d) im DachgeschoB lagen, und fur die der Wohnungsmhaber
die Frage nach Eignung zum dauernden Wohngebrauch
verneint hatte:

e} zwar eme vollausgebaute Kochnische hatten, aber nur mit
Rédumen unter 6 gm ausgestattet waren.

Leerstehende Wohnungen

Die Kenntnis der Wohnverhaltnisse lie erwarten, dafl am
Zahlungsstichtag eine Reihe von Wohnungen leerstehen wur-
de. Der Begriff der leerstehenden Wohnung ist bei den ein-
zelnen Wohnungszahlungen nicht einheitlich gewesen. Bei
der Reichswohnungszahlung 1918 galt eine Wohnung nur
dann als leerstehend, wenn uber sie zum Zeitpunkt der Zsh-
lung kein Mietvertrag abgeschlossen war. Das hatte den Nach-
teil, da3 eine unbekannte Zahl von effektiv leerstehenden
und unbenutzten Wohnraumen als bewohnt gezdhlt wurde,
wodurch sich bei Wohndichteberechnungen nicht ganz zu-
treffende Werte ergaben. Die Reichswohnungszidhlung 1927
verstand unter leerstehenden Wohnungen alle Wohnungen,
die am Zihlungsstichtag aus irgendwelchen Grunden tat-
sédchlich leerstanden und machte sich damit eine Begriffsbe-
stimmung zu eigen, die auch bei den stéddtischen Wohnungs-
zéhlungen vorwiegend zur Anwendung kam. Auch fur die
Zahlung 1950 ist diese Definition ubernommen worden. So-
mit wurden als leerstehende Wohnungen gezdhlt

alle Wohnungen, die am Zahlungsstichtag baulich fertig-

gestellt waren und aus irgendwelchen Griinden tatsdch-

lich leerstanden, d. h. in denen sich keine Mébel befanden,
gleichgultig, ob uber die Wohnung zum Zeitpunkt der Er-
hebung bereits ein Mietvertrag bestand oder nicht.

Ausstattung der Wohnungen

Neben der Groe der Wohnung ist die Ausstattung fur die
Beurteilung des Nutzungswertes von Bedeutung. Bei der
Zahlung 1950 wurde deshalb das Vorhandensein von Ver-
sorgungsanschliissen (gegliedert nach Anschluf3i an das
Strom-, Gas- und Wassernetz) und von Badezimmern und
bei den Normalwohnungen auch noch die Art der Beheizung
(gegliedert nach Ofen-, Etagen-, Zentral- und Fernheizung)
nachgewiesen.

Mit Strom, Gas und Wasser galt eme Wohnung als ver-
sorgt, wenn sie an ein offentlich ausgebautes Netz ange-
schlossen war. Eigenversorgung, wie z. B. Hauswasserleitung,
Flaschengas oder betriebliche Stromversorgung wurde nicht
als Anschluf3 gezahlt. Fur die Versorgungs- und Heizan-
lagen sowie Badezimmer war ihr Vorhandensein mafgebend,
gleichgiiltig, ob sie in Gebrauch waren oder nicht. Waren in
einer Wohnung sowohl Zentral- als auch Ofenheizung vor-
handen, so wurden beide Arten der Beheizung geziihlt.

Mietverhiltnisse

Fur die Wohnungeu bestehen verschiedene Rechtsverhalt-
nisse, die dem Besitz der Wohnung jeweils zugrunde liegen.
Bei den Uberlegungen zur Erfassung dieser Rechtsverhilt-
nisse im Rahmen der Zahlung boten sich zwei gro3e Gruppen
an. Die erste Gruppe umfafite die Wohnungen, die von Haus-
eigentumern selbst bewohnt wurden (Eigentumerwohnun-
gen), die zweite Gruppe diejenigen Wohnungen, die vom
Hauseigentumer gegen Entgelt oder Dienstleistungen an an-
dere abgegeben worden waren (Mietwohnungen). Ber den
Mietwohnungen war eine weitere Aufgliederung erforderlich,
um der Vielfaltigkeit der Wohnverhéltnisse Rechnung zu tra-
gen. So gibt es beispielsweise Wohnungen, die ausschlie3lich
reinen Wohnzwecken vorbehalten sind, wahrend in anderen
Wohnungen daneben auch cine gewerbliche Nutzung der
Raume stattfindet. Ferner gibt es Wohnungen, fur die ein
volles Mietentgelt, ein erhéhtes oder ermiiBigtes Mietentgelt
oder auf Grund verwandtschaftlicher oder anderer Beziehun-
gen kein Entgelt gezahlt wird. Um alle diese Unterschiedlich-
keiten berucksichtigen zu konnen, wurden die Wohnungen
nach dem Mietverhaltnis in folgende sieben Gruppen
gegliedert:

a) Eigentumerwohnungen, d.s. alle Wohnungen, die der
Eigentumer oder Besitzer (Pédchter) im eigenen bzw. ge-
pachteten Haus selbst bewohnte;

b) Reine Mietwohnungen, d.s. alle Wohnungen, die aus-
schlieBlich zu Wohnzwecken benutzt wurden, und fur dic
keine Sondervereinbarungen galten wie bei den Dienst-
und Werkswohnungen bzw. Stiftswohnungen;

c¢) Dienst- und Werkswohnungen, d. s. alle Wohnungen, die
von privaten Stellen oder 6ffentlichen Verwaltungen ihren
Betriebs- bzw. Verwaltungsangehorigen gegen Entgelt zur
Verfugung gestellt worden sind ;

d) Berufs- oder Geschaftsmietwohnungen, d.s. alle Woh-

nungen, von denen ein Teil der Wohnraume zu beruf-

lichen oder gewerblichen Zwecken benutzt wurde (z. B.

Praxisrdume fur Arzte, Rechtsanwilte usw.) oder mit Ge-

werberdumen verbunden waren (z.B. Einzelhandels-

laden);

Stiftswohnungen, d. s. Wohnungen, die den Insassen von

Heimen und Stiften zum selbstdndigen Wohnen uber-

lassen worden sind. Hierzu zdhlten aber nicht die Woh-

nungen des Anstaltsleiters oder des Anstaltspersonals, die
meist zu den Dienst- und Werkswohnungen gehorten;

f) Mietfreie Wohnungen, d. s. alle Wohnungen, die vom Ge-

béudeeigentumer kostenlos an den Wohnungsinhaber ab-

gegeben worden sind :

Sonstige Wohnungen, d. i. eme geringe Restgruppe von

Wohnungen, die sich nicht einer der vorgenannten Grup-

pen zuordnen lie3.

[

®

Unterkiinfte auBerhalb von Wohnungen

Die Zufuhrung der Heimatvertriebenen aus den Ostgebie-
ten und der anhaltende Zustrom von Fluchtlingen aus der so-
wjetischen Besatzungszone hatten zur Folge, daf3 ein Teil
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dieser Personen infolge der unzurcichenden Wohnverhalt-
nisse nicht in Wohnungen untergebracht werden konnte.
Fiir diesen Bevolkerungsteil muBte bis zu seiner Einweisung
in Wohnungen vorithergehend Unterkunft gefunden werden,
sei es in leerstehenden Teilen von Fremdenheimen und Gast-
hiusern, in Anstalten, wie Altersheimen, Kinderheimen usw.,
sel es in eigens hierfur eingerichteten Lagern. Dem dort un-
tergebrachten Personenkreis mufite die Zahlung im Hinblick
auf die Ermittlung des gesamten Wohnungsbedarfs beson-
dere Aufmerksamkeit schenken, da diese Personen gegeniiber
dem Wohnungsmarkt besonders dringliche Anspriche gel-
tend machen konnten. Die Zahlung 1950 fafite diese Unter-
kunfte unter dem Begriff ,,Unterkunfte auBerhalb wvon
Wohnungen* zusammen. Hierunter waren alle Anstalten,
Heime und Lager zu verstehen, in denen Personen ent-
weder als standige Insassen oder Anstaltspersonal wohnten
oder infolge der herrschenden Wohnungsnot dort voriiber-
gehend untergebracht waren (wohnungslose Eingewiesene).
Anstalten im Sinne der Wohnungszédhlung waren die religi-
osen, sozialen, gesundheitlichen, erzieherischen oder &hn-
lichen Zwecken dienenden KEmrichtungen zur Unterbrin-
gung und gemeinsamen Verpflegung der Insassen und Ein-
gewiesenen, desgleichen die Betriebe des (Gaststatten- und
Beherbergungsgewerbes, die Erholungsheime und die Wohn-
heime (Ledigenheime, Stifte, Gemeinschaftsunterkunfte
fiir Arbeiter usw.). Sodann rechneten die Fluchtlingslager
auch zu den Unterkinften auflerhalb von Wohnungen, so-
fern gemeinsame Verpflegung den dort untergebrachten Per-
sonen gewihrt wurde. Traf das Kriterium der Gemeinschafts-
verpflegung in solchen Lagern jedoch nicht zu, so wurden die
einzelnen Unterkiinfte als Notwohnungen angesehen.

Riume in Wohnungen

Bei der Erhebung wurden alle threr baulichen Anlage nach
zum Kochen, Wohnen und Schlafen bestimmten Ré&aume
einer Wohnung einzeln erfaBt. Nicht als Raum in diesem
Sinne zahlten in der Regel Nebenrdume wie Speisekammern,
Flure, Badezimmer, Klosetts usw. Falls ¢in solcher Neben-
raum jedoch infolge der Wohnraumnot als Kuche benutzt
wurde, z. B. ein Badezimmer behelfsmiflig zu einer Kuche
hergerichtet war, so wurde er als Notkuche gezahlt, diente er
Wohnzwecken, dann wurde er als ein nur notdiirftig benutz-
barer Raum erfaBt. Als solche galten auch alle erheblich
beschadigten Réume, die infolge Wohnraumnot zum Wohnen
benutzt wurden. Bei der Zahlung der Wohnraume der Woh-
nung war es gleichgultig, ob ein Raum am Tage der Zahlung
leerstand oder zu anderen als Wohnzwecken benutzt wurde,
z. B. zu gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen
Erwerbszwecken (Rechtsanwaltspraxis usw.). Lediglich die
Raume jener Wohnungen, welche ganz zu anderen als
Wohnzwecken benutzt wurden (zweckentfremdcte Wohnun-
gen), sind nicht als Wohnraume gezahlt worden, desgleichen
baulich zu Wirtschaftszwecken hergerichtete Raume, die in
Verbindung mit der Wohnung standen (z. B. Laden, Gast-
statte usw.).

Nutzungsart der Raume in Wohnungen

Nach der Art der Benutzung wurden unterschieden:
a) Kuchen,
b) Zimmer (cinschl. Wohn- und Schlafkammern),
¢) gewerblich oder landwirtschaftlich benutzte Zimmer,
d) vorubergehend leerstehende Zimmer.

Als vorubergehend leerstehende Zimmer wurden auch die
Teile einer Wohnung gezahlt, die von der Besatzungsmacht
in Anspruch genommen waren.

Raumgrifen

Der GroBe der Rdume mufite im Rahmen der Zahlung
ebenfalls Beachtung geschenkt werden, da die Raumgroflen
einen Einflufl auf den Wohnwert einer Wohnung haben. Aus
Griinden der Verringerung des Arbeitsaufwandes fur die Aus-
fullungspflichtigen wurde darauf verzichtet, eine ohnchin
schon problematische exakte Ausmessung der Raume zu ver-
langen und lediglich gefordert, da§ ber Raumen mit schragen
Wiinden die Fliache unter der Schrdage nur zur Halfte gerech-

net werden sollte. Da in der Zeit der Vorbereitung und Durch-
fuhrung der Gebaude- und Wohnungszéhlung der gesamte
Wohnraum in Deutschland zwangsbewirtschaftet war, lehnte
sich die Einteilung der GréBenklassen zweckmaéligerweise
eng an die gesetzliche Grundlage der Wohnraumbewirtschaf-
tung, das Kontrollratsgesetz Nr. 18, an. In diesem wurden
Réume mit 10 und mehr gm Grundfliche als zum Wohnen
vollwertige Raume angesehen. Daran anknupfend wurden
folgende GroBenklassen gebildet

vollausgebaute Kuchen uber 10 qm,

. " bis 10 qm,

Zimmer (einschl. Wohn- und Schlafkammern) mit 10 und

mehr g, Zimmer (einschl. Wohn- und Schlafkammern) mit

6 bis unter 10 qm, Zimmer (einschl. Wohn- und Schlaf-

kammern) unter 6 qm

gewerblich oder landwirtschaftlich benutzte Zimmer mit

10 und mehr qm,

gewerblich oder landwirtschaftlich benutzte Zimmer mit

6 bis unter 10 qm.

Fur Kochnischen, Notkuchen und nur notdurftig benutz-
bare Raume wurde die Raumgréfe mcht ermittelt. )

Anrechenbare und nichtanrechenbare Riume

Bei der Darstellung der Zahlungsergebnisse wird haufig
von anrechenbaren und nichtanrechenbaren Raumen gespro-
chen. Die Kriterien fur diese Unterscheidung wurden von der
Wohnraumbewirtschaftung bezogen. AuBerdem entspricht
diese Unterscheidung auch internationalen Regelungen, wo-
bei allerdings auf internationaler Basis die untere Grenze der
anrechenbaren Réume bei 4 qm liegt. Zu den anrechenbaren
Rdumen gehoren nach der Wohnungszahlung vom 13. 9.1950
die vollausgebauten Kuchen (ohne I{ochnischen) und alle
Rdume mit 6 und mehr gm; zu den nichtanrechenbaren Réu-
men zdhlen die Notkiichen, Kochnischen, nur notdurftig be-
nutzbaren Réume und die Zimmer unter 6 qmn.

Gewichtete Raumzahlen

Eine einfache Addition der Zahl der Raume je Wohnung
hat den Nachteil, daB die Berechnungen uber die Wohndichte
der Bevdlkerung nur grob vorgenommen werden koénnen,
weil die unterschiedliche GroBe und der unterschiedliche
Wohnwert der Raume dabei unbericksichtigt bleiben. Um
diese Mingel auszuschalten, wurden bei bestimmten Nach-
weisungen der Ergebnisse der Wohnungszahlung die Rdaume
gewichtet, d. h. entsprechend 1hrer Grofe bewertet. Auller
Ansatz blieben dabei die gewerblich und landwirtschaftlich
benutzten Zimmer sowie die leerstehenden Zimmer und die
Kochnischen, dagegen wurden die Zimmer unter 6 qm, die
nur notdurftig benutzbaren Raume und die Notkuchen ein-
bezogen. Die Bewertung der Zimmer (einschl. Wohn- und
Schlafkammern) und der Kiichen erfolgte nach folgendem
Schliissel

nur notdurftig

benutzbare Raume =1

Zimmer unter 6 gm = 1% ¢ Raum
von 6 bis unter 10 qm = 3/
von 10 und mehr gm =1
Notkuchen =

v
/4

Kuchen l bis 10gm = 1 } Raum
1

uber 10 qm —

1) Diese Einteilung der Raumgrolen auf dem Wohnungsbogen wurde vorge-
nommen, um Ubereinstimmung mit der Bautatigkeitsstatistik zu erzielen, die
die wesentlichste Grundlage fur die Kortschreibung der Wohnungszihlungs-
ergebnisse ist. Die Erfahrungen bei der Durchfuhrung der Wohnungszahlung
zeigten aber, daB die Wohnungsinhaber bei der Ausfullung der Wohnungsbogen
die RaumgroBen meist abgeschatzt und nicht ausgemessen haben und dabei die
Neigung besaBen, eher abzurunden als aufzurunden. Dadurch wurden die auf
die Grenze der Grolienklassen fallenden Zimmer und Kuchen eher der unteren
als der oberen Grolenklasse zugeordnet. Daraus ergibt sich, dafl die feine Unter-
scheidung, die in der Formulierung ,,bis 10 qm™ bzw. ,,bis unter 10 qm’* liegt,
nicht beibchalten zu werden brauchte. Daher wurde bei der endgultigen Fassung
des Tabellenprogramms die GroBenklassengrenze der Kuchen ,,bis 10 gm* und
,,uber 10 gm* auch fur die Zimmier festgelegt und die Bautatigkeitsstatistik aut
diese nene Emteilung der Raumgrofen wie folgt umgestellt

voll ausgebaute Kuchen uber 10 ym,

s . . Dbis 10 gqm,
Zimmer (einschl. Wohn- und Schlafkammern) uber 10 qm,
6 bis 10 qm,
- 4 - s o unter 6 qm,
gewerblich oder landwirtschafthch benutzte Zimmer uber 10 gm,
mut 6 bis 10 ym.

» 3 » s "

3 " » » n
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Die ,,Gewichtung® der Raume ist in allen Bundeslindern
und in West-Berlin einheitlich vorgenommen worden. Mit

dieser Gewichtung der Rédume ist wenigstens die Bedeutung

der RaumgroBe bei der Wohndichteberechnung einigermafen
berucksichtigt worden. Im Ausland ist daneben auch noch
eine Gewichtung der Personen nach ihrem Alter ublich, wo-
bei man davon ausgeht, dafl Kinder einen geringeren Wohn-
raumbedarf haben als Erwachsene. Diese Rechnung wurde
bei der Nachweisung der Wohnungsziéhlungsergebnisse 1950
nicht durchgefuhrt.

Auf Grund des oben angefuhrten Schlussels wurde fur jede
Wohnpartei eine gewichtete Raumzahl berechnet. Diese ge-
wichteten Raumzahlen konnten 0,25, 0,50, 0,75, 1,00, 1,25
usw. betragen. Die Summe der gewichteten Raumzahlen muf3
also immer ein Vielfaches von 0,25 darstellen.

Bei der Nachweisung der Wohnparteien nach der Zahl der
von ihnen bewohnten Raume sind die dabei verwendeten
Raumzahlen als GroBenklassen anzusehen. in welche die
Falle nach der nachstehend angegehenen Regel eingeordnet
wurden. Es hatten zur Verfugung

Wohnparteien mit . . . Raumen gewrchtete Raume
1, bis 0,50
1 0.75 ,, 1,25
2 1,60 ,, 2,25
3 2,50 ., 3.25
Usw,

Miete

Feststellungen uber die Hohe des Mietentgeltes sind sowohl
fur Fragen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als
auch fur Ma3nahmen auf dem Gebiet der Mietpreispolitik von
Bedeutung.

Als Miete galt der Betrag, der bei der Mietzahlung im
August 1950 als Entgelt fur die Nutzung der Wohnung ent-
richtet wurde, einschlieBlich der in der Miete bereits pau-
schal enthaltenen und auf die Mieter umgelegten (Gebuhren
fur Nebenleistungen, wie Wasserverbrauch. Kanalisation,
Stralenremigung, Mullabfuhr, Treppenbeleuchtung, Iamin-
reinigung usw. Nicht einbegriffen in der Miete waren Ver-
gutungen des Mieters fur Mobelbenutzung, Zentralheizung,
‘Warmwasserversorgung und Schénheitsreparaturen sowie
Umlagen fur \Wohnraumsteuer und Baunotabgaben (d. s.
zeitweilig in einigen Bundeslandern von dem Hauseigentumer
erhobene Abgaben fiir den sozialen Wohnungs- und Siedlungs-
ban, wobel die Hauseigentumer berechtigt waren, die Ab-
gaben auf ihre Mieter nach dem Verhdltnis der Mieten umzu-
legen). Auch Baukostenzuschusse (gleichgultig, ob verlorene
oder abwohnbare) durften nicht in den Mietbetrag ubernom-
men werden, jedoch sollte in allen Fallen, in denen durch ge-
leistete Baukostenzuschusse verbilligte Mieten vereinbart
waren, der zugrunde liegende volle monathche Mietpreis der
Wohnung eingesetzt werden. Es mullte also die Miete so an-
gegeben werden, als ob kein Baukostenzuschul3 geleistet wor-
den ware.

Der Mietwert der Migentumerwohnungen und der miet-
freien Wohnungen wurde im Rahinen der Zahlung nicht er-
fat. Der Mietwert dieser Wohnungen wird grundsdtzlich
zwar allen einkommensteuerpflichtigen Hauseigentumern be-
kannt sem; ein erheblicher Teil der Hauseigentumer ist je-
doch nicht einkommensteuerpflichtig, so da3 diese Personen
die Frage nach dem Mietwert der eigenen Wohnung nicht
oder nur unvollstandig hdtten beantworten konnen. Deshalb
wurde auf die Befragung verzichtet.

Fur die Einordnung der Wohnungen in Mietgruppen
waren folgende Zeitabschnitte mafgebend

Altbaumieten, vor dem 1. 7. 1918,

Neubaumieten, vom 1. 7. 1918 bis 1. 5. 1945,

Nachkriegsmieten, nach dem 1. 5. 1945 festgesetzte Mie-

ten.,

Fur Wohnungen, bei denen eme ausdruckliche (behord-
liche) Festsetzung der Miete nicht erfolgt ist, sollte das Da-
tum des Bezugsfertigwerdens der Wohnung. im allgemeinen
dargestellt durch das Baujahr des Clebaudes, maBgebend

sein. Wie schon erwahnt, legte man aus erhebungspsycho-
logischen Uberlegungen heraus bei der zeitlichen Abgrenzung
dieser Grruppen solche Zeitpunkte zugrunde, die sich dem Ge-
déchtnis der meisten dlteren Personen in D~utschland beson-
ders stark eingepragt haben, ndmlich das Kricgsende 1918 und
das Kriegsende 1945. Daf§ diese gewahlten zeitlichen Grenz-
punkte nicht mit den dem Mietrecht zugrunde liegenden Zeit-
punkten (1924 und 1948) ubercinstimmen, ist von sekundirer
Bedeutung, da die Wohnungen aus der Bautédtigkeit sowohl
zwischen 1918 und 1924 als auch zwischen 1945 und 1948 im
Verhaltnis zumn Gesamtbestand an Wohnungen eine zahlen-
mafig untergeordnete Rolle spielen und damit die Ergebnisse
nur unwesentlich beeinflussen kénnen. In Anbetracht der kom-
plizierten Rechtsgrundlagen und der vielen Sonderregelungen
mulB dieser Versuch einer Begriffsfestlegung fur den Zweck der
allgemeinen statistischen Erfassung naturlich als vergrobernd
erscheinen, und selbst in diesem sehr veremfachten Rahmen
werden nicht alle Hauseigentiimer die richtige Antwort
gegeben haben. Es sind deshalb in den diesbezuglichen
Ergebnissen groflere Fehlermoglichkeiten enthalten als in
den anderen Zdhlungsergebnissen. Insbesondere wird man
die Zahlen weniger als Angaben uber die einzelnen Mietpreis-
kategorien, sondern als Zahlen uber die Mieten in den ein-
zelnen Baualtersgruppen der Wohnungen betrachten mussen.

Wohnparieien

Wohnurnigen werden gememhin von Personengemeinschaf-
ten bewohnt. Im Hinblick auf eine Aufgabe der Wohnungs-
ziahlung 1950, den Wohnraumbedarf zu ernitteln. mufBite
eine fur diese Personengemeinschaften gultige Begriffsbe-
stimmung gefunden werden.

Unter dem Begriff ,, Wohnparter ist die (tememschaft von
Personen zu verstehen, die durch die gememsame Fuhrung
eines selbstandigen Haushaltes miteinander wirtschaftlich
verbunden war und diese Verbundenheit auch in der Tat-
sache des Zusammenwohnens zuun Ausdruck brachten. Als
Wohnpartei zéhlten auch alleinstehende Personen, dic eine
eigene Haushaltung fuhrten oder als Familienfremde bei
einer anderen Wohnpartei in Untermiete lebten. Der Begriff
»» Wohnpartei'' ist nicht mit dem Begriff ,,Haushaltung‘‘ zu
verwechseln, der im bevolkerungsstatistischen Teil der
Zahlung verwendet wurde und aus bevolkerungspolitischen
Grunden teilweise eine andere Abgrenzung vorsah. Aus
diesem Grunde unterscheidet sich auch die Zahl der Wohn-
parteien im wohnungsstatistischen Teil von der Zahl der Haus-
haltungen im bevolkerungsstatistischen Teil der Zéhlung 1950.

Arten von Wohnparteien
Die Wohnparteien wurden aufgeghedert
Wohnungsinhaber, das war die Hausbaltung jedes Kigen-
tumers oder Hauptmieters in einer Wohnung;

’

Untermieter. das war jeder zweite und weitere Haushal-
tungsvorstand mit seiner Haushaltung in einer Wohnung.
Als Untermieter-Wohnparter galt auch die ,,Wohnpartei
ohne Wohnraum*; das waren Einzelpersonen oder Perso-
nengruppen, die nicht fur sich allein emnen Raum zur Ver-
fugung hatten, sondern ihn nut einer anderen Einzelperson
oder Personengruppe teilten, ohne mit dieser eine Haushal-
tung zu bilden (z. B. 2 Studenten, die zusammen ein Zim-
mer bewohnen). Bei Wohnungen, i denen 2 Wohnpar-
teien nach Hauptmietrecht wohnten (direkter Mietvertrag
mit dem Gebaudeeigentumer), wurde eine der beiden Par-
teien fur Zwecke der Statistik als Untermieter behandelt;

wohnungslose Eingewiesene, das waren Personen, die in
emer Anstalt oder einer Massenunterkunft (Lager) wohn-
ten, aber nicht zum Personal odexr den stindigen Anstalts-
insassen gehorten, sondern dort lediglich infolge des Woh-
nungsmangels einstweilig untergebracht waren.

Heimatvertriebene Wohnparteien

Als heimatvertriebene Wohnparteien wurden alle Wohn-
parteien und dazugehorigen Personen gezahlt, bei denen der
Haushaltungsvorstand im Besitz eines Fluchtlingsausweises
(in der britischen Zone und in Rheinland-Pfalz Flichtlings-
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ausweis A) war, Im Gegensatz hierzu erfafite die Volkszah-
lung die heimatvertriebenen Personen vor allem nach dem
Kriterium des Wohnsitzes am 1. 9. 1939 und daneben auch
nach dem Merkmal ,.Besitz eines Fliichtlingsausweises‘‘. In-
folge dieser unterschiedlichen Begriffsbestimmung kdnnen die
in der Wohnungszahlung nachgewiesenen Zahlen uber die Hei-
matvertriebenen mit dem bevélkerungsstatistischen Teil der
Zahlung 1950 nicht uberemstimmen, zumal auch die bereits
dargelegten.  Iinschrankungen gegenuber einer ganzlichen
Ubereinstimmung der Begriffe ,,Wohnpartei‘ und ,,Haushal-
tung* auch fur heimatvertriebene Wohnparteien und Haus-
haltungen zutrafen.

Personen

Ebenso wie die Zahl der .,\Wohnparteien™ mit der Zahl der
,,Haushaltungen®* nicht vergleichbar ist, wurde auch im
wohnungsstatistischen Teil der Zahlung einc andere Personen-
zahl ermittelt als im bevélkerungsstatistischen Teil. Dieser
Unterschied ergab sich aus der verschiedenartigen Ab-
grenzung des Begriffes ,,Bevolkerung® in den beiden Zah-
lungswerken.

Fur den Bereich der Wohnungszihlung war der Be-
volkerungsbegriff der Volkszéhlung nicht restlos befriedigend,
da er den Belangen der Wohnungszdhlung nicht in vollem
Umfang Rechnung trug. Aufgabe der Wohnungszahlung wav
es . a., die Wohnraumversorgung der Bevolkerung dar-
zustellen und damit Anhaltspunkte fur den Bedarf an neuem
Wohnraum zu gewinnen. Unter Verwendung des fur die
Volkszahlung geprigten Bevolkerungsbegriffes konnte dieses
Ziel jedoch nicht erreicht werden, da hier u.a. auch Personen-
gruppen gezahlt wurden, die an den Wohnungsmarkt keinen
Anspruch stellten (z. B. die auf fahrenden Schiffen lebende
Bevolkerung, die an Land keinen festen Wohnsitz hat),
hingegen Personengruppen unberucksichtigt blieben, die
Wohnraum beanspruchten, (z. B. Personen, die in zwei
Gemeinden wohnen). Bei der Wohnungszahlung wurden alle
Personen erfafit, die in einer Gemeinde ein Wohnrecht be-

saBen, gleichgultig ob die Personen zum Zeitpunkt der
Zahlung anwesend oder ldngere Zeit bzw. stdndig von ihrer
Familie abwesend waren. Zu der letztgenannten Gruppe ge-
hérten u. a. auch Personen, die lingere Zeit oder standig zu
Erwerbszwecken oder zu ihrer Ausbildung von ihrer Familie
abwesend waren und am Arbeitsort einen zweiten Wohnsitz
hatten, ferner zum Haushalt gehorende inhaftierte Personen.
sodann zum Haushalt gehorende noch nicht zuriickgekehrte
Kriegsgefangene, deren Aufenthalt bekannt war, sowie Per-
sonen, die fur lingere Zeit oder dauernd in Versorgungs-,
Trren-, Erziehungs- oder Verwahrungsanstalten unterge-
bracht waren, ohne ihr Wohnrecht am Familiensitz verloren
zu haben. Dieser Gesichtspunkt, d. h. die Abhéngigkeit einer
Bevélkerungsmasse vom Wohnrecht, hat auch dazu gefiihrt,
von der wohnberechtigten Bevolkerung zu sprechen, die mit
der Wohnungsziithlung ermittelt worden ist. In den von der
Wohnungszihlung erfaiten Personenkreis nicht einbezogen
wurden Personen, die auf fahrenden Schiffen lebten und an
Land keinen festen Wohnsitz hatten sowie deutsche Personen
in beschlagnahmten Wohnungen.

Der wesentlichste Unterschied gegenuber der von der
Volkszahlung nachgewiesenen Personenzahl besteht darin,
daB bei der Volkszdahlung alle Personen nur einmal gezéhlt
wurden, die bei der Wohnungszahlung infolge mehrfachen
Wohnsitzes an jedem Wohnsitz, also mehrfach gezihlt
wurden.

Vom Standpunkt des Wohnungsbedarfes aus gesehen, sind
auch die standigen Insassen und das Personal in Anstalten
belanglos, da diese Personengruppen in der Regel an den
Wohnungsmarkt keine Anspruche stellen, Sie wurden jedoch
im Rahmen der Wohnungszihlung gezahlt, um eme zahlen-
méiBige Vorstellung daruber zu bekommen, wieviel Personen
sténdig in Anstalten leben. Die ermittelten Daten fur die
sténdigen Insassen und das Personal in Anstalten wurden in
den Tabellen 13 und 14 der Wohnungszahlung!) nachgewiesen.

1) S. Anlage 2.

F. Veroffentlichungsprogramm

Nach § 6 des Volkszahlungsgesetzes war das Statistische
Bundesamt zur Aufstellung eines Mindestverdffentlichungs-
programms verpflichtet. Dieses Mindestverdffentlichungs-
programm wurde im Einvernehmen mut den Statistischen
Landesamtern und den sonstigen interessierten Stellen unter
Zugrundelegung des fur die Aufbereitung mafigebenden Min-
desttabellenprogramms (s. Anlage 2) festgelegt.

Entsprechend den getroffenen Verembarungen mut dem
Statistischen Bundesaimt haben Jdie Lander inihren Veroffent-
lichungen die Ergebnisse auch fur kleine regionale Einheiten
bekanntgegeben. Alle Tabellen des Mindesttabellenpro-

gramms, die wichtige Strukturdaten enthalten, wurden auf

Gememdecbene — oder im Hinblick auf Beschrankung der
Versffentlichungskosten - zumindest auf Kreisebene ver-
offentlicht. Damit wurde der Forderung verschiedener Stel-
len, die Veroffentlichung der Ergebnisse in moglichst tief-
gehender regionaler Qliederung und cinheitlicher Form vor-
zunehmen, weitgehend Rechnung getragen. U dem Wunsch
vieler Konsumenten der Statistik zu entsprechen, Daten fur
kleine regionale Einheiten im Zusammenhang zur Verfugung
zu haben, haben die Lander ferner emme umfassende ,,Gemein-
destatistik®* veroffentlicht. In der Gemeindestatistik wurden
wichtige Ergebnisse der Volks-, Berufs-, nichtlandwirtschaft-
lichen Arbeitsstatten-, Gebaude- und Wohnungszdahlung so-
wie der Zahlung der landwirtschaftlichen Kleinbetricbe unter
0,6 ha vom 13. 9. 1950 und der landwirtschafilichen Betriebs-
ziahlung vom 22. 5. 1949, der Bodenbenutzungserhebung vom
21. 5. 1950 und der Viehzahlung vom Dezember 1950 nach-
gewiesen. Aus demn Bereich der Gebidude- und Wohnungszah-
lung wurden dabei fur jede Gemeinde folgende Angaben ge-
macht: Gesamtzahl der Normalwohngebaude, Normalwoh-
nungen, Eigentimerwohnungen, Wohnraume uber 6 g, ge-
werblich benutzte Raume, Kuchen und die Gesamtzahl der
in Normalwohnungen lebenden Wohnparteien und Personen.

2

4

In Erginzung des Veroffentlichungsprogramms der Lander
hat das Statistische Bundesamt die Zahlungsergebnisse vor-
wiegend auf Bundes-, Lander- und Regierungsbezirksebene
bekanntgegeben. Zur schnellen Unterrichtung der Offentlich-
keit wurden sofort nach Erstellung einzelner Tabellengruppen
die Ergebnisse der Gebaude- und Wohnungszéhlung in der
Reihe ,,Statistische Berichte‘ mitgeteilt!). Weiterhin wurden
in mehreren Aufsatzen in der Zeitschrift ., Wirtschaft und
Statistik’ die markantesten Zahlungsergebnisse kommen-
tiert?). In aller Ausfuhrlichkeit sind die Ergebnisse in den’
Banden zur ,,Statistik der Bundesrepubhk Deutschland*
dargestellt. Es sind dies im einzelnen:

a) Band 38, Heft 1: ,,Einfuhrung in die Methoden und die Or-
ganisation der Zahlung.*

In diesem Band wird neben der gesetzlichen Grundlage

zur Uebaude- und Wohnungszahlung 1950 eine ausfuhr-

liche Darstellung uber die Vorbereitung, Durchfihrung
und Aufbereitung des gesamten Zahlungswerkes mit ein-
gehender Erlauterung der verwendeten Begriffe gegeben.

b) Band 38, Heft 2: ,,Hauptergebnisse nach Kreisen.*
Dieser Band enthilt die Zahlungsergebnisse fur alle Kreise
der Bundesrepublik und fur West-Berlin. Die Verdffent-
lichung erfolgt nicht in strenger Anlehnung an das
Tabellenprogramm?), sondern es wurden hier die wich-
tigsten Daten aus allen WZ-Tabellen ausgewahlt, wodurch
ein zusammenhangendés Bild uber die Wohnstruktur
eines jeden Kreises gegeben wird.

¢) Band 39: ..Der Bestand an Gebauden in der Bundesrepu-
bhk Deutschland nach der Zahlung vom 13. 9. 1950.*¢

1y, Statistische Berichte'*: Arb,-Nr. VI/35/1 vom 24. 6. 1951, VI/35/3 vom

29.2.1952, VI/35/5 vom 29, 5.1952, VI/35/6 vom 22. 8. 1952, V1/35/7 vom
20.10 1952. — ?) ,,Wirtachaft und Statistik: 3. Jg., Heft 6 vom Juni 1951
und Heft 12 vom Dezember 1951; 4. Jg., Heft 2 vom Februar 1952, Heft 4
vom April 1952 und Heft 6 vom Juni 1952; 5. Jg., Heft 2 vom Februar 1953. —
3) 8. Anlage 2.
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Den Ausfithrungen liegen die Tabellen WZ 2, 3, 4 und 6
des Tabellenprogramms ) zugrunde.

d) Band 40:,,Der Bestand an Wohnungen und Wohnriumen
in der Bundesrepublik Deutschland nach der Zihlung
vom 13. 9. 1950.¢

Die Darstellung basiert auf den Tabellen WZ 7, 8, 10, 11
(erweitert um die Zeile 3 der WZ 9) und 12 des Tabellen-
programms!).

o) Band 41: ., Die Bewohner in Wohnungen und in Unter-
kiinften auBerhalb von Wohnungen in der Bundesrepu-
blik Deutschland nach der Zahlung vom 13. 9. 1950.

Die Betrachtung erstreckt sich auf die Tabellen WZ 13 his
18 des Tabellenprogramms1).

1) S. Anlage 2.
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f) Band 42: ,,Mietpreise und Mietaufkommen (ohne Unter-

g

~—

mieten) in der Bundesrepublik Deutschland nach der
Zdhlung vom 13. 9. 1950.

Der Kommentar stutzt sich auf die WZ-Tabellen 19 bis 21
des Tabellenprogramms?).

Band 43: ,,Die Untermieten in der Bundesrepublik
Deutschland nach der reprisentativen Nacherhebung vom
22. 6. 1951. '
Der Tabellenteil dieses Bandes enthiilt auBer den Ergeb-
nissen der reprasentativen Nacherhebung (Art der Unter-
mietverhdltnisse und Hohe der Untermietpreise) die be-
reits bei der Zéhlung vom 13. 9. 1950 getroffenen Feststel-
lungen uber die Zahl, GréBe und Art der von Untermie-
tern bewohnten Raume in Normalwohnungen (WZ 9 des
Tabellenprogramms) !). Die textlichen Ausfuhrungen be-
schiftigen sich sowohl mit den Zahlungsergebnissen als
auch mit den methodischen und organisatorischen Grund-
lagen dieser Erhebung.



Verordnung

iiber die Zahlung der von den Besatzungsméchten in Anspruch
genommenen Gebiude und Wohnungen

Vom 28. Februar 1951 1)

Auf Grund von § 4 Absatz 2 des Volkszihlungsgesetzes 1950 vom 27. Juli 1950
. (BGBL. S. 335) wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:

§1

(1) Die Erfassung und die laufende F.ortschreibung' der von den Besatzungsmichten
. beschlagnahmten GebZude und Wobnufigen im Rahmen des Volkszahlungsgesetzes
1956 nehmen die far die Besatzungskosten zustindigen Behérden der unteren Ver-
waltungsstufe (Besatzungskostendmter) auf Grund der bei ihnen vorhandenen Unter-
lagen vor.

(2) Die Erfassung nach dem Stande vom 30. September 1950 erstrecke sich auf die
im Zzhlblatt (Anlage 1), 2) die laufende Fortschreibung auf die im Zzhlblatt (Anlage
2)3) aufgefithrten Angaben.

(3) Die Besatzungskostenamter legen die ausgefiillten Zahlbléatter dem zustandigen
Statistischen Landesamt vor.

§2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft.

Bonn, den 28. Februar 1951

Der Bundeskanzler
Adenauer
Der Bundesminister des Innern

Dr. Lehr

1) Verkiindet im BAnz. Nr. 45 v, 6.3.1951, S. 1.
2) Anlage 8 im vorliegendem Band.
3) Anlage 9 im vorliegendem Band.
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Tabellenprogramm fiir die Gebiude- und Wohnungszihlung 1950 Anlage 2

WZ 1 Benutzte und leerstehende Gebiiude und darin befindliche Wohnungen
(Nichtwohngebaude, Normalwohngebiude und bewohnte Notwohngebiude)

" bewohnte Notwohn-
Nichtwohngebaude Normalwohngebdude gebliude
darunter davon
Gemeinde . mit Wohnungen Zanl darin. . . Zanl darin. ..
Zanl dari A leer ‘Wohnungen ; hNOt'
arin. .. ) - wohnungen
Zah! ‘Wohnungen bewohnt stehend
1 2 3 [ 5 5 7 [ 9
aufzustellen fiir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.
WZ 2 Bewohnte und leerstehende Normalwohngebiiude und darin befindliche Wohnungen
(Wohngebiude nach Gebiudeart, Baualter und Besitzverhiltnissen)
von den Normalwohngebduden entfallen auf
Normal- von den Gebauden der privaten Eigentumer (Sp. 3)
aude gemeinniitzige 5 i tehen im Eigentum naturlicher Personen
wolngebiude Eigentimer Wohnungs- Figenturaer ) )
. g unternehmen e
Gebidudeart
d Baualter \ Normal- davon entfallen auf
unc. ba ins- mv;t . Wohn- mvi; -+ | Wonn- mit - Wohn- | Wit ... g‘:ﬁ’;‘;‘ée solh- | Beamte Pensio- Sonstige
gesamt Ol | gebaude oh- gebaude Woh- gebaude Woh- - standige und |4 ypejter|P8TE 30 poe | OhDE
nungen nungen nungen DUDEen | ooen An- zjalrent- ] Berufs-
€0 | Berufe | gogtellte] neru.i.; 195¢ | angabe
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 | 13 13 14 15
|
Gemeindegrofenklassen wie bei WZ 4
Yinfamilienhduser
Bauernhauser
Mehrfamilien- bzw. Etagenmiethduser B
Sonstige Normalwohngebiude
Normalwohngebiude uberhaupt
davon erbaut a) vor 1918
b) 19181945
c) nach 1945
aufzustellen fiir: Lander — auch nach GemeindegroBenklassen —, fiir Regierungsbezirke, Kreise.
WZ 3 Bewohnte und leerstehende Normalwohngebiiude und darin befindliche Wohnungen

(Wohngebaude nach Kriegsschiden und Besitzverhaltnissen)

von den Normalwohngebauden entfallen auf

Normalwohngebaude N—
Kriegsschiiden private Eigentiimer th%ﬁgezaﬁl:elet:n%%men dffentliche Eigentiimer

und ibre Beseitigung

Zahl darin Zahl l darin Zahl darin Zahl darin
der Gebaude ‘Wohnungen der Gebiude ‘Wohnungen der Gebdude ‘Wohnungen der Gebiude ‘Wohnungen
1 2 3 4 5 6 7 8

Von Kriegsschaden nicht betroffen

Von Kriegsschiden betroffen insgesamt

davon
a) vollig wiederhergestellt bzw. -aufgebaut
b) tellweise wiederhergestellt bzw. -aufgebaut
c) nicht wiederhergestelit, aber bewohnt

Normalwohngebiude insgesamt

aufzustellen fiir: Linder — auch nach GemeindegréBenklassen —, fiir Regierungsbezirke, Kreise.
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WZ7 14 Bewohnte und leerstehende Normalwohngebiiude und darin befindliche Wohnungen
(Wohngebidude nach der Zahl der Wohnungen)

davon Normalwohngebiude mit . . | ‘Wohnungen
Normal- Woh
GememdegrbBen- wohngebaude | 3 11 21 10 nung;n
klasse insgesamt 1 2 3 4 ‘[ 5 6 7 8 9 10 bis und nagess
i 20 mehr
B 1 2 3 4 5 | 6 7 8 9 1w | 11 12 13 14
i
| .
I
unter 2 000 Einwohner
mit 2000 bis unter 5000 Einwohnern
» 5000 » » 20 000 »
» 20000 » » 50 000 »
» 50000 » » 100 000 »
» 100000 » » 500 000 » N
» 500000 und mehr Einwohnern
aufzustellen fiir: Linder nach GemeindegroBenklassen.
WZ 5 Bewohnte und leerstchende Normalwohngebiiude
(Wohngebaude nach Geschofizahl und Besitzverhiltnissen)
Normalwohngebaude von den Normalwohngebéuden entfallen auf
GeschoBzahl ] et
. 1611 .
(ohne Keller- und . ) I darin private gewgll::;‘ll‘;gzslge offentliche
DachgeschoB) insgesamt i Wohnungen Eigentumer unternehmen Eigentumer
1 2 3 4 ’ 5
I
mit 1 GeschoB8
» 2 Geschossen
» 3 »
» 4 »
» 5 »
» 6 »
» 7 und mehr Geschossen
Normalwohngebiiude insgesamt
aufzustellen fiir: Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern nach Lindern.
WZ 6 Bewohnte Notwohngebiiude und darin befindliche Notwohnungen
(Notwohngebiude nach ihrer Art)
Von den Notwohngebauden sind
Not - N Schiff
i . fshei chiffe
wohngebdude Be?el!s;(l)elme Wohnbaracken Nissenhutten Bunker Gebiudereste (auBer Dienst)
. unter 30 qm :
Gemeinde Wohuo- Wohn- | Mit Wohnraum
ins. | mit . . mit .. mit . .. mit .. . mit . . | 1#uben mit .., | WAEOD mit ..,
gesamt Notwoh-{ Zahl |Notwoh-| Zahl |Notwoh-{ Zahl |Notwoh-| Zahl |Notwoh- Zahl |Notwoh- Zahl |Notwoh-
nungen nungen nungen nungen nungen nungen " nungen
1 2 T N O 2 ) 9 10 11 12 13 14 15 | 16

aufzustellen fiir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.

WZ 9

Bewohnte und leerstehende Wohnungen und Unterkiinfte auBerhalb von Wohnungen mit darin befindlichen Personen
(Normal- und Notwohnungen und Normal- und Notunterkiinfte auBerhalb von ‘Wohnungen)

Wohnungen uberhaupt, von den Wohnungen sind Unterkiinfte
[ i R halb
davon bewohnt leerstehend auberhalb von Wohnungen
Gemeinde ing- Normal- | Not- Normalwohnungen Notwohnungen Normal- | Not- { Normalunterkunfte i Notunterkiinfte
gesamt . .
woh- woh- woh- woh- ‘
nungen | nungen Zahl Personen Zahl Personen | Dungen | nungen Zahl Personen | Zahl Personen
1 2 3 4 5 6 7 8 | o 10 TR EEY) 13 |

| ‘
]

aufzustellen fiir: Lander, Regierungshezirke, Kreise, Gemeinden.
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Bewohnte und leerstehende Normalwohnungen und jhre Bewohner

(Wohnungen nach Zahl der Riume und ihre Belegung mit Wohnparteien)

Normalwohnungen mit .... Rdumen Gesamt-
N 1 zahl der
ormal- 1 2 3 n 5 6 7 8 10,und mehr |Wohnpar]
wohnungen telen I
mit Zahl | Per- | zap) | Per- | gap) | Per- | gapy | Per- [ 7upy | Per- Zahl | Per- | gupy | Per-f zop) | Per- | gy | Per- | gapy | Per- woh.
et sonen sonen sonen sonen ‘ sonen sonen sonen sonen sonen sonen nungen
1 2 3 4 5 [ 7 ] 9 | 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20
‘ J
0 Wohnparteien (leerstehende Wohnungen) Spalten 2, 4, 6, 8, 10, 12, 14, 16, 18, 20, 21, in der ersten Zeile sperren
1 Wohnpartei
darunter: Einpersonenparteien
2 Wohnparteien
3
4 und mehr Wohnparteien
Normalwohnungen insgesamt
aulzustellen fiir: Linder, Regierungshezirke, Kreise, Gemeinden.
WZ 9 Von Untermietern bewohnte Riume in Wohnungen
(Art, und Zahl der Raume nach Normal- und Notwohnungen)
davon
nur
Zimmer Kichen Zimmer Koch- Not- Wohnriume | notdiirftig
und Kiichen
Art der Wohnungen insgesamt nischen kiichen unter 6 gm | benutzbare
Uber 10 gm | bis 10 qm | tiber 10 qm | 6 bis 10 qm Riume
1 2 3 4 5 [] 7 8 9
Normalwohnungen
Notwohnungen
Wohnungen insgesamt
aufzustellen fiir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.
WZ 10 Bewohnte und leerstehende Normal- und Notwohnungen
(Wohnungen nach ihrer Ausstattung)
Normalwohnungen Notwohnungen
darunter mit darunter
X . it AnschluB
Kreis ins- ins- m
8
gesamt Anschlub an das Bade- Fern- gesamt on das
Strom- Gas- ‘Wasser- | zimmer heizung Strom- Gas- ‘Wasser-
netz netz netz netz . netz netz
1 2 3| 4 5 9 10 11 12 13
|

aufzustellen fiir: Lander, Regierungsbezirke, Kreise.
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Wz 11

Die Riiume in bewohnten und leerstechenden Wohnungen
(Art und Zahl der Riume nach Normal- und Notwohnungen)

Zahl . . gewerblich vorubergehend _— nur
der Woh- Kiichen ; Zimmer benutzte leerstehende Wohn not-
Koch- | Not- Raume Riume rdume | diritig
Art der Wohnungen ““1’1‘59“ - B nischen | kiichen unter | benutz-
" i 6 qm
gesamt uber i bis uber 6 bis iiber 6 bis iiber 6 bis 4 R;a:'e
10 qm | 10 gm 10qm | 10qm | 10gm | 10gm | 10gm | 10qm ume
T 2 ‘ 3 4 5 6 7 8 3 10 11 12 13
|
|
Normalwohnungen
Notwohnungen
Wohnungen insgesamt
aufzustellen fir: Lander, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.
W7 1% Die Riiume in bewohnten Keller- und Dachgeschofwohnungen
(Art und Zahl der Riume nach Art der Keller- und DachgeschoSwohnungen)
. vorubergehend '
Zahl Kuchen Zimmer begaaizbi{?\llme leerstehende Wohn- n(;x;rf::(i)g
der Woh- §_ Koch- Not- | _ . i Riume raume | pone0 Bade-
Art der Wohnungen nungen oL pischen | kuchen K I i ) R unter zimmer
insgesamt uber bis uber 6 bis iuber 6 bis uber G bis 6 qm bare
Insg 10 gm | 1) gm 10 qm | 10 gm | 10 gm | 10 ym 10 qm | 10 qm a Riume
T 2 1 s 1 5 [ 7 R 10 11 12 13 | 14
I I
! ,
Kellerwohnungen ausgebaut
Kellerwohnungen behelfsmiBig hergerichtet
Kellerwohnungen in Gebiduderesten
Kellerwohnungen wtherhaupt
DachgeschoSwohnungen normal
Dachgeschofwohnungen behelfsmaBig hergerichtet
Dachgeschofwohnungen uberhaupt
autzustellen fiir: Linder — auch nach GemeindegroBenklassen —, Regierungsbezirke, Kreise.

WZ 13 Bewohner in Wohnungen und Unterkiinften aufierhalb von Wohnungen )
(Wohnparteien und Personen nach der Art ihrer Unterbringung)
von der Gesamtzahl der Wohn
Wohnungen B Unter
Gesamtzahl der . und zwar in :
insgesamt — insgesamt '
] Normalwohnungen Notwohnungen :
Gemeinde \ 3
} Familien Einzel- b
‘Wohn- ber- Wohn- Per- Wohn- Per- Wohn- |  Per- B ;::
parteien s0Nen parteien | somen palteien sonen parteien l sonen ‘v‘ mit . sonen I
¢ | Zahl | Per- !
- “77 I o t— ! soumen
1 ! 2 5 ‘ 6 7 | 9 ‘ 10 11 |
j y |
| parteien und Personen‘ wohnen in
“A_kum‘teg a_\}&halb von Wohnungen
| und zwar in
E 77Hotels, Pensiogg}, Anstalten usw. Massenunterkiinften
LT wohnungslose Eingewlesene | ) wyggungslose Eingewiesene
: und Familien Personal Familien )
! Personal it \ Einzel- (Einzel- o Einzel-
' N . .. er- .- er-
| (Binzel Zahl Per- ) personen) | gapy Per- o en
i personen) sonen n i sonen
: 12 13 14 15 16 | 17 18 19

aufzustellen fir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.
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WZ 14 Bewohner in Unterkiinften auBerhalb von Wohnungen nach Art der Unterkunft

(Familien und Einzelpersonen auBerhalb von Wohnungen nach der Art ihrer Unterbringung)

Von den Bewohnern in Unterkiinften

Beherbergungsbe- | Wohnheimen (Ledi- Anstalten Anstalten Anstalt
trieben (Gasthiu- genhe'lmen, ‘Etlfb:en, der Invaliden- und fir Erziehung fur & 1.1’1_3" eZ“ " Kranken-, Heil-, [
sern, Hotels usw.), ki;’nla?ssfi}llf Asl_%f;";; Altersfursorge, und Unterricht ur KE; “’tlorse wtec © Pflegeanstalten ;
Bewohner Erholungsheimen sw.) Waisenhiusern (Internaten usw.) (Klostern usw.) i
Insassen | WONDUNES: | Tngaggen | WORDUNZS- | Tngassen wohlnungs- Insassen WO};““I‘ES' Insassen wohlmmgs- Insassen wohlnungs- ;
lose lose ose ose ose ose ;
und Eingewle- und Eingewie- und Eingewie- und Eingewie- und Eingewie- und Eingewie- |
Personal | "~ gene Personal sene Personal sene Personal sene Personal sene Personal sene !
1 2 3 | 4 5 6 7 8 9 10 11 12 :
Famlilien ;
mit .... Personen ;
Einzelpersonen :
i auBerhalb von Wohnungen wohnen in
| Massenunterkuniten
i Straf-, Besserungs-, untertuntte
: yerw - Sonsti Anstalt
: Verwahrungs Senstigen Anstalten Fliichtlings- und .
: anstalten Sonstigen

Umsiedlerlagern

Insassen | Wohnungs- | Tpgaggen | Wohnungs- | ppgygsen | wohnungs- | pgageer, | Wohnungs-

lose lose | lose lose
u B : . s . H
P nd 1 Eingewie- P und i Eingewie- und . Eingewie- und 1 Eingewie-
ersons sene ersonal sene Personal ‘ sene Persona sene
13 14 15 16 17 18 19 20

}

aufzustellen fiir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise.

WZ 15
Wohnparteien in Wohnungen und Unterkiintten auBerhalb von Wohnungen nach Art ihrer Unterbringung

(Wohnparteien nach Personenzahl in Normal- und Notwohnungen, wohnungslose Eingewiesene nach Personenzabl
in Unterkiinften auflerhalb von Wohnungen)

Wohnparteien mit . .. Personen
‘Wohn-
10 und mehr i Personen
Art der pamrt:ien ins-
Unterbringung 1 2 3 4 5 6 7 8 O |zshlder| Zahl | gogame | 8054
‘Wohn- der
parteien | Personen
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Wohnungsinhaber in Normalwohnungen

‘Wohnungsinhaber in Notwohnungen

Untermieter in Wohnungen

wohnungslose Eingewiesene in Unterkunften aulerhalb von Wohnungen

Gesamtzahl der Wohnparteien

Gesamtzahl der Personen

Diese Tabelle wird aufgestellt als: WZ 16a) fur die Gesamtbevilkerung :
WZ 15b) fur Heimatvertriebene

aufzustellen fiir: Linder — auch nach Gemeindegrofienklassen —, fiir Regierungsbezirke, Kreise.
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WZ 16 Wohnparteien in Normalwohnungen nach Zahl der von ihnen bewohnten Riiume

(Wohnparteien nach ihrer Personenzahl und Zahl der bewohnten Réume)

‘Wohnparteien in bewohnten Riumen in Wohnungen bzw. Wohnungsteilen
. 1
Wohnparteien /s 1

i darunter darunter | 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Personen insgesemt | Sonderfille | insgesamt | Sonderfille und
a) a) . | mehr

1 1a 2 2a 3 | 4 5 s 7 [} 9 10 11

1

2

3

4

5

[

7

8

9

‘Wohnparteien
10 und mehr Personen
Gesamtzahl ‘Wohnparteien
der Personen

aufzustellen fiir: Linder, Regierungshezirke, Kreise.

Erlduterungen- Unter Sonderfille a) sind Wohnparteien zu verstehen, die in einem Wohnrauin nicht allein wohunen, sondern ihn mit anderen Wohnparteien teilen.
Die Spaltern la und 2a sind daher in der Tabelle 16¢ nicht auszufiillen.

Diese Tabelle wird aufgestellt als: WZ 16a) fiir Wohnparteien in Normalwohnungen (uberhaupt),
WZ 18b) fur heimatvertriebene Wohnparteien in Normalwohnungen,
WZ 16¢) fur Wohnungsinhaber, die als einzige Wohnpartei in einer Normalwohnung wohnen.

WZ 17

Wohnparteien in Normalwohnungen als Inhaber und Mithenutzer von Kochgelegenheiten und ohne Kochgelegenheit

(Wohnparteien tiberhaupt und heimatvertriebene Wohnparteien nach der Art der Kochgelegenheit)

: i i el oo nhed N Zahl der Wohnparteien,
Zahl der Wohnparteien, die eine sigene Kochgelegenheit benutzen die Mitbenutzer einer Kochgelegenheit sind
davon verfugen 1iber eine davon beteiligen Zahl der Zahl
Insgesamt sich an einer Wohg- der
voll ausgebaute voll ausgebaute . parteien son-
Kuche Kochnische Notkuche mit nur Wohln- stige
Art der einer [PATtelen| g .
| voll ohne
w ohnpart eien ins- mit mit ! mit darunter Wobn-| o)l a behelfs- Koch par-
gesamt anderen anderen anderen partesen, die. | gusge- b::%:;l Not- | midBigen gel:gel;- teien
allein WOhl.l- allein W oh¥1- allein W ohp- 7ahi (Muberdem noch| hauten Koch- kuche | Koch- heit
parteien parteien parteicn ewne bebells- { K {iche isch stelle
zu- zu- zu- miBige Toch- nische
sammen sammen sammen stelle haben
1 2 3 1 5 6 7 s | 9 10 1 12 13 14 15

‘Wohnpartelen in Normalwohnungen iiberhaupt
darunter: heimatvertricbene Wohnparteien

aufzustellen liir: Linder, Regierungsbezirke, Kreise.
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WZ 18

Wohnparteien als Wohnungsinhaber und Untermieter in Wohnungen nach der Zahl der Personen je Raum
(Wohnparteien iiberhaupt und heimatvertriebene Wohnparteien nach der Wohndichte)

Zahl der Wohnparteien mit ...

Personen je bewohntem Raum

Art der Wohnparteien

bis 3/,

iber 3/; bis 11/,

iiber 1}/4 bis 2

uber 2 bis 3

uber 3 his 4

mehr als 4

Gesamtzahl
der
Wohnparteien

2

3

4

5

[

7

‘Wohnungsinhaber in Wohnungen iiberhaupt
Untermieter in Wohnungen uberhaupt

zusammen
inhaber als

3

darunter: Wohnu

heimatvertriebene Wohnunginhaber
heimatvertriebene Untermieter
zusamimen

Diese Tabelle wird aufgestellt als: WZ 18a) fiir Normalwohnungen
WZ 18b) fur Notwohnungen

aufzustellen fiir: Lander, Regierungsbezirke, Kreise, Gemeinden.

WZ 19

Wohnpartei in einer Wohnung.

darin enthaltenen Riiumen und Hohe des Mietaufkormmens

(Das Mietaufkommen aus Hauptmietvertragen in Normal. und Notwohnungen)

Bewohnte und leerstehende Wohnungen naeh Mietverhiiltnissen mit den

von den Normal- und::
Normal- H
und davon :
Not- Mietwohnungen . . Dienst- Berufs- und Geschafts- ;
Art d woh- reine Mietwohnungen und Werkswohnungen mietwohnungen Stiftswohnungen :
rt der Wohnungen nungen - - :
Miet- Miet- Miet- Miet- Miet- |
. auf- . auf- . anf- auf- auf- |
. darin darin 7 darin darin ; darin :
ins- . Zahl Raume konillrlnen Zahl Riume koni),;nen Zaht Riume konixlrlnen Zahl Raume konilll\nen Zahl Raume konilr]\"en ;
(-
Besam DM DM DM DM DM
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 |
Wohnungen mit Mietangaben insgesamt
davon Normalwohnu: !
Notwohnunge:gen ¢ Notwohnungen waren
Wohnungen ohne Mietangaben insgesamt :
davon Normalwohnungen i Eigentimer- mietfreie sonstige
Notwohnungen ! wohnungen ‘Wohnungen ‘Wohnungen
: darin darin darin
: Zaht Riume Zahl Raume Zahl Raume
17 18 19 20 21 22

aufzustellen fiir: Linder — auch nach GemeindegréBenklassen —, fiir Regierungshezirke; Kreise, Gemeinden.
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WZ 20

Mietpreise fiir reine Mietwohnungen mit nur einem Hauptmieter

(ohne Notwohnungen,
ohpe Keller- und DachgeschoBwohnungen,
ohne Wohnungen, die zwar Zentralheizung, aber kein Bad haben,
ohne Wohnungen, deren Miete infolge Kriegsschiden ermaBigt ist)

(Altbau-, Neubau- und Nachkriegsmieten in Normalwohnungen nach Raumzahl und Ausstattung)

Wohnungen

Ausstattung

nach Baualter und

davon Wohnungen mit

usw. wie Spalte 7 und 8

insgesamt fur Wohnungen mit
1 Raum 2 RAumen 3 Raumen é Rau:nen

6 »

Durch- Durch- Durch- Durch- 7 »

7:1':};1 schnitts- Zdzl;l schnitts- Z‘ieael;l schnitts- Zda:;l achlllitte- g »

miete miete miete miete 4 N
‘Wohnungen je Wohnung ‘Wohnungen je Wohnung ‘Wohnungen je Wohnung ‘Wohnungen je Wohnung | 10 und mehr Riumen

1 2 3 4 5 6 7 8 ... bis Spalte 22

Altbaumieten (vor 1. 7. 1918)

a) ohne Bad, ohne Zentralheizung

b) mit Bad, ohne Zentralheizung

¢) mit Bad, mit Zentralheizung

Neubaumieten (zwischen 1. 7. 1918 und 1 5 1945)

a) ohne Bad, ohne Zentralheizung

b) mit Bad, ohne Zentralheizung

¢) mit Bad, mit Zentralheizung

Nachkriegsmieten (nach 1 5. 1945)

a) ohne Bad, ohne Zentralheizung

b) mit Bad, ohne Zentralheizung

¢) mit Bad, mit Zentralheizung

aufzustellen fiir: Gemeinden mit 20 000 und mehr Einwohnernr nach Léndern.

WZ 21

(ohne Notwohnungen,
ohne Keller- und DachgeschoSwohnungen,
ohne Wohnungen, deren Miete infolge Kriegsschaden ermiiBigt ist)

(Reine Mietwohnungen nach der Raumzahl und nach Preisstufen fir Altbau-, Neubau- und Nachkriegsmieten)

Mietpreisstufen fiir reine Mietwohnungen

reine von den reinen Mietwohnungen sind Wohnungen mit Altbaumieten (vor 1. 7. 1918 festgesetzt) usw. wie Spalte 2 bis 12
Wohnungen mit Miet- : fir Nw ohnungen mit
eubaumieten
einer monatlichen woh- davon mit ... Wohnriumen (zwischen 1. 7. 1918 und
. nungen zu- 1.5.1945 festgesetzt)
Wohnungsmiete ns-  sammen 10 und Nachkriegsmieten
in DM gesamt 1 2 3 4 5 6 7 8 9 mehr | (nach1.5. 1945 festgesetat)
1 2 3 5 6 7 8 9 10 11 12 .... bis Spalte 34
bis 15
uber 15 bis 25
» 25 » 35
» 35 » 45
» 45 » 60
» 60 » 75
» 75 » W0
» 00 » 120
» 120 » 150
uber 150 -

Wohnungen uberhaupt

aufzustellen liir: Linder und

Gemeinden mit 20 000 und mehr Einwohnern.
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Drucksache Nr. 1 Land:
Kreis:
Volkszéhlung am 13. 9. 1950 G:;;nde:
Gemeindeteil:

{Ortschatt. Wohnplatz, Stadtbezirk)
am a
Gebaudeliste  =werv——
Gebdudeliste Nr.: =~
fiir das Grundstiick -Strae (-Platz) Nr.:

Wichtig! Vor dem AusflUllen genau durchlesen!
Fir Jedes bebaute Grundstick — in der Regel durch eig H gel ichnet — eine b dere Liste anlegen!
Nicht ausfllien fiir unbebaute Grundstiicke oder unbenutzte Gebliuderuinen!
Ausflllungspflichtig ist der Grundsticks- bzw. Gebiiude-Eigentimer oder sein Vertreter oder der Hausverwalter.
Weitere Eriliuterungen befinden sich auf beiliegendem Merkblatt.

1. Angaben (ber den Grundstilcks- bzw. Gebiude-Eigentiimer

@) Vor- und Zuname (ggf. Firma, Behorde, Korperschaft)

Bei naturlichen Personen angeben, ob selbstandig berufstatig — Beamter — Angesteliter — Arbeiter — Rentner oder Pensionar — ohne Beruf.
(Zutreftendes unierswreichan)

b) Wohnort oder Sity

Strape Hausnummer
c) Bevolimachtigter oder gesetilicher Vertreter des Grundstucks- bzw Gebaude-Eigentumers:
Ver und Zuname ‘Wehnert Swage und Hausnummer
d} Hausverwaiter
Vor. und Zuname Wehnort Srape und Hausnummer

2. Verzeichnis der Gebéude des Grundstiicks
ledes freistehende oder durch Brandmauer von einem anderen getrennte Gebaude gesondert eintragen! Auch Wohnwagen, bewohnte Eisenbahnwagen,

Wohnschiffe u. a sind hier als ,,Gebaude” einzutragen

ist fur jedes Gebaude eine m 15t bei der Wiederharstellung von durch Knegs-
der unter a) bis n) aufgefuhrten h | G
Bezeichnungen einzutragen' das Jahr der ursprungl Errichtung 9!

Art des Gebliudes Baujahr | Wurde das Ge.

a) Bauernhaus .
v tegender b)) Ellnfar;ullenhaus wow E Gesc Das Gebaude b'::::gv:n W;:\n ja, 1stes
berwi <) Mehr - a) vl wieder-
P des Geb Verwendungszweck des d) massives Nichtwohngebauda {ohne Keller. y | ¥urd® eTbaut schiden )h rqes 'ln
Ltd - es Gebludes ®) Behelfsheim von 30 und mehr gm b. a) vor dem ergestetit,
Vorder-, Hinter-, Seitengebaude f) Behelfsheim unter 30 qm achgescho, 171918 betroffen? | ) reilweise
Nr ’ und d’or \ (z B Wohngebaude, Fabrikgebaude,| g) Baracke (auch Bretterbude) selbst wenn b} zwischen 1a oder nein wisderhergestell,
9 Burohaus, Hote!, Schule, Rathaus, "I; ’B“‘;S:."rhu“‘ diese ausgebaut 91 Klamare icht wiederh ’
Stall usw) k) Wohnlaube (auch abgestellter Waggon) sind) und1 5 1945 Schaden sind <) nicht wiederherge-
|} Wohnwagen hd stelit aber benutxt?
m) Wohnachiff usw 9 2i5hag | auser Betracht
n) Gebauderest 2u lassen)
1 2 3 4 5 6 7 3
o 1| Vorderyebinude Wohngebasds 'Mehrfamlienbaus 2 P 1o ) vally wiederh
L 2| Seiempebiude Werkstatt Gebauderest 1 b) 1926 Ja e Ve
E 3 Ecke Rosenstr und Parkioeg Vnkau[sslﬂldiﬁ_ Bretterbude . 1» ) 1948 nem -
LR | Vordergebiude Wobngeb mit Stall und Remise Bauernhaus 1 q) nem —
bl il Scheune massiwes Nichtwobmgebaude 1 a) 1895 nem -

Falls der Raum zur Eintragung samthicher benutzten Gebaude eines Grundstucks nicht ausreicht, sind die Eintragungen auf einem Einlageblatt fortzusetzen'!

Originalformat 350 x 500 mm
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I. Riume der Wohnung

Bei Rdumen mit schrdgen Wdnden ist die Fldche unter der schrdgen Wand nur halb anzurechnen!

Alle Wohnparteien eintragen! Untermieter (Fami

FOr jede Wohnpartei eine eigene Zeile benutzen!
Damit Sie die RGume richtig in die Spalten einordnen kdnnen, stellen Sie bitte die Fldche (Ldnge mal Breite) genau fest!

n oder Einzelpersonen) sind auch Wohnparteien!

Wohnt die nebenstehend

KOchen {ohne Zimmer,

Zimmer, Wohn- u. Schlafkammern

AuBerdem

N,\mﬂﬁ. eingetragene Wohnpar- in denen auch gekocht wird) {mit solchen, in denen auch gekocht wird) gehéren zur Wohnung
auszu- tei in der Wohnung als o . Zimmer, die nur
follen: | |§d Namen . Hauseigentimer Wieviel Voll avs- [, Not- Infolge | Firjede Wohn- | gqwerhiich oder
. im eigenen Haus oder | Personen Voll gebaute | YO 9Y kiiche mit mit Wohn. | partei angeben, | jandwirtschaftlich Zimmer, die
Nr.der] N, der Mieter he avs- - gebaute |(z.B.ehem, raumnot | b in einem der | “penytzt werden "
Haus- . . oder gehoren 2ur ebaute Kiiche Kiiche Bad, 10 und 6 bis unter zum in Spalte 9 bis 12 } 1 '8 _qls Arztpraxis, voriibergehend
hal- Wohnparteien Wohnparteii| ¢ bis Madchen-| mehr unter 6qm | Wohnen | aufgefihrten | ‘i 'schnaiderwerk- leerstehen
Untermieter Koch- ibar ; Zimmer auch
tungs- d togm zimmer, qm 10 qm benutzte " statt, als Verkaufs-
listen oaer nische X 10qm | Speise- andere gekocht wird : raum usw.)
mietfrel? einschl. kammer) Raume!) | o oder nein? 10 und |ébisunter| 10 und [|ébisunter
mehrqm|] 10gm |mehrgm| 10qgm
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
25 §e| 1| Dr. Karl Meler Mieter 4 — — 1 — — 2 — 1 nein 1 — — —
©
26 2 2.1 Anna Shmidt Untermieter 2 — — — — 1 — — - nein Diese Réume sind nur beim Wohnungs-
° inhaberzusammen fir die ganze Wohnung
27 || 3.] Berta Lebmann Mieter ) — — - - 1 1 — - ja onzugeben. Sie dirfen in den Spalten 9
Hinter jeder einzeinen Wohnpartel — auch beim Wohnungsinhaber — nur die von ihr selbst benutzten Rdume eintragen! Keln Raum darf z weim a} eingetragen sein! und 10 nicht miteingetragen sein.
Erlduterung:
o - 1} In Spalte 12 sind solche RGume einzy-
L tragen, die ihrer baulichen Anlage nach
nicht als Wohnraum vorgesehen sind
_ (z. B. ehemaliges Bad, Werkstatt usw.)
oder die wegen erheblicher Schaden fir
o Wohnzwecke unbrauchbar sind. Wand-
risse, Putz-, Glas- oder Holzschaden
- gelten nicht als erhebliche Schaden.
- Nicht ausfiillen:
al 9 10
plia |15
Il. Kichenbenutzung bei Wohnungen mit mehreren Wohnparteien. e ”
FUr jede Kiche ist anzugeben, welche Wohnparteien darin
regelmdaBig kochen. 9 10 d
In der 1. Kiche:
In der 2. Kiiche: _ _
(Lfd. Nummern der Wohnparteien oder Namen eintragen)
Ich versichere, daf3 alle Angaben in diesem Wohnungs-
Unterschriften der Vorstinde der Wohnparteien: bogen vollstindig und der Wahrheit geméf3 gemacht
) worden sind.
o {Unterschrift des Wohnungsinhabers oder seines Vertreters)
: gapl 0 [ z i FiElstic w ‘
18 19 2 2 22 <] 24 25 26 Z| 281 2]3 |3 32 3 34 35
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Anlage 5

Drudisache Nr. 3 Lend:
Volkszéhlung -
am 13. September 1950 Gemeindeteil:

Ortachatt, Wi ,
Woeitere Erhebungsbogen und sonst { whnplatz, Siedthenirk)

bendtigte Z&hlpapiere kénnen beim StraBe u. Heusnr.:
Z&hler oder bei der Gemeindebehdrde Z&hibexirk Nr.:

angefordert werden. E r h e b un g S b (o) g en Arstolcliste  Ne.:
for

Gebdudeliste Nr.:

Hotels, Heime, Anstalten und Massenunterkiinfte
(ANSTALTSLISTE)

Durch Bundesgesetz ist fir den 13. September 1950 eine Volks- und BerufszGhlung angeordnet. Mit ihr ist eme Wohnungsz&hlung und eine Zé&hlung der nichflandwirtschaMichen Arbeits-
stétten verbunden.
Dieser Erhebungsbogen ist auszufullen fir Hotels, Gasthdfe, Fremdenheime sowie fir Massenunterkinfte (wie Flichtlings- und Arberterlager) und for alle 3fantlichen und privaten Einrich-
tungen, die der gemeinsamen Unterkunfl, Verpflegung und Betreuung bestimmter Personenkreise zur Erfillung religidser, sozialer, g dheitlicher, erzieherischer oder Ghnlicher Zwecke dienen
{wie Kldster Altersheime, Waisenhduser, Krankenhé , Erholungsheime, Internate, Erziehung Iten, Strof lten usw.).
Aufler dieser Anstaltsliste sind fur die obenerwahnten Einrichtungen noch folgende Zhlpapiere auszufillen:

a) eine (oder mehrere] ,,Gebéudeliste(n)”, nur wenn die Einrichtung ein (oder mehrere) Grundstick(e) umfaBt und nicht bereits Gebaudelisten bei der Yorerhebung angelegt wurden,

b) ein ,,Arbeitsstittenbogen’ (vgl. auch unten Abschnitt A Ill).
Verantwortlich for die ordnungsgeméBe Ausfillung der Zihipaplere ist § ils der Eigentdmer, Péchter, Leiter, Vorstand oder Verwalter. Die Z&hipaplere sind bis zum
14. September 1950, mittags, auszufillen, zu unterschreiben und zur Abholung bereit zv halten.

Die Angaben werden nidht zu polizeilichen oder steverlichen Zwecken oder fiir die Wohnraumbewirtschaftung
benutzt. Die Anstalisliste kommt weder der Polizei noch dem Finanzamt noch dem Wohnungsamt zu Gesicht.

A1 Allgemeine Angaben

Firma oder Anstaltsbezeichnung:

(2.8 Framdenheim , Exquint”, Stdh. Kronkenhaus, Flachtiingsleger 111, Bunker em Hauptbahnhol)

d

Gegenwartiger Ver gszweck :

(2.8 K » F 'Y

Name des Eigentiimers, Leiters, Yorstandes oder Verwalters.

Familienneme Voraame

A 11 Verzeichnis der Wohnungen und Unterkunftsrdume

1 Anzahl der vorhand Woh gen innerhalb des Hotels, Heims, der Anstalt, Massenunterkunft usw.:
a) bewohnte Woh gen: , b}l hende Woh gen:
Als Wehnung gilt 1n der Regel die Gesamtheit der Raume, die der beulichen Anlage nach zur Unterbringurig eines Haushalts bestmmt ist, eine oder Kiche und einen eigensn Wehnungse.ngang sulweist

Fir alle Wohnungen sind Wohnungsbogen auszufiilen, und zwar von den Wohnungsinhabern bzw., soweit sie leersteher, von dem Eigentimer oder Leiter des
Hotels, Heims, der Anstalt usw. Die Wohnpaorteien (Eigentimer, Mieter, Untermieter) dieser Wohnungen haben jede fiir sich eine Haushaltungsliste auszufillen.

2. Anzah! und Belegung der vorhandenen brigen Unterkunftsrume, die nicht zu einer besonderen Wohnung gehéren:
Solche Unterkunfsréume (nur Réume, die als Schiafraum oder zuglesch ala Schiaf- und Autentholisreum banutzt werden) and z B Hatelzimmer, Schiafidle, Zelion in Kidstarn oder Gefdngnisen, Sarackenréume uew

a) fur Personal und standige | : Raume
(mehe Erlduterung zu 1)
dovon sind om Stichtag belegt: ____ R&ume

mitinsgesamt: _________ Personen Diese Personen sind in dem P ichnis B | aufzufit
b) fiir wohnungslose Eingewiesene: _ _ Réiume
(nehe Erlduterung zv B 11)
davon sind am Stichtag belegt: Réume
_mitinsgesamt: ______ Personen Diese Personen sind in dem P ichnis Bl aufzufthren.
¢} fir voribergehend a de Gaste: Raume
{such Patientan in K , Ut va)
davon sind am Stichtag belegt: _______ RGume
Diese Personen sind in den Py ich dieses Fragebogens nicht auf-
mit insgesamt: _______ Personen 2ufOhren, da sie in der heimischen Haushaltung erfaBt werden.
. . . . . - . . I
A 11l Verzeichnis der selbstdndigen nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstétten
Hier sind geben. 1. olle ) 1b digen Arb a die iberwiegend fur fremde Kundschaft arberten (2. B. Korbflechiereien in Blindenheimen, Waschereien in Kisstern),
2 alle nicht | lbstdnd, Arb G die auf dem Geldnde der Anstalt liegen (z. B Friseure, VerkaufsstGnde, Kantinen usw »
3 alle | die eine selb dige freiberutiche oder gewerbliche Tétigkeit ohne feste Arbeitsstétte ausoben.
Sind derartige Arbei oder P vorhanden, so sind Arb bogen (hellrosa) fullen. In jedem Fall muB fOr die Anstalt selbst sin Arbelts-
& bog liegen. Alle Arb aHent sind der Anstaltst fig
Lfd. Name des Inhabers et Zahl der beschdftigten Personen
Nr oder Leiters der Arbeitssttte Ant der Arbeitssidtte {oinechiteBich tatigen Inhaisers odar Lawers)
1 2 3 .

I Bitte die Personenverzeichnisse auf dar Innenseite und Rickseite und die Unterschrift auf der Riickseite nicht Gbersehen! ]

Onginaifermat 430 x 405 mn
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Hier sind nur Einzel|
it usw. ols Personal

ipersonen aufzufihren, die standi
uerinsassen in 3onstif
{nieht fn Wohnungen) untergebrodht sind und keine andere Wo

iotel, Heim, in der
igen Un'ulwnﬂsréumen

oder

Spaite 8: E: st dl- Zohi allec

in der he lebend
bommn
auch

Spalte 9: Die Kirche,
Gemeit

anschauli

evang. Bekennt

BI Verzeichnis des Personals

o
nmh genou z

der

u beze
t die Zugohon keit zur Londes! i
. besonders keantlich zu

(ohne voribergehend anwe

Spalten 11 -nd ﬂz Neben der Angabe des Ortes
s

o wenn sia ‘om ‘Z3hIongs160 voribergehend cbwesend wenn sie nicht X < odcf 20 einer Freikirche mit
b mm 2um Haulb&l: Qehs-
. oder ver-
Ndolonw»llh Anxmlnpmngnd Insassen von Kldstern, Stiften, Almx "e’b" ind. M:rxuxéhlsu Beispiele: uxbvudv - tandigen W 1»9-.:« o
i dig ngewiesen sind_au durchdie 0 ¥ . keit des Kroises u".-m Land und Staot sind
Ehesdlieun O ochiiorion oviluth. (K., evluth. FK. .. ev.ref. FK., rom.-kath,, o Stootigrancen o sia i Jahra
rw die Eintragung dw'm der Nocht vom \a 2um 14. Sept. wsodsbe%o‘;mm d e oltkath., Bovml Mennon lvcfh' nnedv -orth., nevapost., :,?7 bestanden Mb.n olso no‘ au Rickkehr
Whecnae und die nadh ind. Sebunan ‘vnd . - l Gotorraichs, dos ahomaligen Sedotengoues uiw
FOr Standi
ndiger Wohnort
Fa- verhel- Religions- ger
Angobe milien- | ratete | zugehdrigkeit am 1.9.1939
ob Frauen Mutter- RN .
Go- Geb stand Mageband in die | oo (bei Kriegsbeginn)
Lfd. Familienname Vomame , Personal schlecht ehuristag, Zant | recht Zugehsrigkei Nor fir Personen,
Nr. (bei Fraven auch Madchenname) (Rutname) (Pors.) -monat, . e l;}i siner K-'::;' . die vor dem 1.9. 1939 geboren sind
oder -jahr Ehe- igionsgesel (Folts
schlieBungs- """'n. oder dgl. ———— -
Insasse jahr =dt) .
s dor jewigen | tebend | Gehortjemand keiner . Kreis
nine- | web- Ehe gobo- solchen an, 80 ist Wohngemeinde (Provinz, Land, Stoat],
. e Km' Lkeine’* einzutragen am 1.9.1939 v dem die Gemeinde
inder 1997 gehdrte
1 2 3 4 o 7 8 » 10 11 12
N I
|
Rt
I —F
o o
Fragen fir Kér
Hat eine der oben eingetrag Personen ein kdrperliches oder geistiges Gebrechen?
it - ummc-h-»m.w (M.4.E.) ’
Eri8uterungen Nr. Art der Behind Wenn nicht @ . Wenr ain
r. . nderung o iy
20 den Frogen for unter Fomilienname und Vorname (sishe Erlavterung) geborent |  ome | Wodurch | durch oml. Besch, [ Ronteod. oo Grod der
vom vom -
Karperbehinderte 8! jo—nein | (iohe (Do) | wang| (Datorn] | im0 7 hain | e sosne
Spalte 2: Die lthmdorwm sind_mbglichst ! ] 4 s . 7 [ 9 10 T
genav anzugeben. Diess Angaben kénnen fost
immer den Rentes nb'kboldon bzw. omtlichen
Bescheinif ungen entnommen wd‘n lleo.n
mebrore indervngen vor, 30 i e
den widhtigsten einzutr 12 Zwaitelstaion
o Zahler mit Hille ihres Schiagwort- !
os Auskunht.
ipatte $: Hierbei ist zu unterscheiden nodh:
nst. Einwirkung, z. 8. Unfall, Krankh.
egseinwirkung oul Wehrm “Angeh. 1
ung auf Zivilbevsl =2
0 e, & are ansprechende
otragen wird. Sind mehrere Einwir-
orhanden, ist nur die widiigste an-
und 9. Die Minderung dor_Erwerbs: _ i
) ist mglichst
o anzugeben. Falls in
sdheiden oder amili
Prozentsatz :ond."l Invaliditat oder Beruf
n ist, sind diese
xa'!on.n
Spatte 1. Hior st oudh fir Kinder und b
gondiidhe die von dem Erzighungiberediigian
Sescharzre ‘voroussiciiche Minderung der £r-
werbsiahigkeit anzugeben.
Fortsetzung
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i und der standigen Insassen

ssende Géste und Insassen)

$pate 14: In dieser Spalte i fo alle Par: Spolte Geschaftszwaig (Branchel der Firma Spalte 19 Einzutragen ist der Spalle 21: Die Kossen sind wie folg? anzugeben: te 22: Anzugeben sind z. B, Ansprache
he Angabe o machen, audh for odar des Mbaitgebars a1 genay 31 bazeidnes, olto Becul, dor in dor in Sp. 1517 S g Aluuursorgunqol.lemabsvou) oder a‘:;" Bes
hitte usw., nidw Maschinenfabrik, yn NGh- lich L audh ; Liegen Vi rich oh
noschinent Fobrik "mdmmmm,du Mo- Yoo ot nner riher srlorois Betrisbakronkenk lobne Pustu. Bohn) 10 sind sie, samilich onsugeben. For :J:ﬁur‘vr rar v, o
gder iriher ousgesble Beruf st Sl e mitlersicherte Ehalrcuen und Kinder ist ein Siich (~1 20 machen.
, Sanders Vonesdnla Bromaromr ma " ensts Mot iedo eing thelrau eigens Aniprici auf Grund inver pAict
sous sondern Lungenheilstétte. horigen, die ineinem bestimm. ¥ maBigen oder 2
dung oder Ermrhﬂénqi.u sind, ist @inzu- Personen, die far mehrers Auftraggeber arbeiten ms ton Beryf 151ig sind oder au- Knappsdhaftskrankenkasse rung, 30 sind die entsprechenden Angoben ragen. Personen,
ager: s. d 3 Heimarbeiter, rw. iidet werden, ist dleser Seekrankenkasse Seel dio aus der Sozialversicherung bereits eine Renla erhalten oder
Personen _gleichze: Auftroggeber (Betrieb, Geschdt, Firma) an, fur den sie ot euospen iomt i shithe Ersarzkass Nomen angeben! Pension beziehen oder ihre Lobensversicherung schon ausgezchit
oo A Ak houptsadlich arbsiten. nzutragen. Privotkrankenkasse Namen angeben | bekommen haben oder Altenteiler sind, mochen einen Sirich (—).
L [
LV l_V X X '—V
. FOrE b (auch mithelfende Famili gehdrige) und Arbeitsl w, si
Basitzen Sind Sie Far Arbaitsloss sind die Angaben nach ihrer lefzten ausgaubten Tatigkeit zu machen {Nur for Mitglieder) erwarten Sie
Sie e sea fhre Altersversorgung?
cinen (ouch mitheifender Arbeitsstétte Netiintiond Gomaminy sugstiie TNt ae (::: ‘.;wsr . Ma';'::,l‘;:: !
Rad.- ienangehbriger] Srollung im Serut i ich
ol Famil d Zu welchem Ont, StraBe, Selbstandiger, Do' 20 dor Arbeiutote aue e e oder frenvellh versichert:
Avews oder 2.Z. arbeitslos, 3 Ry g , . i | geobre Servt maglichst 9
e - Name der Firma G H, der Arbeitsstf mithelfender Fami- wrunxuo»-v- Aligemeine —_— in der Invahdenvcmd\omng
(in der brit. | oder sind Sie nicht (des Arbeitgebers) (Branche) L v » i ) Etwa Kases sind (Inval. pfi. bzw
Zone und | erwerbstdtig, sondern h an ; (des Fobrik-. Borogebaudes, Beamter, Ahso nidw: avkgeabler Tpidiar Keses sin in dA" A"Utﬂe'l','e"":
Rhaini.-Plalz . — ungekirzt — gehort die Firma for Warkaon o hon)” Angestellter, Kavfmann, Schwaster, Tweiter Kasse genau angeben ! in a«“xmpémzxmmmmq
ot Rontoncmphinger, (der Arbeitgeber)? Geselle, Le Arbeiter, oder Versicherte von Orts-, Knoppich, pf. bavw. frw.)§
Flochti.. . gelernter Arbe sondern : r3arz. u. glei laben Sie eine sanspruch
Avrweis A) oder i igen istin Spalte 16 auch der beiter, 2ige Krankenkatsen geben (et gder ehemaliger Berufupidor
) _ woven bestreifen Sie der Betriebsobreilung, in der die Tatigkeit ausgedbt wird, anzugeben. ungelernter Arbaiter, X hm’::';,"‘“g,y phichversichert (pf.) 0 auf sonatige Weise far Ihr Alter
fa = nein | fhren ' ol dor geben dies ovBerdem ausdricklich anl N wiligroners " geseratd A
13 T4 T} 18 17 %) 1o 20 21 22
o
perbehinderte
Jaodernein: Wenn |a, sind folgende Fragen zv beantworten:
Y™ ot aine dar RrwarbefShigkalt (M. £.) anericannt
Lid. ‘Wenn nicht angeb Wenn jo: Wenn nein
Nr. Familienname und Vorname Art der Behinderung v | Wamn | Woduroh 1™ dureh id_| durch sonel. amt. Besch, [ Renteod amil ¢ -
umera . (siohe Erlauterung) getoren voh  |awermez| vom T n:A d.E Bi
Ja—nein Uohr) (Datum) | Eraerungl|  (Datum) |t brtmermp| D 2000 | ey itte
1 2 3 4 5 L] 7 8 » 10 11
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B II Verzeichnis der wohnungslosen Eingewiesenen

die innerhalb der Anstalt nicht in Woh dern in igen Unterkunftsrdumen untergebracht sind und keine andere Wohnung oder Unterkunft haben

{ohne vorubergehend anwesende Gaste)

Hier sind olle Familien und Einzelpersonen aufzufuhren, die aus Wohnungsmangel bis zur Zuwessung einer Wohnung oder einer anderen Unterkunft im Hotel,
Heim, in der Anstalt, dem Lager usw. in Raumen untergebracht sind, die nicht zu einer Wohnung gehoren, z B
Fluchtlinge, Evakuierte, Obdachlose sowie auch Dauergaste in Hotels und Pensionen

Alle hier eingetragenen Familien und Einzelpersonen haben — jede fir sich — eine Haushaltungslist fillen.
Wird an der
Namen
der Wohnt Gemeinschofts- Nummer
d Famthenvorstande bzw Einzelpersonen Zahi die Familie Wenn |0, verpﬂehgu‘:g Housh ‘:e" I
Nr' der oder Emnzelperson |1 wieviel Raumen? p "X‘er r aushaltungsliste
Petsonen fur sich allen? er Anstalt usw
Famlllenname Vorname teillgenommen? (Vom Zahler
(ber Fraven ouch Madchenname) (Rufname) auszufullen)
|a oder nein ja oder neimn
1 : v 1 W - S
Dieser Anstaltsliste iegen ber. ____ Gebaudeliste(n}
—___ Wohnungsbogen
Haushaltungslisten

Arbeitsstattenbogen

ich versichere, daB die Angaben in dieser Anstaltsliste vollstiindig
und der Wahrheit geméB gemacht worden sind.

{Unterschrift des Eigentimers, Pachters, Leiters, , bzw seines )
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Anlage 6

Drudksache Nr. 4

Volkszahlung

am 13.September 1950

Weitere Schiffs! und sonst bendhgte Zahl- Land Nr.:
papiere kdnnen bet den Diensistellen der Kreis Nr.:
Wasserstraflen- und Schiffahrisdirektion, der )
Wasserschutzpolizes, den Hafendmtern, der Gemeinde Nr.:

See-Berufsgenossenschaft und thren Sekhonen b o Zéhlbezirk Nr.:
angefordert werden. c l s Is e Wird im  Stafishschen Landesamt ausgefillt

Mit Bundesgesetz ist fir den 13. September 1950 eine Volks- und Berufszéhlung angeordnet. Mit ihr ist eine Wohnungszéhlung und eine Zéhlung der nichtlandwirtschaftlichen
Arbeitsstétten verbunden.

Die Schiffsliste dient zur Erleichterung der Durchfihrung der Zéhlung der Schiffsbevaikerung. Eine Schiffsiiste ist fur jedes Fahrzeug der See- oder Kistenschiffahrt, der
Hochsee- oder Kistenfischerer und der Binnenschiffahrt auszufiillen, das eine sténdige Besotzung hat, die wéhrend der Fahrt regeiméBig auf dem Schiff ubernachtet. Eine Schiffs-
liste ist auch dann auszufillen, wenn das Schiff zur Zeit der Zshlung vorubergehend im Hafen liegt und die Besatzung sich nicht oder nur zum Teil an Bord befindet. Dagegen
ist keine Schiffsliste auszufillen fir festverankerte Wohn- oder Hotelschiffe sowie fir Hafen-, Kisten- und Fischereifahrzeuge, deren Besatzungen in der Regel nicht an Bord Gber-
nachtet. Die Schiffsliste ist mit den zu ihr gehérenden Haushaltungslisten und Arbertsstéttenbogen sofort nach Empfang cuszufillen. Fiir die Eintragung sind die am Tage
der Ausfiillung an Bord bestehenden Verhdltnisse maBgebend. Verantwortlich fir die ordnungsgeméBe Durchfihrung der Z&hlung an Bord ist der Schiffsfuhrer.

Alle Angaben dienen nur statistischen Zwecken. Der Flagebogen mit den zugehdrigen Z&hipapieren wird nicht
zu pelizeilichen Iwecken verwandt und kommt weder dem Wohnungsamt noch dem Finanzamt zu Gesicht.

Beim Ausfillen der Schiffsliste
sind alle zur Besatzung gehérenden Personen einschl. ihrer an Bord befindlichen Familienangehérigen sowie das Personal selbstd diger gewerblicher Betriebe an Bord

in der Schiffsliste etnzeln aufzufuhren; das Personal der gewerblichen Betriebe ist wie das Personal der Besatzung zu behandeln und bei allen Eintragungen als solches kenntlich
zu machen.

Die Eintragungen sind vorzunehmen fir:

a) an Bord lebende Fomilien und Einzelpersonen, die kei tindigen Wohnsitz an Land haben, auf der | ite der Schiffsliste,
b) an Bord lebende Familien und Einzelpersonen, die sinen sténdigen Wohnsitz an Land haben, auf der Riickseite der Schiffshiste.

Fahrgéste sind nur in der Gesamtzahl unter Ziffer 7 der nochstehenden Fragen anzugeben.

Fir das Schiff ist auBerdem ein Arbeitsstéttenbogen auszufiillen.

A1 Allgemeine Angaben iber das Schiff

1. Name des Schiffes (bei Seeschiffen auch Unterscheidungssignal,
bei Binnenschiffen auch Permit-Nr.):

2. Flagge (Staatsangehdrigkeit):

3. Art (ob Dampfschiff, Motorschiff, Schleppkahn usw.):
4. Reeder-Eigner:

5. Heimathafen:

6. Gesamtzahl der Besatzungsmitglieder
(einschl. ihrer an Bord befindlichen Familienangehdrigen und des
Personals selbstandiger Arbeitsstatten an Bord) ménnlich: weiblich: zusammen:
davon: o) ohne standigen Wohnsitz an Land .y "o "

b} mit stndigem Wohnsitz an Land

7. Gesamizahl der Fahrgdste

A II Verzeichnis der selbstindigen Arbeitsstétten an Bord

Hier sind einzutragen: R i iebe, Verkauf de, Friseure usw. Fir jede dieser Arbeitsstatten ist von ihrem Inhaber oder Letter auBerdem ein
Arbeitsstattenbogen {hellrosa) fillen und der Schiffsliste beizufig
FOr das Schiff selbst muB sbenfalls ein Arbeitsstiittank 9 gefilly d
iters itsstG Beschaftigte Perso
Name des Inhabers oder Leiters der Arbeilsstétte Art der Arbeitsstitte (.m.d‘lef."..n' nh-b:n “:'e{‘.'m')
! 2 3
| Beriapiel Enwin Holst Restaurstionsbetrich 2

Originelfermat DX &75 mm
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Beachten Sie bitte bei der Aus-
follung der unteren Spalten die
nebenstehenden Erlguterungen

Spalte 2: Alle Personen.
n siner Familien

nkre lom-
‘mer zusammenzufassen

Spalte 8 Es istdie Zahl oller Spal
der jetxigen Ehe lebend

en.wm.ou»g “legitimierten
Kinder

Nidht
geburten und Totgeburlen

hi

BI Persone
Familien und Einzelpersonen, die keine Wohnung an Land haben, sondem standig an B¢
(Eine sogenannte Briefodresse an Land

st genou zu bnnuamon Bl

:Ju?v ist die des Krei

e 9: 11 ond 12: Nobond.kmb‘daom
un;d\auﬂd\o Goll\ besonders wi

evang. Parsonen. e barein o 1.9 17 ovs [

I Sior sa ainar Froikircre i F: besanders kenniich ‘0 i

machen. (z. 8. drch Ei o Wommodn,
geben ihren letzten Wom-lu w

Beispiele:

keit des Kreisés v n.—lnnd ul\A Skw'
ov.-luth. LK., ev.-luth. FK., ev.-ref. LK., ev.-ref. FK., rém.-kath,, sind die . im
altkath., Baptist, Men: it, | Jahre 1937 bastanden haben, also nadk der RG-

‘bahoive

scaelit, grisch.-orth., neuapost..
anthroposoph , 0.

e,
- —

Yy
Reihenfolge der Eintr. Fa- Religions- Stindiger Wohnort
9 gung milion- zugehBrigkeit am 1.9.1939
Zuerst die Familien mit ihren einzelnen Mitglisdern T stand MaBgebend ist die :":;';"; (bei Kriegsbeginn}
Lfd. (Fomilienvorstond, Ehefrau, Kinder, andere Verwandte, in der Fomilie lebende usw.), 9. _ dlah' rechtl. Zugehdrigkeit P Nor for
dann die Einzelperionen eintragen -monat, Jor in 20 einer Kirche, y ‘. .
N n die Ei i e 3 o ;.'::.’.. Relgompesetschod | (rans die vor derm 1.9, 1939 geboren sind
oder dgl. deutsch
:dn..ou..g.. Ehe
v Stellung zum lobend | Gehort jemand keiner | =9 Kreis
. ! Famlllonn:;no V‘:r'nam- Fomilienvorstand ":?;"' waib- gebo- solchen an, 50 int Wohngemeinde (Provinz, Land, Staat),
(bei Froven auch Médchenname) uiname) bzw. Angabe ob i lich L L keine” einzutragen am 1.9.1939 20 Gomm slie Comei
Einzelperson inder 1937 gehdrie
1 2 i 4 5 6 7 » 9 10 11 12
c 51 Sdster | Edger Fomilienvorstund ! - 8.8.05 verh. 1931 - beine @, Hombrry Hombury
2352 Sdruster, geb. Pk Etse Eefron - 1 23.7.09 verb. 1931 2 v tuth, LK. . Hebury Hombury
83 Sduster Korl-Hetnx Sobm ' — 15.5 46 ledig - ev. butb. LK. & = -
&2 Busse Erwix Siffsjunge 1 = 71134 ledyg - ev.ref. FK. & Dresden Dresden
3 J§ 1 Sdocrz Walter 1 - 20117 ledig - rbm.-bath. @ Pyris Reg.-Bex. Stettin
l 2 Andersen Inguer 1 - 18.9.07 vere. - Memmomt ey Hamdewttt Flersbury
Hat eine der oben eingetragenen Personen ein kdrperliches oder geistiges Gebrechen?
o0 . .
Fragen fiirr Kérperbehinderte 1o oder main Wana fo, sind folgands Fragen zu b
Ist die Behinderung o
Waenn nicht angeboren - Wenn jo
Lfd. Fomilienname und Vormame At der Behinderung -
N (sishe Erlautarungen) angeboren? Wann entstanden? Wodurch enttanden? durch Rentenbescheid
. Uahr) tsiehe Erl) Grod d. Md.E
B ahr) . vom (Datum) e )
1 ] 3 s 5 " 3
1 Sdmeter, Eise Kinmpfup i - — - _
2 Schuster, Korl- Hemz Epilepme rin 1949 3 — —
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nverzeichnis
wrd wohnen (ohne Fahrgdste), auch wenn sie am Zahlungstag voribergehend abwesend sind.
gilt nicht als stdndige Londwohnung.)

Spaite 141 In dieser Spalte ist fir alle Spalte 16: Der Geschiitszweig (Branche) Spatte 19. Einzuiragen, it der Spalte 21: Die Kossen sind wie folgt anzugeben: Spalte 22; Anzugeben sind z. B. Anspriche aus einer betriebl.
Personen. sin be 2 . auch dor Firma oder des Arbeitgebers. is! Beruf, n der in Sp. 1517 o od. o(( oder das Bestehen einer
far diejenigen, fir die die im Kopi on- nau zu bezeichnen, alm 2. B. nidht 0y n bonmum tat- = Lebens- bzw. privaten Romenver:.m-mg {Lebensvers. bzw.
nicht anwend- Lonfiabry, _ sondern. ” Trol mpschifiohn, i ird, ou Landkrankenkasse Rentenvers |, Alienteil usw. Liegen Versorgungsonspriche ous
bar sind. In solchem Falle ist z.B. on- Binnenschifiahry, nidn Fischer, froher or- Betriebskrankenk. (ohne Postu. Bahn) = BKK en vor, so s.mf samilich anzugeber
zugeben sHoustrous (jedods nur, wenn darm " Loggerticherel, ' Friacshiand . h = Past d\mmm e und far erte Enefrou und
seibst nidht erwerbstatig), »Schilere, sKinde. usw. Berul ist. - Bahnberiebskrankenkasse = Bohn Srrich (), 20 machan. Mot jsdoch eine Ehefrau
Bei Schulentlassenen, die noch ohne Be- N dio for mehrore Botrisbe Boi ] Z kK auf Giund ibver. pfihimasigen oder. fr
ildung igkei ersonen, die far mehrere Betriebs ar- gohorigen, die in =
i':v”:i:’x?nm sschulentiassen-orbeitsloss. beiten (2. B. ouch Housgewerbelrei- stimmten Beruf tatig """f"‘f“”i“'“"“”‘““m = 'S""‘:K smoann Angcben sinzutrogen. bersanen, d-. aus der
Sind _Personen _gleiduzaiti mmb.ma bonde, Heimarbeiter], geben den Auf- Qusgebilder werden, is! dieser Seekrankenkasse = Seol Sozialver bereits eine Rente erhalien oder Pension
Und Romtenbatioher, i3 beides onz eber (Betrieb, Gesdnal, Firma) an, Beruf anzugeben, ' sonst ist Ersatzkasse Namen angeban| Bozichen oder ihre Lobensvorsicherung. schon ausgezahlt be-
Tir Qo 310 houptiachhch orbeilen: shilfte_ainzutragen. Privatkronkenkosse Namen angeben | kommen hoben oder Altenteiler sind, machen sinen Strich (—).
— L
| ! 3 3 —
FOr Erwerbstétige (auch mithelfende Famil harige) und Arbeits! i - sie
Senine Far Arba-nlme sind die Angaben nach ihrer zuletzt ausgeibten T&tigkeit zu machen (Nur ﬁ'l' M_-'nhmr) lhre Altersversorgung ?
Sie winen Gagenwiirtige Gopamwiriis auspelibte (Nur fir Personen dber 14 Johre)
. Stellung Im Berof | Tatigkelt (Stellung an Bord) Sind Sie pflichtversichert
(In der brit. Zone| . Arbeitsstatte Selbsténdiger, Der an der Arbeitsstétte oder freiwillig versichert:
und oder sind Sie nicht mithelfender Fami- | ausgeabre Beruf it mglichst & in der Invalidenversicherung
heintond-M T S e ni g g twa (imy brw. hoi-r)od«
nor erwerbgstdtig, sondern Beamter, gendgen nicht. in der Angestelitenversicharung
Flachttings- Allentoiler, Angestelliter, Also nicht: weiter Kasse genau angeben | {(Angest. pRicht. baw. lm- )oder
avsweis A) Rentenompfinger, Zv "’"d‘em_ Geselle, Lehrling, ine oder Versicherte von Ort in der "’"’gp’m”‘mg“ joboy SU
Ponsioncompfinger, Name der ana Geschéftszweig gelernter Arbeiter, Nebenbaruf Ersalz- und gleichgest. P
Jo N PR Ort, Strafle, elernter Arbeter, Krankenki geban Haben Sie einen Pensionsanspruch als
oder O e st (des 9 { H der Arbeitsstiitte | CrSicrmier Arbener, Heizer, Staemmonn avberdem ancror i, | omter oder chem. Geruhsoida (Pension) !
nein? woven bestraiten : ~ ungekirzt - gehort die Firma Maschinist, Schiffskoch, versichart (pf.) oder Istaufsonstige Weise fir ihe Aiter gesorgt?
Ihrem Labansontarhalt (der Arbeitgeber)? Nwmmm“ Matrose freiw. versichert (frw.) (Zureondes emiragen ]
i3 I 15 1a 17 ix 15 20 T ) 22
. ermerbeaity Edyar Sester Scbleppampfer ,Elsa” Shiffsfibrer - OKK fre. Inval. fre.
mein rwerhading. Edgar Sduster Schieppdawpfer ,Elsa” mith. Familienangeh. il - - —-
mein Kind - - - - - - - -
nem enverbeasg Edgar Swuster Bimenscbiffabrt Eua Anlernling Sohiffsiunge - OKK g inval. pfl.
- Erwerbeiny Reederei Spobr Seeschiffabrt Motorsdiff ,Elbe” gl Arbeiter Heizer - SeeKK pf. Seckasse pft.
e eroerbethily Friedric Miler Motorschiff _Elbe” Angestellier Verkéufer = SeeKK pf. Seckasse p.
ine dor Erv (MAE) 1]
Wenn nein Erléuterungen zum Abschnitt
st Rente oder amfiiche
durch sanswge omliche Boschainigung ehem o b 4 Mot . )
+om Datum) i Grad d. M. ic oder nein “'9 5; arung) Kérperbehinderte
N isishe Eri. Waenn ja: Datum {ssehe Erl ) .
N 5 ) i
: ' ' pote 2. i Saigderngen i i oenew cresgator Bitte, denken Sie daran, auf der
14.46 s - - Dmsa Angoben kornen fost immer den  Kenienbescheidan
w1850 o baw. ami. Beschewmgungen ertnomman 29
- - jo 1.8, Y mehrers Behindarungen vor, so snd die baiden wichrigste: . . .
nzuragen. In  Zaeleislalien getan die fanior mi Wite Rickseite das Personenverzeich-

ihres Schlogwartverzeichnisses Auskunft

Spatte 5: Hiarboi ist 10 unierscheidon nco . . .
Kegortung ool e nis Bl auszufillen —Fehlanzeige
sonst Einwirkungen, ¢ 8 Tl sronth =3

enugh, wenn i~ Splte S <he entspr. Zifier mingetragen
wng Sind mehrere Finwirkungen vorhonden, ot nur die

Sl antigenent erforderlich —und vergessen

Spalten 7 u. 9: Dio Minderung der Erwerbsfahigheit (M. d. E)
i3t maglichsi gency in Prozent (*.) or zugeban Falls i Perter-

koun Frozonuai. so Sie nicht Ihre Unterschrift!

Spnlh 11: Hier ist quch fir Kinder ynd Jugendiiche die von
Minde-

dern itare oder or
sind diese Bezeichrungen einzutrogen.

ae:
rung der Erwerbsfohigkenr unzugeben
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B II Personenverzeichnis

An Bord lebende Familien und Einzelpersonen (ohne Fahrgdste), die eine Wohnung an Land haben.

(Eine sogenannte Briefadresse an Land gilt nicht als sténdige Landwohnung.)

Alle hier eingetragenen Familien und Einzelpersonen haben - jede fiir sich — an Bord eine Haushaltungsliste auszufillen,
jedoch an Bord keinen Wohnungsbogen fiir ihre Landwohnung.

Reihenfolge der Ei

Zverst die Fomilien mit ihren einzelnen Mitgliedern (Familienvorstond, Ehefrou, Kinder, andere
Verwandte, in der Familie lebende Hausgehilfén usw.), dann die Emnlpcmncn e-rlrugon Alle

Personen, die zu der gleichen

geharen, sind

Stellung an Bord

Geschlach

Stdndige Wohnung an Land
(nicht sogenannte Briefadresse an Land)

Lfd. und durch sine Kiammer
Nr. (Des ,
Stellung zum e B ;
gewerblicher Betriebe | mann- | weib- .
(bei F,::T:::m‘m:“m, "(:mm’:. Familienvorstand ist xuw"xlicg- mi'llx] ,i;" ';I';, Gemeinde Strafie und Hausnummer
bzw. Angabe ob Ei E
1 2 3 4 5 6 7 8

1 Schmeider 1 Klaus Familiensorstand Kapitén 1 — Hamburg Ruthswoeg 24

i» 2 Scmeider, geb. Lider ). Kathe Ehefrau - - Hamburg Ruthrweg 24

3 Herry Hugo Einzelperson Matrose ! Hombury Bankstrofe 3

Falls die Zéhlpapiere vor der Weiterfahrt oder Abfahrt des Schiffes nicht abgeholt sind, miissen
sie bei dem néchstgelegenen Revier der Wasserschutzpolizei oder auch an die Hafenmeister, Schleu-
senwdrter, Lotsen oder Zollstellen abgegeben werden. Die Ablieferung der Zéhlpapiere wird durch
Aushéndigung eines griinen Kontrollscheines bestdétigt, der sorgféltig aufzubewahren und auf Ver-
langen vorzuzeigen ist.

Zahlpcplere, die durch die See-Berufsgenossenschaft zugesandt worden sind, missen auf
jeden Fall an die Hauptverwaltung der See-Beruf: chaft oder deren Sektionen
zuriickgesandt werden. Der gleichzeitig Ubersandte ro'e Kontrolischein bleibt an Bord.

Anschrift der Hauptverwaltung der See-Berufs-

genossenschaft: Hamburg 11, Zippelhaus 5 -6,

Seehaus, Fernruf 3213 86.

Anschrift der Sektionen:

Sektion 1: Emden, Nesserlander Strafe 36;

Sektion Il: Bremen, Martinistrafle 34 — Hansa-
Linie —,

Nebenstelle der Sektion Il: Bremerhaven,
Arndtstrafie 1; ’

Sektion IV: Kiel, Willestrafle 9,

Wer eine Frage vorsdtzlich unrichtig,
unvollstéindig oder nicht zu dem festge-
sefzten Zeitpunkt beantwortet, oder wer
sich weigert, eine solche Frage zu beant-
wonen, kann mit Geféngnis bis zu drei

und mit Geldstrafe oder mit
einer dieser Strafen bestraft werden!

—4h —

Dieser Schiffsliste liegen bei: Haushaltungslisten

Arbeitsstdttenbogen

Datum der Ausfillung:

Ich versichere, daB die Angaben in dieser Schiffsliste volisténdig
und der Wahrheit geméB g cht den sind.

(Unterschrift des Schiffsfihrers)



Anlage %

6 8 L 9 S 4 £ 4 1
wwesaFsul 1wesaFsur BENTLIER | uadunijeysney usuosISg usuosIag usuosIag usuosIsg
uafunifey g 19p 14eZ 19p [yez < y ¢ z usuosiad pus-]
-sneyy 1ap uafunijeysney
U3u0SISg 19p ey UdUOSISJ JYaw pun 9 -[2zulg
19p 1Yyez 1w uafunijeysney

(uag1yag yne aasgfmye g suyo)

sajalqabsapung Sop USAPUDT] USP Ul ‘U3GDY PUDT] UD JJUNIIJUM) 31341aM JULI) 3IS JIIMOS

‘uajyiyadg yno 1auyomag

— 45 —



Besatzungskostenamt Lfd.Nr. ........

1)

Zihlblatt

fur beschlagnahmte Gebaude und Wohnungen

nach dem Stande vom 30. 9. 1950

Gemeinde: .......... f et e e e e e P

Strafle und Hausnummer

des Gebaudes: ... ... ...t iiiir et canans e e
voll )
2.) Das Gebaude ist: ....... beschlagnahme
teilweise )
Wohngebiaude ) *)
3.) Es ist ein:
Nichtwohngebiude )
4.) Zahl der beschlagnahmten Wohnungen: )
mit Zahl der

einem| 2 3 4 5 6 7 8 9 | und | nahmten
Wohn- mehr | Wohnungen
raum

10 | beschlag-

Wohnraumen (einschl. Kuche) insgesamt

I I I R

Zeichen des Bearbeiters

Stehen auf einem Grundstick mehrere Gebaude, so ist fiirjedes freistehende

oder durch Brandmauer von einem anderen getrennte Gebaude ein besonde-

res Zahlblatt anzulegen.

In die Zahl der Wohnraume ist die Kuche einzubeziehen, nicht aber Neben-

raume wie Badezimmer, Speisekammer, Abort u.a.

*) Nichtzutreffendes streichen!
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Besatzungskostenamt Lfd. Nr. ......

Zihlblatt

fur die Fortschreibung beschlagnahmter Gebaude und Wohnungen

Beschlagnahme

Freigabe

1) Gemeinde: .. .. ... ittt ittt et

Strale und Hausnummer

des Gebaudes: . ... ... ..t e e e e

2.) Das Gebaude war: nicht )
teilweise ) *) beschlagnahmt

voll )

3.) Es wurde: fur die Besatzungsmacht
bzw. von ihr neu erbaut

voll beschlagnahmt

*)

)
)
)
teilweise beschlagnahmt )
ganz freigegeben )

)

teilweise freigegeben

4.) Es ist ein: Wohngebaude
Nichtwohngebaude

S.) Zahl der neu beschlagnahmten bzw. freigegebenen Wohnungen:

mit Zah! der be-
10 schlagnahm-
ten bzw, frei

einem]| 2 3 4 5 6 7 8 9 und

Wohn- mehr \gegebenen

raum " : m ¥ohnungen
Wohnraumen (einschl, Kuche) insgesamt

I

Zeichen des Bearbeiters

Stehen auf einem Grundstick mehrere Gebaude, so ist fiir jedes freistehende
oder durch Brandmauer von einem anderen getrennte Gebaude ein besonde-
res Zahlblatt anzulegen.

In die Zahl der Wohnrdume ist die Kuche einzubeziehen, nicht aber Neben-

raume wie Badezimmer, Speisekammer, Abort u.4.

*) Nichtzutreffendes streichen!

47 —

Anlage 9



Anlage 10

*>wney pun uafunuyoy ‘Spneqan ulgejrs FunjyezsFunugoy IIp UY SI1313q IAp YIY[PIN[YIsSNY (I

Tt TG6T “CT 1€ We puelisag 19naN

t e s e s e s e s gsWWESNZ omoa-m._”

+ + ¢+ suygudejyosag uadom B ED

++ s+« +msn yoniqqy uadom | Fuedqy

seseeeseses cgoumesnz | 0C°6°€T

Se e oo e et yaqediazg sne as

R umUJMmu‘huﬂam sne (1 wc&wﬂN

R R ) Om&a.@.ma&ﬁﬁﬂdumom

[4 11 01 6 8 L 9 S 14 ¢ [4 1
wb Q1 103Un| wb Iyow udYDINY °[YISUId BaWNBIUYOH N —
uswwesnz | S99 UOA | PO 0T VoA uayony BUE -yom yezuy Funiopuwiap
e n pun £ g pun ¢ y ¢ Zpun | wuesafsur| |, anw vumumu..m
11 voAep apneqafuyoy
JeMZ PUN 2WNBITYOM[BWION -
P uaFunuyom[BWION S[edloN

LS61 44yor sop iny Bunqiaiyasisojsbunuyoy

J2uyomUTY 000 0 J9qR UIPUIAWSD
aj11zag - *Say pun pue My

3sIaI1ypue ] Iop swung
asTanipels 13p awwng
aynrzaqsJuniatday
pue-]

10y ud||9ysnziny JWDSApUD] SIYISISIIDIG

— 48 -




Aniage

*1S1 UdUYI3mznz ydeu Funyeissny
un afe[uy usydIMeEq 15UISS ApNEqaIn) sep WIp ‘YoamzsFunpuamis 19p [299Y I8P UT “1I'p ‘swgeude Jsad 319p WIZ Iz ydamzsFuapuamiap UapuaFaImIoQn wap yoseu 2180y FunyraIurg o1
P 1 Yo1meq ! pneqan sep wap °y P PI p ur r'p q M P # 1 P A Usp TAIdqn wap gy 103 graiury arqg (1

wesadsur apnegqan

CUMCH—:—.*OBHME L A I R R R A 171 )
apneqaduyomIgaIN pupig
apneqaJuyop
juresadsur apneqon et e e
uadunuyoy rw E“.Mzw:E_
PPnEqRsuyomIIIN -mmEumoAMoZ yomp
aspneqaduyop Buobny

jwesadsur apneqan

uaSunuyop 1w [euend) wr
apngqafuyomiyarN aqe81ar,] yomp
buobqy
apneqaduyop

jwesadsur apneqgan

CUMGDGLOBHME L R R R R 1)
apngqafuyomiyorN pupig
apneqaduyop
L1 91 9t 14 ¢l 1 11 ot [ 8 L 9 S 14 ¢ 4 1
uafunu uafunu
-yom -qop
H—UHE—.—NH— Uﬁﬂﬂﬂbo GUHELNG QTH-N.«.AUO
Ysw -Seqyos 13 -Feqyos 13
pun 6 8 L 9 ¢ y ¢ z I Bl DUV A hadv i i
o1 -sur A S Funiapuesp
(1 MeapnEgan puesg
1w 1w

Juyeude[yosaq wuyeufejyosaq
(swnesuaqaN 2uyo ‘OUI0Y YII[FII[YISUII) USWNBIUYOMN ° * * ' ITW UOAERP =194 -{{oa

uafunuyop awyeuvFeyossag apneqan awyeudeyosag

(usprna JneqId naU YT UOA "MZq IYdewsTunziesaq IIp My SYI[2A ‘OPNEqeD WIPISYne {apngqas) UIWIIZSIJUOY pun USUSLIINbAI af[e UaI[aF wyeude[yssaq s|y)

uabunuyoy pun apnngaq uajwyoubo|yssaq uajyopwsbunzipsag uap uoa 13p Bunpjawspunysag

aq1zaqsSuniarday (q
jwesadsur pue] (e
a0y uajjaysnzyny

~ 49 —






	Inhalt
	Vorwort
	A. Allgemeines zur Statistik der Gebäude- und Wohnungszählung
	Geschichtlicher Rückblick
	Umfang und Bedeutung der Gebäude- und Wohnungszählung 1950
	Vergleichsmöglichkeiten der Zählungsergebnisse mit vorangegangenen Zählungen
	Gesetzliche Grundlagen der Gebäude- und Wohnungszählung 1950

	B. Organisation der Zählung
	Vorbereitung, Durchführung und Aufbereitung der Zählung
	Zählpapiere

	C. Zählung der von den Besatzungsmächten in Anspruch genommenen Gebäude und Wohnungen
	D. Fortschreibung der Ergebnisse
	E. Zählungsbegriffe der Gebäude- und Wohnungszählung
	Gebäude
	Gebäudearten
	Eigentumsverhältnisse
	Baualter
	Kriegsschäden
	Geschoßzahl
	Wohnung
	Normal- und Notwohnungen
	Leerstehende Wohnungen
	Ausstattung der Wohnungen
	Mietverhältnisse
	Unterkünfte außerhalb von Wohnungen
	Räume in Wohnungen
	Nutzungsart der Räume in Wohnungen
	Raumgrößen
	Anrechenbare und nichtanrechenbare Räume
	Gewichtete Raumzahlen
	Miete
	Wohnparteien
	Arten von Wohnparteien
	Heimatvertriebene Wohnparteien
	Personen

	F. Veröffentlichungsprogramm

